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Lebenslauf. 

Geboren am 6. September 1853 zu Würzburg wurde ich 
auf Grund eines Reifezeugnisses des k. Gymnasiums daselbst im 
Oktober 1872 an der Universität Würzburg immatrikuliert; seit 
Oktober 1873 setzte ich meine Studien zu Heidelberg und im 
Winter 1874/75 zu Berlin fort. Mit Beginn des Sommersemesters 
1875 kehrte ich an die Universität Würzburg zurück und unter- 
zog mich daselbst im August 1876 der i. juristischen Prüfung. 

Die Vorbereitungspraxis brachte ich sodann im Dienste 
beim k, Bezirksamt, beim k. Bezirksgericht und beim k, Stadt- 
gericht Würzburg zu, bestand im Sommer 1879 die bayrische 
Konkursprüfung der zum Staatsdienste adspirierenden Rechts- 
kandidaten, nachdem ich im August 1878 von der Juristenfakultät 
der Universität Würzburg auf Grund der Abhandlung: „Zur Ge- 
schichte des Eigenthums in der Stadt Wirzburg. Ein Beitrag 
zur Geschichte des Eigenthums in den deutschen Städten." die 
juristische Doktorwürde erhalten hatte. Im Winter 1879/80 hielt 
ich mich zu weiteren Studien in Leipzig und Berlin auf. 
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Vorwort. 

In der vorliegenden Habilitationsschrift werden einige Ab- 
schnitte aus einer grösseren Arbeit veröffentlicht, die unter be- 
sonderer Berücksichtigung derjenigen Rechtsgebiete, welche auf 
die Gestaltung dieser Lehre im deutschen Recht von Einfluss 
waren, die gesammte Entwicklung der Rechtsfolgen des Ehe- 
bruchs umfassen soll. Da sich also diese Abhandlung nicht als 
abgeschlossenes Ganze darbietet, bedarf es wohl keiner weiteren 
Entschuldigung vorhandener Lücken, welche erst bei Vollendung 
der ganzen Arbeit ihre Ergänzung finden können. 

Eine Rechtfertigung der Anordnung des Stoffes ist wohl nur 
in folgenden zwei Punkten nötig. Die Bestimmungen des prote- 
stantischen Kirchenrechts und der neueren bürgerlichen Gesetz- 
gebungen über den Ehebruch als Ehesclieidimgsgrund und als 
Ehehindernis glaubte ich in die Darstellung des kanonischen 
Rechts aufaehmen zu sollen, da sie sich auf Grundlage desselben 
entwickelten. Die Darstellung des deutschen Rechts des Mittel* 
alters führte ich bis zum Beginne des i6. Jahrhunderts fort, da 
die Erlassung der Carolina der partikularen Rechtsbildung kein 
Ziel gesetzt hat. 

Durch freundlichen Rat haben mich die Herren Professoren 
Heinrich Brunner in Berlin und Georg Meyer in Jena, durch 
unermüdliche Bereitwilligkeit Herr Oberbibliothekar Dr. Kerler 
in Würzburg zu aufrichtigem Danke verpflichtet. 

Würzburg, April 1880. 

E- R, 
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Zu allen Zeiten erkannte man in der Unverletzlichkeit und 
Heiligkeit der Ehe eine unerschütterliche Grundlage der staat- 
lichen und gesellschaftlichen Ordnung^). 

Das Verbot des Ehebruchs gehört zu den Normen, welche, 
wenige Ausnahmen abgerechnet, fast „unverändert durch die 
Jahrtausende gegangen sind***), während die betreffenden Straf- 
gesetze ein Bild buntester Mannigfaltigkeit und reichsten Wechsels 
bieten. Todesstrafe und geringe Geldbusse sind die beiden Pole, 
zwischen welchen die für den Ehebruch gesetzten Strafen schwanken 
und nahezu das ganze geschichtliche Strafmittelsystem in auf- 
und absteigender Linie erschöpfen. 



Bas kanonische Recht. 

Das Christentum verlieh der Ehe eine besondere religiöse 
Weihe, indem es dieselbe auf göttlichen Ursprung zurückführte 
und jede aussereheliche Geschlechtsverbindung energisch ver- 
warf. Die Kirche fasste den Ehebruch nicht sowohl als Ver- 
letzung der besonderen Rechte des Ehegatten, sondern vorzugs- 
weise unter dem Gesichtspunkte der Sünde auf und bestrafte den- 
selben als eine Verletzung des Sakraments der Ehe*). Im Gegen- 

^) Dass sogar die Thiere die Verletzung ehelicher Treue für ein Unrecht 
halten, zeigt Büchner, Liebe und Liebesleben der Thierwelt. Berlin 1879. S. 69 ff, 
insbesondere S. 70, 83, 90 und 109. Vgl. auch noch Plinius, Hist. nat. VIII, 16 j 
X, 34 J Aelian , Hist. animal. III, 44 ; Cassiodor, Var. V, 33. 

*) Binding, die Normen und ihre Uebertretung. Leipzig 1872. I, S. 59. 

^) Vgl. Schulte, Handbuch des kathol. Eherechts. Giessen 1855. S. 5 f. 
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Satze zum mosaischen und römischen Rechte, nach welchem als 
Ehebruch nur die fleischliche Vermischung einer Ehefrau mit einem 
andern als ihrem Ehemanne betrachtet wurde, legte das Christen- 
tum nach seiner Auffassung der Ehe dem Manne wie dem Weibe 
dieselben Rechte und Pflichten, also auch die gleiche Verpflich- 
tung ehelicher Treue auf. Die Kirchenväter geben schon diesem 
Gedanken unzweideutigen Ausdruck. So Ambrosius^): Nemo 
blandiatur sibi de legibus hominum. Omne stuprum adulterium 
est nee viro licet, quod mulieri non licet. Eadem a viro, quae 
ab uxore debetur castimonia. Quidquid in ea, quae non sit legi- 
tima uxor, . commissum fuerit adulterii crimine damnatur. Ebenso 
Hieronymus *) : Apud nos, quid non licet foeminis, aeque non 
licet viris et eadem servitus pari conditione censetur. 

Es erscheint daher im kanonischen Rechte der Begriff des 
Ehebruchs erweitert und stellt sich nun dar als dolose fleisch- 
liche Vermischung eines Ehegatten mit jeder anderen Person als 
ihrem Ehegatten % Im kanonischen Rechte kommt der Ehebruch 
nach drei Richtungen in Betracht , als Verbrechen , als Ehe- 
scheidungsgrund und als Ehehindemis und hat stets dieselben 
Thatbestandsmerkmale zur Grrundlage. 



I. Der Ehebrach als Verbrechen. 

I. Poenitentialbücher. 

Die Kirche als eine Anstalt zur Heiligung der sündigen 
Menschheit bedurfte zur Erfüllung dieses ihres Berufes einer 
Zucht- und Strafgewalt über ihre Angehörigen. Mit dieser er- 
gänzte sie die Lücken des weltlichen Strafrechts bei den Ger- 
manen, indem sie alle Vergehen gegen die Vorschriften der christ- 
lichen Lehre und gegen die guten Sitten durch Auferlegung von 
Busswerken ahndete. Schon in den ersten Jahrhunderten des 
Christentums entwickelte sich so entsprechend dem Rechtsbewusst- 
sein der christlichen Gemeinde das Busswesen in den germani- 



») c. 4, C. 32, qu. 4. 

«) c. 20, C. 32, qu. 5; vgl. auch c. 23, C. 32, qu. 5. 

^) Vgl. die Aussprüche von Tertullian, de monogamia c. 9, Lactantius, Inst. 
Div. VI, c. 23 u. Augustinus, Serm. 51 t. 5 bei J. H. Böhmer, Jus ecclesiasticura 
protestantium. Halae-Magdeb. 1763, tom. V, t. 16, p. iii. 
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sehen Ländern sowohl in formeller wie in materieller Hinsicht 
unter starker Beeinflussung durch das nationale Recht ^). Nament- 
lich in formeller Beziehung zeigte sich eine auffallende Anlehnung 
der Bussordnungen an das Kompositionensystem der Volksrechte ^). 
Seit dem 3. Jahrhundert erwiesen sich die Koncilien wie für die 
einheitüche Gestaltung kirchlicher Lehre undDisciplin überhaupt, 
so insbesondere für die Ausbildung des Busswesens von hervor- 
ragender Bedeutung'). Zur reichsten Entfaltung gelangte dieses 
aber in der angelsächsischen Kirche, deren Pönitentialien dann 
wieder bei Verwaltung des Bussakraments im Frankenreiche An- 
wendung fanden, nachdem durch angelsächsische Missionäre die 
Bekehrung der heidnischen Franken erfolgt war. 

Unter den Gegenständen der Bussordnungen ragen natür- 
lich diejenigen Vergehungen, zu deren Verübung das Volk am 
meisten geneigt war, hervor; die Unzuchtsverbrechen mit dem 
Ehebruche sind es, welche unter diesen den ersten Rang ein- 
nehmen. Gerade bei den Unzuchtsverbrechen suchte das kirch- 
liche Recht von den ältesten Zeiten an seinen Einfluss auf das 
weltliche Recht zu erstrecken*), weshalb eine eingehendere Be- 
rücksichtigung der Bestimmungen der Bussordnungen in dieser 
Abhandlung gerechtfertigt sein dürfte. Kam den Bussbüchern 
als Privatarbeiten eine eigentliche gesetzliche Bedeutung nicht 
zu, so erscheinen sie immerhin für die strafrechtliche Qualifikation 
der Verbrechen seitens der Kirche als Grundlage des kirchlichen 
Strafrechts von Belangt). „Die bestimmt abgemessene Busszeit 
Hess, wie Dove^) ausführt, den strafenden Charakter der Pöni- 
tenzen hervortreten und gerade in dem Zurücktreten ihrer ur- 
sprünglichen Bedeutung als blosses Zeichen der individuellen inner- 
lichen Besserung gegen den Gedanken der strafenden Gerechtig- 



*) Hildenbrand, Untersuchungen über die germanischen Pönitentialbücher. 
Würzburg 1851. S. i f. 

*) Auch die Einführung der Bussumwandlungen (Redemtionen) in das kirch- 
liche Busswesen wurde wesentlich gefördert durch das germanische Kompositionen- 
system, vgl. W. (= "Wasserschieben, die Bussordnungen der abendländischen Kirche. 
Halle 1851) S. 29. 

') W. 2 ff. 

♦) Hälschner, das preussische Strafrecht. Bonn 1858, II, S. 293. 

*) Walter- Gerlach, Lehrb. des Kirchenrechts. Bonn 1871, S. 429, nennt sie 
geradezu geistliche Strafgesetzbücher. 

•) Beiträge zur Geschichte des deutschen Kirchenrechts (die fränkischen Send- 
gerichte) in: Zeitschrift für Kirchenrecht IV, S. 10. 

1* 
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keit lag die Bedeutung des Busswesens für die Ergänzung des 
weltlichen Strafrechts." Nachdem die Kirche anfing die Verbrechen 
vorzugsweise als Verletzung göttlicher Gebote zu betrachten, musste 
sich auch der Begriff der Strafe im kanonischen Rechte entsprechend 
modificieren. Dieselbe wird als eine Wohltat für den Schuldigen 
verhängt, um diesen wieder mit Gott auszusöhnen. Das kirch- 
liche Strafrecht hat deshalb vor allem die Besserung des Ver- 
brechers im Auge. Er hat Gottes Zorn durch Verletzung seiner 
Gebote auf sein Haupt herabbeschworen, sein Streben muss des- 
halb darauf gerichtet sein, ihn zu versöhnen ^). Nur durch Busse ^) 
erlangt er Verzeihung, indem er durch Kasteiung, durch Auf- 
erlegung von Entbehrungen die Vergehen sühnt, zu welchen ihn 
die Lust des Fleisches (laeta caro) verlockte — ut praeteritas 
delitias, per quas offenderat Deum, vitae austeritate compenset^). 
Art imd Umfang dieser Busse zu bestimmen, also die Schwere 
der Frevelthat nach der Modalität des Falles abzumessen und 
ein gleichwertiges Mass an Entziehung von Lebensgenüssen fest- 
zusetzen, war Zweck der Bussregister, da gerade für detaillierte 
Zahlenbestimmungen das Herkommen nicht ausreichte, sondern 
durch bewusste Fixierung von kirchlichen Autoritäten ergänzt 
werden musste *). Auf diese Weise erklärt sich die bunte Mannig- 
faltigkeit der Taxationen, da sich persönliche und lokale Ver- 
schiedenheit der Auffassungen eben doch nicht ganz einheitlich 
verschmelzen Hess. 

Die der älteren Zeit angehörenden angelsächsischen Buss- 
ordmmgen bekunden eine Nachgiebigkeit gegen das nationale 
Rechtsbewustsein, welche sich sogar bis zur Verläugtiung christ- 
licher Grundsätze steigerte. Ein Beispiel einer derartigen mit 
dem kirchlichen Standpunkte unvereinbarlichen Bestimmung bietet 
der 27. der canones Wallici ^) : Si quis causa fomicationis alterius 
uxorem infecerit, capti morte moriantur, et qui eos interfecerit 
nuUam se timeat habere causam. Auffallend erscheint die Be- 
stimmung schon deshalb , weil jedermann , also nicht nur den 
nächsten Angehörigen, welche ein berechtigter Schmerz über die 



*) can. 34 Dist. I, de poenit. 

*) can. 63 ibid. 

^) can. 66 ibid. 

♦) Vgl. Hildenbrand S. 2. 

^) W. 129. 
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ihnen zugefügte Schmach zur Tötung der Schuldigen bewegen 
konnte, die Tötungsbefugniss eingeräumt wird. Die germanische 
RechtsaufFassung liess sich eben nicht durch den Abscheu der 
Kirche vor Blutvergiessen und durch das der Rache entgegen- 
gesetzte Gebot der Nächstenliebe unterdrücken. Die Kirche hätte 
die Tötung der im Ehebruche ergriffenen Personen schon darum 
verwerfen müssen, weil den Getöteten ja jede Gelegenheit zur 
Reue und Busse abgeschnitten wurde und diese durch den Rache- 
akt so ewiger Verdammniss preis gegeben wurden. Als später 
die Kirche das nationale Element üerwunden hatte, konnte Papst 
Nikolaus I. ^) den Grundsatz aufstellen , dass es niemanden erlaubt 
sei sein ehebrecherisches Weib zu töten, einen Grundsatz, welchen 
auch Augxistinus ausgesprochen hatte in den Worten : Cum enim 
utrumque secundum legem Christi illicitum sit, sive adulteram oc- 
cidere, sive illavivente alteram ducere ab utroque abstinendum 
est 2). Ganz entschieden spricht auch Papst Stephan V. dem 
Manne das Tötungsrecht ab, indem er an Hastulph, der seine 
Frau getötet hatte, schreibt ^j : occidisti uxorem tuam — non in- 
venisti eam cum alio viro nefariam rem facientem. — Prius causa 
criminis subtiliter erat investiganda: et tunc, si ita fuisset inventa, 
secundum legis tramitem debuit accipere ultionis vindictam. Nam 
si verum (quod absit) fuisset, sicut ille adulter mentitus est, post 
Septem annos poenitentia peracta dimittere eam per approbatam 
causam poteras, si voluisses: occidere tamen eam nulla- 
tenus debuisti. Non enim vult Deus mortem peccatoris, sed 
ut convertatur ad poenitentiam et vivat. Die Glosse bemerkt 
hiezu: ignoscitur tamen marito, si uxorem in adulterio depre- 
hensam occiderit, quoad poenae mitigationem. Offenbar bezieht 
sich diese Strafmilderung auch auf den Ehemann , welcher seine 
Frau • im Ehebruche mit einem Geistlichen ertappte und diesen 
tötete, so dass auf den Ehemann die Bestimmungen des canon 
si quis suadente ^) keine Anwendung finden und er nicht als sacri- 
legus der Exkommunikation verfallt. Der Bräutigam, welcher 
den seiner Braut konkumbierenden Geistlichen getötet hatte, konnte 



1) c. 6, C. 32, qu. 2. 

>) c. 9, C. 32 qu. 2. 

•) c. 8, C. 33, qu. 2; vgl. noch c. 9 ibid. — Si (quod verius dicitur) non 
licet homini Christiano adulteram conjugem occidere, sed tantum dimittere ; quis est 
tarn demens qui dicat ei, fac, quod non licet, ut liceat tibi, quod non licet. 

♦) c. 29, C. 17, qu. 4. 
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Absolution vom Bischöfe erhalten und brauchte sich deshalb nicht 
erst an den Papst zu wenden^). 

Ein Hauptunterschied in den Bussbüchern besteht zwischen 
den Vergehungen der Geistlichen und denen der Laien. Für 
erstere erhöhte oder verminderte sich die Busszeit je nach dem 
hierarchischen Range des Sünders. Eine solche Busskala findet 
sich im Poenitentiale Merseburgense c. 8*^): Si quis fomicaverit 
cum uxore alterius , — si clericus est , V annos poeniteat, 11 ex 
his in pane et aqua, si laicus III annos, I i. p. e. a., si diaconus 
aut monachus, VII a. poeniteat, III i. p. e. a. , subdiaconus VI, 
II. i p. e. a.j si sacerdos X, IH i. p. e. a , episcopus VII et de- 
ponatur. Fast die nämlichen Bestimmungen, gewöhnlich mit un- 
bedeutender Veränderung der Busszeit, enthalten: Poenitentiale 
Egberti ^), Cummeani*), Pseudo-Gregorii IH ^), Poenitentiale XXXV 
Capitulorum *^) , Valicellanum n*^) und Civitatense^). Eine Strafe, 
welche nur den Geistlichen treffen konnte, war die Deposition. 
Ueber deren Verhängung divergieren die einzelnen Bussbücher. 
Während Poenitentiale XXXV Capitulorum sagt : Post actam poeni- 
tentiam reconcilientur ad communionem, nam ad sacerdotium nun- 
quam , also die Amtsentsetzung auf ewig ausspricht , macht das 
Poen. Pseudo-Gregorii IH die Verhängimg der Deposition ab- 
hängig von dem Umstände, ob die Kenntniss des Verbrechens 
ins Volk gedrungen sei — si autem in conscientia populi devenerit, 
extra ecclesiam fiant» et inter laicos poeniteant, quamdiu vivunt. 
Den Grund hiefür gibt Rabanus®) an: quia scandalum est po- 
pulo Dei tales personas supra se positas habere, quas ultra mo- 
dum vitiosas esse constat, denn so würden die Menschen vom 
Gottesdienste abgezogen und durch verderbliche Beispiele täg- 
lich schlechter. Werden dagegen schwere Sünden, wozu die 



') CJanis, Opera omnia. Francof. 1636. p. 397 (lib. V. § homicidium n. 49); 
Flaminius de Rubels, Tractatus de adulteriis. 1600. p, 148. 
^) W. 39^^ 
^) c. u W. 233. 
♦) c. m, § S, W. 47 [. 

') c^ 5r ^- 539^ 

') c. Vn, g 3, W. 508. 

') c. XVI, W- 558. 

«) c. xxxr, \y. 691. 

^) Rabanus Maucus, Poenitentium liber c. i (Patrologiae ed. Migne t. CXII, 
P- J399). 
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verschiedenen Fomikationsfalle gehören, im geheimen begangen, 
so ist den geistlichen Missetätern — etiam gradu servato — die 
Verzeihung Gottes in Aussicht zu stellen, sofeme sie ihre Sünden 
bereuen und dieselben durch Fasten, Almosen, Vigilien und Gebete 
zu biissen trachten. 

Die Verschiedenheit des ordo wird namentlich berücksichtigt 
von den fränkischen Bussordnungen im Gegensatze zu den älteren 
angelsächsischen, da die hierarchische Gliederung im fränkischen 
Reiche bei der steten Verbindung mit der Gesammtkirche und 
dem römischen Bischöfe früher zur Ausbildung gelangte, als dies 
bei der sich selbständig entwickelnden angelsächsischen Kirche 
der Fall war ^). 

Eine andere Einwirkung der römischen Disciplin auf die Be- 
stimmungen der Pönitentialbücher machte sich bezüglich des Cöli- 
bats der Geistlichen geltend. Seitdem im 4. Jahrhundert den Priestern 
und Diakonen die Ehe, den bereits verheirateten der geschlecht- 
liche Verkehr mit ihren Gattinnen imtersagt war^), betrachteten 
auch die fränkischen Bussbücher diesen geschlechtlichen Ver- 
kehr eines verheirateten Geistlichen mit seiner Ehefrau als adul- 
terium und legten einem solchen Priester eine seinem ordo ent- 
sprechende Busse auf. Poenit. Bobiense c. Xu. ^) : Si quis cleri- 
cus vel superioris gradus, qui uxorem habuit, et post honorem 
iterum eam cogiioverit, sciat, se adulterium commisisse. Clericus 
IV, diaconus VT, sacerdos VII, episcopus XII annos poeniteat, 
•singuli in pane et aqua juxta ordinem suum*). 

Den Geistlichen lag insbesondere noch die Pflicht ob sich 
von ihren ehebrecherischen Frauen zu trennen, sobald sie von 
ihrem sündhaften Wandel Kenntniss erlangt hatten. Unterliessen 
sie dies, so blieben sie selbst beim Tode von der Kommunion 
ausgeschlossen *). 



') w. 51. 

*) Vgl. über die Entwicklung der Lehre vom Cölibat: Richter - Dovc , Lehrb. 
des kath. und evang. Kirchenrechts. Leipzig 1874, S. 300 fF. 

»j W. 408. 

♦) P. Columb. c. Vin; P. Merseb. a c. XII; P. Cum. c. III, § 2; W. 356, 
392, 471. 

') ne ab his, qui exemplum bonae conservationis esse debent, videantur ma- 
gisteria scelerum procedere (Concil. Illeberit. c. 65 bei Bingham, Originum sive antiquit 
ecclesiast. 1761. vol. VII, c. 16, p. 417. 
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Der Ausdruck adulterium hat eine weitere Bedeutung und 
umfasst nicht nur den Ehebruch ; adulterare wird sowohl in Ver- 
bindung mit semet ipsa ^) , als auch cum pecode *^) gebraucht. 
Auch der Treubruch der Verlobten wird wie der Ehebruch als 
adulterium bezeichnet — si quis adulterium commiserit, id est 
cum uxore aiiena aut sponsata ^) ; beide Vergehungen werden mit 
derselben Busse belegt; gewöhnlich wird diesen noch die Ver- 
führung^ einer Jungfrau gleichgestellt. 

Die Bestimmungen, welche den von Laien begangenen Ehe- 
bruch behandeln, zeigen hinsichtlich der Art und des Umfangs 
der Bussen ein Bild buntester Willkür; i^), 2^), 3^), 4''), 5^), 
y^), 10*^) Jahre Pönitenz werden unter den mannigfaltigsten Modali- 
täten auferlegt, so dass es fast unmöglich erscheint, in dem wirren 
Durcheinander der durch zeitliche , örtliche und persönliche An- 
schauungen beeinflussten Bussregister einheitliche und leitende 
Gesichtspunkte herauszufinden. Nicht richtig erscheint die Be- 
hauptung Hälschners^^), dass die höchste Busse in allen Fällen 
der Ehebrecherin auferlegt werde, während den Ehebrecher in 
der Regel eine geringere Busse treffe. Sogar das Poenit. Bigot. ^^), 
auf das sich Hälschner beruft, sagt: Similiter mulier adultera 



') P. Merseb. a. c. XCVI; P. Vindob. a. c. LXXVI; W. 401, 421. 

=j P. Merseb. b. c. XLV; "W. 433. 

^) P. Hubert, c. IX; P. Ps.- Roman, c. U. § 2; P. Merseb. a. c. VIII; P. 
Paris, c. VII; P, Merseb. b. c. XXIV; W. 378, 364, 392, 413, 431. 

*) R Vioniai § 36; "W. 116. 

^) P. Ps.-Beda c. I § i ; W. 258. 

^j Sinodus Lud Victoriae § 3; Cap. Dacher c. 84; P. Beda III § 14; P. 
Ps,'Eeda c.I §1; P, Ps.-Egberti c. XIV; P. Merseb. a. c. VIII: W. 104, 153, 222, 
258, 307, 392, 

'} P. Theod. II § i; P. Egberti c. I; P. Ps.-Beda c. XXVI; P. Ps.-Egberti 
c. LXVni § 41 W. 185, 233, 270, 344. 

^) P. Ps. -Theod. c. IV § 3, 4; P. Mediol. VII; W. 581, 720. 

') P. Manenian. c. LXXIV § i ; P. Ps.-Egberti c. X; P. Hubert, c. IX; 
P, Bigot. ä VI g l; P. Vigilan. c. LXI; P. Civitat. c. XIX; P. Mediol. pr. VII; 
W, 299, 325, 378, 450, 531, 690, 720 ; vgl. noch d'Achery, Spicilegium. Paris 1723, 
t. I, c. 88 (p, 528). Halitgarius, De judicio poenitentium laicorum 1. IV, c. 13, 
p. 112 (Thes* monum. eccles. ed. Casnage. Amstel. 1725, t. II, P. 2); Rab. Maurus 
c, 111, p* 1406; Wasserschieben, die irische Kanonensammlung. Giessen 1874, 1. 46. 
c, 32, p. 221. 

''') P. Merseb. b. c. XXIV; P. Mediol. pr. VII; W. 431, 720. 

") Die Lehre vom Ehebruch und der Bigamie im: Gerichtssaal, XXII. 
S. 410. 

>^) c. VI, § 2; W. 450. 
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7 annis poeniteat, nachdem es im § i dem Manne wegen Ehebruchs 
dieselbe Busse auferlegt hatte. Auch Poenit. Cumm. ^) lässt die 
schärfere Busse der Frau nicht erkennen, während das zehnjährige 
Bussmaximum, welches c. 24 Poenit. Merseb. b. ^) androht, gleich- 
falls den Ehemann trifft. Ebenso wird die hohe siebenjährige 
Busse in allen angeführten Stellen dem Ehemann angedroht ; keine 
einzige dieser Satzungen hat nur für die Ehebrecherin Geltung, 

Auch der Ansicht Hälschners ^) , die älteren Bussbücher 
huldigten dem Grundsatze, dass sich des Ehebruchs stets die Ehe- 
frau, der Mann nur durch Umgang mit einer Ehefrau schuldig 
mache, kann man nicht beipflichten. Denn dass auch der Umgang 
eines Ehemannes mit einer Ledigen unter dem Gesichtspunkte 
des Bruchs der Ehe und nicht als einfache Unzucht aufgefasst 
wurde, geht schon daraus hervor, dass die Unzucht zwischen 
ledigen Personen milder bestraft wird als der Ehebruch, bei dessen 
Bestrafung noch der Umstand berücksichtigt wird, ob ein Teil 
oder beide verheiratet sind, z. B. Poenit. Beda*) c. 12, 13, 14 
und c. i; Ps.-Beda^) c. i § i. 

Die regelmässige Busse bestand in Fasten, meist während 
eines Teiles der Bussfrist durch Beschränkung auf den Genuss 
von Wasser und Brod verschärft , sowie in Ausschliessung von 
der Kommunion während der Bussdauer; die vorzunehmenden 
Busshandlungen sowie die auferlegten Abstinenzen sind in de- 
taillierten Reglements zusammengestellt^). Mit der Busse wird 
noch verknüpft die Darreichung von Almosen an Arme, welche 
Auflage auch in Verbindung mit Verbannung aus dem Vater- 
lande vorkommt''^). Oft wird den Büssenden während der Buss- 
zeit jeder eheliche Geschlechtsverkehr untersagt®). Ja nach c, V, 
§ I des Poenit. Bigot.^) besteht die Busse, welche den des Ehebruchs 
schuldigen Ehemann trifft, lediglich in der Auflage drei Jahre dem 
ehelichen Verkehr mit der eigenen Ehefrau zu entsagen. Charak- 



§ 33'. W. 474. 

2) W. 431 ; vgl. auch W. 720. 

^) a. a. O. S. 409 f. 

♦) W. 222. 

») W. 258. 

«) W. 7, 102 ( §11). 

') P. Hubert, c. IX; W. 378. 

8) P. Vinn. § 36; P. Columb. c. XIV; W. 116, 357. 

•) w. 450. 
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teristisch ist die dem Büssenden eingeräumte Befugnis, falls er 
nicht zu. fasten vermöchte, die Busse durch eine den Vermögens- 
verhältnissen angepasste Geldsumme abzulösen, welche dann für 
den Loskauf von Gefangenen, für den hl. Altar oder für die 
christlichen Armen verwendet werden sollte^). Einige fränkische 
Bussbücher verhängen über den Ehebrecher, abgesehen von der 
ihm auferlegten dreijährigen Busse, eine dem Ehemann der 
schuldigen Gattin zu entrichtende Geldentschädigimg, wenn aus 
dem Ehebruch ein Kind erzeugt wurde — dans insuper pretium 
pudicitiae marito uxoris violatae^). 

Bei der oft widerlich eingehenden Kasuistik, durch welche 
sich die Beichtbücher in Erörterung der Fleischesverbrechen aus- 
zeichnen , findet sich natürlich auch eine schärfere Bussdrohüng 
für das adulterium duplex gegenüber dem adulterium simplex^). 
Burchard von Worms*) begründet diese scharfen Bussbestim- 
mungen seiner canones poenitentiales, wie folgt: Si mechatus es 
tu uxoratus cum alterius uxore, quia habuisti, quomodo impleres 
tuam voluptatera, duas carrinas^j cum XV sequentibus annis 
penitere debes, unam, quia super uxorem tuam alteram habuisti, 
ecce unum adulterium, habuisti etiam alterius uxorem, ecce al- 
terum adulterium, et nunquam debes esse sine penitentia. 

Unterschieden wird ferner die einmalige Verübung des Ver- 
brechens von der wiederholten^) Begehung desselben. Während 
erstere schon mit einer 5 jährigen') Busse gesühnt erscheint, wird 
beim Rückfall die Kommunion nur dann vor dem Tode gewährt, 
wenn der Schuldige Besserung gelobt®). 

Ebenso wie das Verbrechen selbst, erheischt auch die Bei- 
hülfe zu demselben , sie mag sich nur in der Zustimmung des 
einen Ehegatten oder in der Darbietung eines Platzes für die Ver- 
übung des Verbrechens kundgeben, eine, wenn auch gelindere 



') P. Merseb. a. c. CXLVIII; W. 405. 

^) P, Columb. c. XIV; P. Ps.-Roman. c. II, § 9; W. 357, 365. 

3) P. Beda c. III, §14; P. Ps.-Beda c. I, § i ; P. Ps.-Theod. c. IV, § 5; 
W. 222, 258, S8i. 

*) Conrectof Burchardi c. 40; W. 639. 

*) XL dies in pane et aqua, quod in communi sennone carrinam vocatur 
fc, 39 ibidO- 

') P. Ps.-Beda, c. I, § I, W. 258; quanto sepius et negligentius ea pec- 
cata commiltunt, tanto majus tempus addatur et modus. 

') d'Acliery, c. 83 (p. 528). 

^) d'Achery, c. 82 (p. 528). 
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Busse. Einer Jiarten Busse dagegen verfallt der Mann , welcher 
seine Frau gegen ihren Willen zum Ehebruche veranlasst. Billigt 
die Frau dann das, was sie anfänglich mit Widerstreben auf 
des Mannes Geheiss gethan, so darf sie heiraten, wen immer 
sie will (si se continere non potest), ihr Mann aber muss zeit- 
lebens ehelos bleiben. Willigt die Frau sofort in den Vorschlag 
ihres Gatten einen Ehebruch zu begehen, so trifft sie dieselbe 
Busse wie ihren Gatten. Verführt eine Frau einen andern Ehe- 
mann zum Ehebruche mit ihr, so verfallt sie der Exkommunikation*). 
Derjenige aber, der sich eines Lenociniums schuldig macht, kann 
nicht einmal vor dem Tode die Kommunion empfangen ^). Der Ehe- 
bruch, welchen der Herr mit einer Hörigen begeht, hat eine ge- 
ringere Busse als der mit einer Freien verübte im Gefolge ^}. Dem 
büssenden Ehebrecher wird in solchen Fällen stets die auch sonst 
häufig wiederkehrende Auflage gemacht, sich während eines be- 
stimmten Zeitraums des geschlechtlichen Verkehrs mit der eigenen 
Ehefrau zu enthalten, da diese durch einen derartigen Ehebruch 
ganz besonders in ihrer Würde verletzt erscheint. 

Hielt der Herr eine Hörige als Konkubine, so war er zu 
deren Freilassung verpflichtet, namentlich dann, wenn er mit ihr 
ein Kind erzeugt hatte *). Das heidnische Institut des Konkubinats 
durfte das das Princip der Monogamie hochhaltende Christentum 
nicht dulden ; das Halten von Konkubinen wurde deshalb, sobald 
die Kirche bei den Germanen ganz festen Fuss gefasst hatte, 
mit Ausschliessung von der Kommimion geahndet ^). 

Dass das kirchliche Strafrecht, welches sich an die Vor- 
schriften des Dekalogs anlehnte^, selbst die nur in Gedanken 
verübten Sünden, die Begierden nach eines anderen Weib, welche 
ja durch die Beichte dem Priester geoffenbart wurden, in Ver- 
bindung mit allen Gelüsten sinnlicher Leidenschaft mit Busse be- 
legte, erscheint nach der ganzen Natur des Busswesens selbst- 
verständlich. 



*) Corrector Burchardi c. 47; W. 461. 

*) d'Achery, c. 85, p. 528. 

3) P. Vinn. § 39, 40; P. Beda c. III, § 15; P. Ps.-Beda c. I, § 1 ; P. Ps.- 
Theod. c. IV, § 7; W. 117, 222, 258, 581. 

*) P. Vinn. § 40; P. Ps.-Theod. c. IV, § 8 ; W. 117, 581. 

*) Regino, Libri duo de synodalibus causis II, c. 99, ed. "Wassersclileben, 
p. 252; Rab. Maunis, c. X, p. 410; d'Achery, c. 81 (p. 528); Halitgarius IV, c. 12 
(p. III). 

*) Friedberg, Aus deutschen Bussbüchern. Halle 1868. S. 42. 
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2. Corpus juris canonici. 

Die dargelegten Grundsätze der Bussordnungen bezüglich 
des Ehebruchs fanden zum Teil Aufnahme in die kanonischen 
Rechtsbücher, da diese oft dieselben Quellen benützten, ausweichen 
die Verfasser der Pönitentialbücher schöpften. 

Für Geistliche besteht die Strafe des Ehebruchs in der 
Amtsentsetzung ^) — a clericatus ordine (ab officio) depositus — 
und Verweisung in ein Kloster, um hier zeitlebens Busse zu thun^). 
Dagegen werden die Geistlichen nicht vom Abendmahle ausge- 
schlossen ^). Diese Strafen konnten über den ehebrecherischen 
Geistlichen aber nur verhängt werden, wenn er entweder des Ver- 
brechens geständig oder überführt war. Leugnete er, während 
die Frau mit ihm das Verbrechen begangen zu haben gestand, 
so wurde sie zu einer entsprechenden Busse angehalten, ihm 
jedoch der Reinigungseid auferlegt, welchen er mit 5 Geistlichen 
zu schwören hatte. Wenn er sich durch den Eid nicht reinigen 
konnte , traf ihn Suspension vom Amte. Diese Vorschrift dahin 
zu generalisieren*), dass, wenn die Frau den Ehebruch gesteht, 
der Mann hingegen ihn leugnet, letzterer immer zum Reinigungs- 
eide zugelassen werden müsse, erscheint unzulässig, da diese An- 
ordnung lediglich zu Gunsten des geistlichen Standes getroffen 
wurde. 

Papst Alexander ni. versetzte den Ehebruch unter die crimina 
minora und bestimmte, dass der Bischof einen wegen eines solchen 
Vergehens angeschuldigten Geistlichen nach Vollendung seiner 
Busse dispensieren könne. Wie Alexander zu dieser milderen 
Beurteilung sich herbeilassen konnte, nachdem das Decretum 
Gratiani in den Worten : Quid in omnibus peccatis adulterio gravius? 
Secundum namque in poenis obtinet locum ^) — den Ehebruch den 
allerschwersten Verbrechen beizählte, ist schwer begreiflich, wie 
dieselbe auch in der That im höchsten Grade Anstos erregt 



^) Vgl. Kober, Die Deposition und Degradation. Tübingen 1867. S. 599 fF. 
') c. 10, II, Dist. 81. 
^) Decr. 1. 5 t. 16 c. 5. 

*) J. A, Rufinus (pr. Chr. G. Hofmann), De dissensu jurium in puniendo 
adulterii crimine. Francof. a. V. 1727, p. 37. 
») c. i6j C. 32, qu. 7. 
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hat ^). Doch fand auch Alexander's Qualifikation wieder ihre Ver- 
theidiger^), welche sie als einen Ausfluss praktischer Kirchen- 
politik priesen, da es sich empfohlen habe, den Ehebruch auf 
die Stufe der (Jelicta minora herabzudrücken, nachdem die welt- 
lichen Richter auf die Aburteilung der delicta graviora nicht 
verzichtet hatten. Hierin lässt sich aber keineswegs eine Recht- 
fertigung Alexanders erblicken, denn abgesehen davon, dass diese 
Unterscheidung in dem Kompetenzstreit der geistlichen und welt- 
lichen Gerichtsbarkeit keine Rolle spielt, hätte dem Papst vor 
Allem die Förderung der Sittlichkeit des Klerus am Herzen 
liegen müssen. Solch eine milde Beurteilung des Ehebruchs 
war aber wohl nicht die geeignete Massregel, um der allgemeinen 
Sittenlosigkeit ^) der Kleriker zu steuern, sondern musste noch 
zur Unzucht anreizen, welche nun officiell als etwas nicht gar 
so Verabscheuungswürdiges gekennzeichnet war. Die alte Kirche 
verlangte von den Personen, welche sich ihrem Dienste weihten* 
dass sie nach dem Ausspruch des Apostels Paulus sine crimine 
seien*). Die Verübung eines Verbrechens, also auch des Ehe- 
bruchs^) bewirkte Irregularität, bildete daher ein Hindernis der 
Weihe ^). Die neue kirchliche Gesetzgebung hat dieses all* 
gemeine Erfordernis eingeschränkt auf die öffentlich bekannten 
Vergehen, welche Infamie für den Geistlichen nach sich ziehen^ 
während nur einige speziell bezeichnete"^) Verbrechen unbedingt 
Irregularität bewirken. Da Ehebruch nicht in diese Kategorie 
fällt, so werden die rei adulterii dann vom Empfang und Besitz 
der Weihen ausgeschlossen, wenn sie das Verbrechen öffentlich 
begingen, während wenn das Verbrechen nicht in die Oeffentlichkeit 
gedrungen ist, nach Ueberstehung der auferlegten Busse^ weder in 
iam susceptis noch in suscipiendis ordinibüs eine Hemmung eintritt**). 



*) Matthaeus, De Criminibus. Antwerp. 1761. prolegom. c. tV n. 4 fragt ent- 
rüstet: Quis sententiae tarn impiae, tarn imprudenti adstipuletur ? Auch E. H. Langen* 
berg, Disp. de gladio. Marpurgi 1655, p. 15U. A. verurteilen dieses Vorgehen Alexan* 
ders aufs schärfste. 

2) Rufinus, 1. c. p. 34 ; Droessemariüs (pr. Schultz) Disp. fexh. praecept- Decalogi 
Non moechaberis. Rinthelii 1672, p. 18. 

^) Glossa ad c. 6 Dist. 81 : cum pauci sine Ulo vitio iiiveniantur. 

^) Schulte, Eherecht. S. 417. 

*) c. I Dist. 81 : Si quis sine crimine est: sicut homicidium, adulterium, 

*') c. 87 deregul: iuris in Vl^lib. V: Infamibus portae non pateant dignitalum. 

') Schillte, Das katholische Kirchenrecht. Giessen 1856. II, S. 117. 

*) c. 17, X. de temp. ord. I, il. 
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Für den Ehebruch der Laien stellt das kanonische Recht 
keine wesentlich anderen Straf bestimmungen auf, als diejenigen, 
welche uns bereits in den Pönitentialbüchem entgegengetreten 
sind. Der Ehebrecher wie die Ehebrecherin haben sich einer 
siebeniährigen Busse zu unterziehen ^). Schon in den Bussord- 
nimgen fixierte sich die Busszeit allmählich auf sieben Jahre ; dieser 
Zeitraum war, wie wir gesehen haben, der am häufigsten vor- 
kommende imd scheint diese Festsetzung nicht nur in der bib- 
lischen Erzählimg, dass Miriam, Mosis Schwester, vom Aussatze 
befallen, erst nach Verlauf von sieben Tagen das Lager als rein 
wieder betreten durfte ^) , sondern überhaupt in der durch die 
Schriften Isidors von Sevilla seit Mitte des 7. Jahrhunderts stark 
verbreiteten, symbolisch mystischen Spielerei, welche der Sieben- 
zahl eine besondere Bedeutung zuschrieb ^), ihren Urspnmg zu haben. 

Versävunt es ein Ehebrecher, sich der ihn treffenden Busse 
zu unterziehen, so hat diese Unterlassung für ihn Exkommunikation 
im Gefolge*). Wenn der Ehemann weiss, dass sein ehebrecherisches 
Weib sich der Busse entzogen hat und dennoch mit ihr die ehe- 
liche Gemeinschaft fortsetzt, so macht er sich hiedurch zum Ge- 
nossen ihrer Sünde ^); er hat sich einer zweijährigen Busse zu 
unterwerfen und sich während dieser Periode des geschlechtlichen 
Umgangs mit seiner Frau zu enthalten®). Dasselbe gilt auch für 
die Frau eines Ehebrechers. Dem Ehemanne jedoch ist nicht, 
wie im römischen Rechte, die Wiederaufnahme der schuldigen 
Ehefrau untersagt, sondern er kann und soU*^) sie wieder auf- 
nehmen, wenn sie zu ihm zurückkehren will. 

Eine Summe von Rechtsnachteilen fügt das kanonische Recht 
ausserdem noch den wegen Ehebruch Verurteilten ®) dadurch zu, 
dass es die Bestimmimgen des römischen Rechts über die Infamie^) 



c. 8, C. 33, qu. 2. 

*) Sieye, Trait^ sur TadultÄre. Paris 1875, p. 260. 

^) Ueber die Siebenzahl vgl. E. Löning, Geschichte des deutschen Kirchen- 
rechts. Strassb. 1878, II, S. 558. 

♦) c. 18, C. 22, qu. I. 

») c. 3, X. de adult. V, 16; vgl. c. 7, 8, C. 32, qu. i. 

•) c. 4, C. 32, qu. I. 

') c. 5, C. 32, qu. I. 

«) c. 3, C. 6, qu. I. 

•) Ueber die Wirkungen der Infamie vgl. München, Das kanon« Gerichtsver- 
fahren und Strafrecht. Köln und Neuss 1866. II, S. 119 ff. 
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aufgenommen ^), teilweise modificiert und in Bezug auf die Geist- 
lichen noch bedeutend ausgedehnt hat. Während die auf Grund 
der canones eintretende Infamie (infamia canonica) durch Busse 
getilgt werden kann, bleibt die auf weltlichen Gesetzen beruhende 
(infamia legalis) von dieser unberührt^). 

Als ein Rückschritt im kirchlichen Sinne kann man die Be- 
stimmungen des Tridentiner Koncils^) über die Bestrafung der 
Ehebrecher betrachten, indem der Hauptnachdruck auf den ausser- 
ehelichen Geschlechtsverkehr und nicht auf den Bruch der Ehe 
gelegt wird. Ledige und Verheiratete (tam solutos quam uxoratos) 
werden in gleicher Weise nach vorausgegangener dreimaliger 
fruchtloser Ermahnung mit der Exkommunikation belegt und wenn 
auch diese keine Besserung bewirkt , dem Pfarrer weiteres Ein- 
schreiten je nach Schwere des Falles vorbehalten. Auch das 
Princip der Gleichstellung von Mann und Frau erscheint verletzt, 
indem den Weibern, gleichviel ob sie ledig oder verheiratet sind, 
Ausweisung aus der Stadt und Diöcese, eventuell mit Hülfe der 
weltlichen Obrigkeit angedroht wird, soferne sie nach dreimaliger 
Ermahnung noch weiterhin öflFentlich mit Zuhältern oder Ehe- 
brechern fortleben*). 

Nachteilige Rechtsfolgen zieht selbst nach kanonischem 
Rechte der Ehebruch auch für diejenigen nach sich, welchen 
eine Schuld an Verübung des Verbrechens nicht beizumessen 
ist, indem die im Ehebruch erzeugten Kinder (adulterini) nicht 
wie andere aussereheliche Kinder durch nachfolgende Ehe legi- 
timiert werden können ^). Die protestantische Lehre ^) und einige 
Gesetzgebungen') liessen eine Legitimation der adulterini in den 



*) c. 2, C. 6, qu. I. 

*) München a. a. O. II, S. 135. 

') Sess. XXIV, c. VIII, de ref. matr. (Richter, Canones et decreta concilii 
Tridentini. Lips. 1853). 

*) Mulieres, sive coniugatae sive solutae, quae cum adulteriis seu concubinariis 
publice vivunt — nuUo etiam requirente , ex officio graviter pro modo culpae puni- 
antur, et extra oppidum vel dioecesim — invocato, si opus fuerit, brachio seculari 
ejiciantur; aliis poenis contra adulteros et concubinarios inflictis in suo robore per- 
manentibus. ' 

») c. 6, X, Qui filii sunt legit. IV, 17. 

•) Vgl. J. H. Böhmer, Jus eccl. prot. IV, t. 17, § 22 ; Eichhorn, Grundsätze 
des Kirchenrechts. Gott. 1853. II, S. 451. 

') Richter-Dove, a. a. O. S. 979. 
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Fällen zu, wo Ehebruch nicht mehr als Ehehindemis in Be- 
tracht kam, 

Bestimmungen über die Strafbarkeit des Treubruchs der 
Verlobten sind dem kanonischen Rechte nicht fremd. Es be- 
droht den Verlobten, der ein zweites Verlobniss eingeht, mit 
Bussen^); während es denjenigen, der die Verlobnisstreue durch 
Beischlaf mit einer dritten Person bricht, straflos lässt. Uebrigens 
werden beide Arten des Treubruchs der Verlobten den Gründen 
beigezählt, welche die Aufhebimg des Verlöbnisses rechtfertigen. 
Unter Verlöbnissen sind selbstverständlich nur sponsalia de 
fiituro zu verstehen, da die sponsalia de praesenti als wirkliche, 
nur formlos geschlossene Ehen zu betrachten sind, somit jede 
Verletzung derselben auch als Ehebruch aufgefasst werden muss. 



II. Der Ehebruch als Ehescheidangsgrnnd. 

Als eine weitere Rechtsfolge des Ehebruchs ist die Tren- 
nung der Ehe wegen dieses von einem Gatten verübten Verbrechens 
in Betracht zu ziehen. Das freie biblische Scheidungsrecht wurde 
durch Christus') auf den Fall des Ehebruchs beschränkt. Die 
Lehre , welche die Scheidung nur als eine Aufhebung des Zu- 
sammenlebens und nicht als eine Trennung des Ehebandes be- 
trachtete , herrschte nicht widerspruchslos in der Kirche. Das 
Princip der Unauflöslichkeit des Ehebandes, welches selbst für 
den einen Gatten die Unzulässigkeit der Wiederverheiratung bei 
Lebzeiten des anderen im Gefolge hatte, wurde erst allmählich 
zur Geltung gebracht*). 

Mit dieser strengen Auffassung vermochte die Kirche gegen* 
über der germanischen Rechtsanschauung, welche die Ehescheidung 
mit beiderseitiger Einwilligung für zulässig erklärte *), nicht sofort 
durchzudringen. Sie fand sich mit dem nationalen Rechte ab 
und so sehen wir in den angelsächsischen und fränkischen Büss* 
Ordnungen^) die Lösung der Ehe dem Bande nach wegen Ehe- 



*) C. I, 22, 31, X, de spons. IV, i. 
>) Matth. V, 32 ; IX, 9. 
3) Richter-Dove, a. a. O. S. 984. 

*) Zöpfi, Deutsche Rechtsgesdhichte. Braunschweig 1872. III, S. 37. 
•) Vgl. Hinschius, Das Ehescheidungsrecht nach den angelsächsischen und 
frankischen Bussordnungen in: Zeitschrift für deutsches Recht, XX, S. 68 ff. 
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bruchs gestattet; ja sogar geboten war dieselbe in diesem Falle, 
denn der Mann, welcher seine Frau im Ehebruche ertappte, sollte 
sich von ihr scheiden; er konnte sich jedoch dieser kirchlichen 
Scheidungspflicht entziehen und die eheliche Gemeinschaft mit 
seinem schuldigen Weibe fortsetzen, musste sich aber dann einer 
zweijährigen Busse unterwerfen ^). Dieses Scheidungsgebot galt 
aber nur für den Mann, die Frau durfte sich nicht von dem ehe- 
brecherischen Gatten scheiden, ausser wenn sich dieser in ein 
Kloster zurückziehen wollte'). Auch hier zeigte sich ein Zurück- 
drängen der kirchlichen Grundsätze durch die nationalen Rechts- 
anschauungen. 

Von den die Scheidung wegen Ehebruchs gestattenden buss- 
rechtlichen Bestimmungen sei hier Theod. Poen. 11, XII § 5 her- 
vorgehoben: Si cujus uxor fomicaverit, licet dimittere eam 
et aliam accipere, hoc est, si vir dimiserit uxorem suam propter 
fornicationem, si prima fiierit, licitum est, et aliam accipiat uxorem, 
illa vero, si voluerit poenitere peccata sua, post V annos alium 
virum accipiat*). Die Wiederverheiratung ist hier also nur 
dann erlaubt, wenn die getrennte Ehe die erste war; auch die 
schuldige Frau darf wieder heiraten, jedoch erst nach geleisteter 
Pönitenz. Die Kirche war der zweiten Ehe überhaupt abhold 
ihr Bestreben war darauf gerichtet einem zu häufigen Wechsel 
in der Ehe*), welcher deren Würde zu beeinträchtigen geeignet 
war, vorzubeugen. Germanischen Einfluss verrät besonders die 
einseitige Bevorzugung des Mannes, welchem allein die der Frau 
versagte Scheidungsbefugnis zuerkannt ist. Diese Bestimmung 
steht in auffallendem Widerspruche mit der durch das Christen- 
tum proklamierten Gleichstellung der beiden Ehegatten, Doch 
findet sich auch die strenge Disciplin, welche dem unschuldigen 
Gatten bei Lebzeiten der Schuldigen die Wiederverehelichung 
untersagt, schon im 5. Jahrhundert vertreten und zwar in dem 
Poenit. Vinniai^). 

V Canones Gregorii c. 68; P. Theodori XIV § 4; P. XXXV Capitulorüni 
c. VIT, § 10; W. 168, 198, 509. 

*) Theod. Poen. II (XII, § 6): Mulieri non licet vivum dimittere, licet ml 
fomicator, nisi forte pro monasterio, Basilius hoc judicavit (W. 213). Vgl. auch 
Capit. Dacheriana c. 104, 163, 164; W. 155, 159; canones Gregorii c. 66; W. 100^ 
(wegen Lesart vgl. Hinschius a. a. O. S. 68). 

*) W. 213. 

♦) c. 9, C. 32, qu. 7. 

') § 43; W. 117, siehe auch: Irische Kanonensamml. 1, 46, c. 32 fp. 221). 
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Die fränkischen Beichtbücher ^J gestatteten unter denselben 
Beschränkungen wie die angelsächsischen wegen Ehebruchs 
Scheidung der Ehe und Wiederverehelichung der geschiedenen 
Gatten^). Als sich im 9. Jahrhundert gegen die einem früheren 
Kulturgrade angepassten Beichtbücher Opposition erhob ^j, ent- 
standen neue Bussbücher auf Grundlage der sententiae patrum, 
canones und decretales*), welche auch in der Ehescheidungsfrage 
den streng kirchlichen Standpunkt vertraten ^) , indem sie die 
Wiederverehelichung bei Lebzeiten des anderen Gatten verboten^). 
Regino^) schloss sich dann dieser strengen Richtung an durch 
Aufnahme einer Bestimmung des Koncils von Nantes®). Voll- 
ständig zum Siege war aber die streng kirchliche Richtung ge- 
langt im n. Jahrhundert, nachdem vorher auch die Kapitularien- 
gesetzgebung^J die Unauflöslichkeit der Ehe und die Unzulässig- 
keit einer Wiederverehelichung anerkannt hatte. Diese strenge 
Anschauung kommt in jeder Beziehung zum Ausdruck bei Bur- 
chard von Worms ^®): Nulli licet uxorem suam demittere» nisi 
causa fomicationis , id est si ipsa adulterium cum alio perpetra- 
verit, tunc licet illam dimittere propter fornicationem, sed illa vi- 
vente aliam non ducere. — eadem lex erit marito ad versus uxorem, 
si ipse adulterium perpetraverit, et si ipsa voluerit, propter forni- 
cationem potest maritum dimittere, eadem ratione, qua supra de 
uxore adulterium perpetrante dictum est. 

Auch in Gratiaiis Dekret fand die Lehre, dass das Band 
der Ehe erst durch den Tod gelöst werde und dass wegen Ehe- 



') P. XXXV Capit. IX § I ; W. 511. 

^) HinscMus a. a. O. S. 80. 

») W. 77 ff. 

*) Hinschius a. a. O. S. 83. 

') Rab. Maurus, c. 3 (p. 1406); d'Achery, c. 74, 76 (p. 527); Halitgar. 1. IV, 
c, 10, u (p. iii). 

*■) Doch wurden noch im 9. Jahrh. Beichtbücher der alten Richtung abgefasst, 
welche nocli d*is alte nationale Element berücksichtigen und dem unschuldigen Teile 
die Eingehung einer neuen Ehe gestatten; z. B P. Ps.-Theod. c. IV, § 18; 
W. 552. 

') h c. ir, c. 130 (ed. W., p. 264). 

") Jedocli erkennen andere Stellen bei Regino wieder eine Trennung des Ehe- 
bandes an, vgl. Hinschius a. a. O. S. 85. 

=) Capit eccl. 789, c. 43 (Pertz, Monumenta Germaniae, Leges I — M. G. L. 
l p 61); Cap. excerpt. 802, c- 22 (ibid. p. 99). 

") Corrector Burchardi c. 42; W. 640. 
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bruchs nur Trennung von Tisch und Bett stattfinde, Eingang % 
wurde von der späteren kirchlichen Gesetzgebung^) beibehalten 
und durch das Tridentiner Koncil in vorsichtiger Fassung^) be- 
stätigt. 

Sowohl der Mann als die JFrau hat das Recht, auf lebens- 
längliche Trennung von Tisch und Bett wegen des vom andern 
Eheteil verübten Ehebruchs*) zu klagen. Die Erhebung der 
Scheidungsklage ist nur ein Recht ^) des durch den Ehebruch 
beleidigten Gatten, auf welches dieser verzichten kann. Eine 
Pflicht zur Klagestellung erscheint selbst für den Fall nicht begrün- 
det, wo durch Unterlassung derselben Aergemis hervorgerufen 
würde ^) , indem durch das passive Verhalten des unschuldigen 
Gatten der Schein erweckt wird, als billige er das ehebrecherische 
Treiben des Ehegenossen. Auf Trennung darf jedoch nicht er- 
kannt werden, wenn der Kläger selbst die Ehe gebrochen '^) oder 
zu dem vom beklagten Gatten verübten Ehebruch Beihülfe ge- 
leistet ®) , sei es , dass er den Ehebruch gebilligt , gestattet oder 
durch sein Verschulden herbeigeführt hat^). Ausserdem findet 
Separation nicht statt, wenn der unschuldige Gatte dem schul- 
digen Verzeihung gewährte^^). Diese kann sowohl ausdrücklich^^) er- 
folgen als auch durch konkludente Handlungen, vorzugsweise durch 
Leistung der ehelichen Pflicht zum Ausdrucke kommen. Gester- 



1) c. I sq. C. 32, qu. 7. 

2;^ c. 5, X. de divortiis IV, 19. 

8) Sessio XXIV , can. 7 de sacr. matr. ; Ueber die Gründe vgl. Pallavicino, 
Vera concilii Tridentini historia ed. Griattino. Antv. 1673 1. XXII c. 4 n. 27 sq. 
(p. 227). 

♦) Dem Ehebrüche werden alle widernatürliche Befriedigung des Geschlechts- 
triebs bezweckenden Verbrechen gleichgestellt (c. 11, C. 32, qu. 4; c. 7, 11, 13, 14. 
C. 32 qu. 7). 

«) Schulte, Eherecht S. 432. 

«) c. I, C. 32, qu. I ; c. 3 X. de adult. V, 16. 

') c. I, C. 32, qu. 6; c. 4 X. de divort. IV, 19; c. 6, 7 X. de adult. V, 16 
(cum paria crimina compensatione mutua deleantur). 

^) c. 6 X. de eo, qui cognovit IV, 13. 

^j Vgl. Anweisung für diejgeistl. Gerichte Oesterreichs § 207 bei Kutschker, 
das Eherecht der kath. Kirche. Wien. 1856. V, S. 656. 

««) Vgl. Knopp, Vollst, kath. Eherecht. Regensb. 1873. S. 548. 

*') c. 25.x. de jurejur. II, 24. 

2* 
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ding^) und Uihlein^) versuchten zwar dies zu bestreiten, jedoch 
der übereinstimmenden Ansicht der Kirchenrechtslehrer und der 
konstanten Gerichtspraxis gegenüber ohne Erfolg, da letztere 
daran festhielt , „dass die freiwillige Leistung oder Forderung 
der ehelichen Pflicht von Seite des beleidigten Teils, wenn er 
Kenntnrss der Schuld des andern Teils hat, nicht nur vor er- 
hobener Divortialklage als ein Verzicht auf deren Gebrauch und 
während des Processes als giltige Remission des die Scheidungs- 
klage begründenden Rechtes erscheint, sondern auch selbst nach 
erfolgtem Urtheile als Verzicht auf die Trennungsursache be- 
trachtet werden muss**''). 

Die Trennung darf nicht durch den unschuldigen Ehegatten 
einseitig erfolgen, sondern nur > auf Grund eines ehegerichtlichen 
Urteils, denn sie ist eine Strafe, die nur durch den Richter ver- 
hängtwerden kann^). Nur bei Offenkundigkeit desEhebruchs steht 
dem unschuldigen Gatten die Befugnis zu das eheliche Leben 
sofort aufzuheben ^). 

Das auf Trennung von Tisch und Bett lautende Erkenntnis 
des Ehegerichts braucht sich nicht nur auf einen direkten Beweis 
des Ehebruchs zu stützen, denn dieser ist nach der Natur dieses 
Verbrechens nur in den seltensten Fällen zu liefern, sondern es 
genügt auch ein künstlicher Beweis, welcher durch dringende 
Verdachtsgründe (praesumtiones violentae) erbracht wird^). Die 
Zulässigkeit der Eideszuschiebung und des Geständnisses ist zwar 
bestritten ^) , allein es ist zu beachten , dass die für die Nichtig- 
keitserklärung einer Ehe getroffenen Bestimmungen, nicht auch 
für die Trennung der Ehe gelten. Der Eidesdelation kann in 



') Ausbeute von Nachforschungen. Greifsw. 1826. S. 374 — 381. 

^) Ueber stillschweigende Erlassung der Schuld im Ehescheidungsprozesse in : 
Weiss, Archiv der Kirchenrechtswissenschaft IV, S. 39— 51. V., S. 160 — 171. 

') Weiss, Ueber die Zulässigkeit eines stillschweigenden Verzichts auf Ehe- 
scheidungsgründe in seinem Archiv f. Kirchenrechtsw. V, S. 198 f. 

♦) Gonz. Tellez, 1. c. IV, p. 254. 

*) Eine kasuistische Erörterung über das Vorhandensein der Notorietät gibt 
Knopp a. a. O. S. 545. 

•) c. 2, C. 32, qu. 1 (Ubicumque est igitur fornicatio, vel fornicationis suspicio, 
libere uxor dimittitur) ; c. 7 X. de test. II, 20; c. 12 X. de praesumt. II, 23. 

') Uihlein, Findet zum Beweise der Ehescheidungsursachen die Eidesdelation 
statt? in: Arch. f. civ. Praxis XII, S. 15—32 ; Zeitschr. f. Civilr. u. Process IX, S. 28—60. 
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letzterem Falle vom Richter unbedingt dann statt gegeben werden, 
wenn bei Prüfung der Sachlage sich kein Grund zur Vermutung 
einer zwischen den Eheleuten stattgehabten Kollusion ergeben 
hat^). Ebenso ist nach Lage der Sache auch das Geständnis 
des beschuldigten Gatten als Beweismittel zu berücksichtigen 2). 

Nur der vollzogene Ehebruch ist Scheidungsgrund ; es kann 
daher ein Scheidungserkenntnis nicht erlassen werden, wenn 
aus dem Beweisverfahren nur ein Versuch des Ehebruchs kon- 
statiert werden kann. Ungeachtet der Erlassung des Trennungs- 
Urteils können die getrennten Gatten zu jeder Zeit ihre eheliche 
Gemeinschaft wieder aufnehmen. Für den unschuldigen Teil be- 
steht hiezu keine rechtliche, wohl aber eine moralische Verpflicht- 
ung, wenn der schuldige Beweise seiner Besserung gegeben hat ^), 
er ist aber berechtigt, stets die Rückkehr des letzteren zur ehe- 
lichen Gemeinschaft zu verlangen*), denn die Scheidung ist nur 
zu Gunsten des unschuldigen Teils erkannt, der schuldige darf 
sich nicht auf dieselbe berufen. Für den bei der Scheidung un- 
schuldigen Gatten entsteht aber eine Rechtspflicht zur Wieder- 
herstellung des ehelichen Lebens, wenn er sich später selbst eines 
Ehebruchs schuldig gemacht hat^). 

Auch bezüglich der vermögensrechtlichen Folgen der wegen 
Ehebruchs erfolgten Scheidung enthält das kanonische Recht eine 
Bestimmung dahingehend ^), dass die schuldige Frau dos und dota- 
litium') vom Manne nicht mehr zurückfordern könne. Es triflit 
daher die Schuldigen eine sich als Folge der Trennung bezw. 
der Trennungsursache ^darstellende Vermögensstrafe , denn auch 
der schuldige Ehemann verliert an die unschuldige Ehefirau die 
donatio propter nuptias *). 



*) Vgl. Schulte, Eher. S. 455; Permaneder- Silberaagl Handb. d. Kirchen- 
rechts. Landsh. 1865. S. 762. 

^) Tancredi, Summa de matrimonio ed. Wunderlich. Goett. 1841, p, 80; 
c. 5 X. de divort. IV, 19; c. 6 X. de adult. V, 16; Uihlein, Zeitschr. IX. S, 40. 

^) c. 4 X. de divort. IV, 19; Glossa in c. 3 X. de adult. V, 16. 

♦) c. 21, C. 27, qu. 2. 

*) c. 5 X. de divort IV, 19; vgl. noch FrensdorfF, Ein Urtheilsbuch des geistl. 
Gerichts zu Augsburg in: Zeitschr. f. Kirchenrecht X, S. 34. 

*) c. 4 X. de donat. inter vir. et uxor. IV, 20. 

') Sanchez, de sancto matrimonii sacramento. Antwerp. 171 5. 1. X di&p. S 
n. 5; Philipps, Grunds, des gem. deutsch. Privatrechts. Berl. 1829. I, S. 383. 

*) Sanchez, 1 c. 1. X. disp. 8n. 11 ; ReifFenstuel, Jus canon. univ. Anlverp, 1755 ► 
t. V, p. 267. 
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Das protestantische Recht und die neueren Civil- 
gesetzgebungen. 

Audi in der protestantischen Kirche wurde der Ehebruch 
von Anbeginn an als schriftmässiger Scheidungsgrund ^) behandelt^), 
jedoch ebenfalls nicht als zwingender, so dass eine Verpflichtung 
des unschuldigen Teils zur Scheidung bestanden hätte, sondern 
dieser sollte im Gegenteile vom Geistlichen ermahnt werden, 
sich mit dem schuldigen auszusöhnen^). Und zwar war es einzig 
der Ehebruch, welcher in der protestantischen Doktrin von jeher 
allseitig als Ehescheidungsgrund anerkannt wurde^), während be- 
züglich der übrigen Scheidungsgründe die grösste Meinungsver- 
schiedenheit unter den protestantischen Kirchenlehrern herrschte^). 
Zur Begründung der Scheidungsklage wegen Ehebruchs genügten 
nicht dringende Verdachtsgrunde, sondern es musste vollständiger 
Beweis vorliegen^}. Verzeihung und Kompensation bewirkten 
schon nach der ältesten Ehegerichtspraxis den Untergang des 
Rechts Scheidungsklage wegen Ehebruchs zu erheben''). Auch 
die neueren Gesetze®) schlössen sich diesen Grundsätzen, welche 
man früher als gemeinrechtliche -befolgte^), an, sodass sämmtliche 



J) Luther, Eiigenhagcn, Calvin, Brenz, Beust drängen darauf, dass die Obrig- 
keit üi voller Strenge ihres Amtes walte und den Ehebrecher mit dem Tode strafe, 
wodurch die f^cljeidungsfrage am besten gelöst würde ; vgl. Richter, Beiträge z. Gesch. 
des EhescheidungH rechts in der evang. Kirche. Berlin. 1858. S. 45. 

') Vgl, Hauber, Die Grunds, der evang. Kirche über Ehescheidung im i. Jahrh. 
nach der Reformation in: Jahrb. f. deutsche Theologie. II. S. 224 ff. und die bei 
Goescben, Doctrina de matrimonio. Halis 1847. p. 61, 62 angeführten Kirchen- 
ordnungen, 

^) Vgl. Bugenhagen, Vom Ehebruch und heimlichen weglauffen. 1539. 

*) Brenz: ^Richter, Beitr. S. 21). Wie yn Ehesachen zu handien sei. 1530. 
Es sind wol grösser sunde denn der Ehebruch. — — Aber kein sunde ist so gar 
und stracks der ehelichen Pflicht zuwider als der Ehebruch, darumb scheidet allein 
der Ehebruch die Eheleut von einander. 

>) Vgl. Richter, Beitr. S. 6 ff. 

■) J. öerhard-us, Tractatus de conjugio § 705 coli. Bidenbach c. 5 , qu. 1 : 
non sufliciunt conjecturae suspicionis, praesumtiones , quantumvis magnae et multae 
adeoque, ut canonistae loquuntur violentae, sed requiruntur probationes luce clariores. 

') Verkuppelung des einen Ehegatten durch den andern hat dieselbe "Wirkung ; 
Pr€uss- allg. Landr. II, i § 720 ff.; sächs. b. Ges.-B. § 1722 ff 1730. 

^) Preijss alle- L.-R. II, I § 719; sächs. b. Ges.-B. § 1718; vgl. Richter- 
Do ve S, 99g. 

^) Hanber a. a O. S. 226; Goeschen 1. c. p. 65. 
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Kodifikationen, soviel sie auch hinsichtlich anderer Ehescheidungs- 
gründe divergieren, den Ehebruch als Scheidungsgrund aner- 
kennen^). Nur das französiche Recht ^) betrachtet unbedingt le- 
diglich den Ehebruch der Frau^) als Scheidungsgrund, den des 
Mannes nur dann, wenn er in der gemeinschaftlichen ehelichen 
Wohnung eine Konkubine hielt. 



IIL Der Ehebruch als Ehehindernis. 

Kriminalpolitische Erwägungen waren es, welche die Römer 
veranlassten, als eine strafrechtliche Folge des Ehebruchs nicht 
nur die Ehe zwischen den Ehebrechern selbst für nichtig zu er- 
klären*), sondern auch die Schliessung einer Ehe zwischen der 
überführten und verurteilten Ehebrecherin und jeder dritten Per- 
son zu verbieten^). Da im mosaischen Rechte die Ehebrecherin 
mit dem Tode bestraft wurde, die Möglichkeit einer weiteren Ehe 
der Schuldigen sohin ausgeschlossen blieb, glaubte man, dieses 
römische Ehehindemis des Ehebruchs wäre einfach in die kirch- 
liche Gesetzgebung übergegangen^) unter der den kanonischen 
Grundsätzen entsprechenden Ausdehnung des engen Begriffs des 
römischen adulterium auf den untreuen Ehemann und die Un- 
verheiratete, mit welcher er ehebrecherischen Umgang gepflogen 
habe. Diese Annahme erweist sich aber als unbegründet*^), denn 
in den kanonischen Rechtsbüchem* der ersten Jahrhunderte findet 
sich weder ein Hinweis auf die einschlägigen römischrechtlichen 
Bestimmungen, noch eine Andeutung, aus welcher eine Beein- 
flussung der kirchlichen Gesetzgebung durch diese gefolgert 
werden könnte. 



*) Vgl. Richter-Dove S. 996 f. bes. Arnn. 26 u. 27. 

*) Code civ. a. 229. 

3) Die Kommission des französ. Senats, welche sich im Sommer 1879 mit der 
Reform der Ehescheidung beschäftigte , genehmigte bereits die Abänderung dieses 
Artikels, so dass voraussichtlich künftig auch in Frankreich der Ehebruch des 
Mannes unbedingt als Scheidungsgrund zu gelten hat. 

♦) L. 40, D. ad L. Jul. 48, 5 ; Nov. 134, c. i, 2, 

») L. II, § II XL. 1. 29 § I, D. 48, 5. 

^) Vgl. Uihlein, Ueber das Verbrechen des Ehebruchs in Beziehung auf die 
Eingehung einer Ehe in : Weiss , Arch. d. Kirchenrechtswissenschaft V , S. 252. 
Schulte, Eherecht S. 209. 

') Vgl Schultz, De adulterio matrimonii impedimento. Berol. 1857. p. 27 sq. 
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Eine Betrachtung des Entwicklungsganges dieses kirchlichen 
impedimentum criminis wird dieses ausser Zweifel setzen. Drei 
Stadien sind bei der Betrachtung der Geschichte dieses Ehehinder- 
nisses zu verfolgen. In der ersten Periode findet sich der Ehe- 
bruch nicht ausdrücklich als Ehehindemis statuiert, sondern 
kommt nur indirekt, lediglich als eine Folge des Bussrechts zur 
Erscheinung. Man wird so vergeblich in den kanonischen Rechts- 
quellen der ersten Jahrhunderte nach einer Sanktionierung dieses 
Eheverbots forschen. Zwar wollte man schon in dem Ausspruche 
des h. Augustinus ^) : Denique mortuo viro^ cum quo verum con- 
nubiimi fuit, fieri verum connubium — non — potest, cum quo 
prius adulteriutn fuit — das Verbot der Eheschliessung zwischen 
Ehebrechern ausgedrückt finden, allein wie sich aus dem Zu- 
sammenhange ergibt, wird in der Stelle nicht sowohl vom Ehe- 
bruch als Ehehindemis gesprochen, als vielmehr die Frage der 
Zulässigkeit der Scheidung erörtert'). 

Auch im 5. Jahrhundert ist eine ausdrückliche Statuierung 
des Eheverbots nicht nachweisbar, denn der von Gratian irr- 
tümlich dem Papst Leo (440—461) zugeschriebene Satz: NuUus 
ducat in matrimonium, quam prius poUuit adulterio ^), — ist nach 
den Ausführungen von Berardius*) dem 51. Kanon des Koncils 
von Tribur (851) entnommen^). 

Fehlt nun auch in der alten Kirche ein die Ehe zwischen 
den Ehebrechern verbietender Kanon, so darf man doch hieraus 
nicht den Schluss ziehen, die Kirche habe solche Ehen für zu- 
lässig gehalten^). Das Bussrecht gewährte eben der kirchlichen 
Disciplin die Mittel, um der Schliessung derartiger Ehen vorzu- 
beugen "^ , denn die Busse , welcher sich der Ehebrecher unter- 
werfen musste, untersagte diesem während der Bussdauer wie 
den ehelichen Verkehr überhaupt, so auch jede Eheschliessung. 



^) De nuptiis et concupiscentia lib. I, c. 10. 

») Glück, Erläuterung der Pandekten. Erl. 1823. Th. XXIV, S. 5; Herr- 
mann, Ueber den Ehebruch als Ehehindemiss in: Jahrb. f* deutsche Theologie. 
V, S. 264. 

») c. I, C. 31, qu. I. 

*) Gratiani canones genuini. Venet 1777. P. II, t. i, c. 42, p. 300. 

') Auf demselben Irrtume beruht die Erwähnung dieses dem Papst Leo zu- 
geschriebenen Eheverbots in c. 5 X. de eo, qui duxit IV, 7. 

•) Schultz, p. 33. 

') Vgl. Herrmann, a. a. O., S. 263. 
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Eine Verschärfung trat ein in all den Fällen, wo mit dem Ehe- 
bruche andere Verbrechen zusammentrafen oder wo wegen wieder- 
holter Begehung des Ehebruchs Busse auf Lebenszeit verhängt 
wurde'), in welchen Fällen also auch das Eheverbot für die Lebenszeit 
des Schuldigen in Kraft trat. Aber selbst bei der zeitigen Busse 
erstreckte das Bussrecht die Wirkung über die Dauer der Busse 
hinaus, indem es demEhebrecher selbst nach überstandener Busse*) 
die Verpflichtung auferlegte, sich überhaupt einer jeden Ehe zu 
enthalten^). Obwohl nun das Eheverbot durch verschiedene 
Koncilienbeschlüsse wiederholt eingeschärft worden war, scheint 
diese Strafe des Cölibats nicht als eine allgemeine in der Ge- 
sammtkirche gegolten zu haben, wie dies die rücksichtlich der 
Ehe einer milderen Praxis huldigenden britischen Bussbücher 
beweisen. Gestattet ja sogar das Poenit. Theodori*) der Ehe- 
brecherin die Wiederverheiratung schon nach Ueberstehung der 
fünfjährigen Busse, selbst noch bei Lebzeiten ihres Mannes.*^) 

Die bunte Mannigfaltigkeit der partikulären Bussbestim- 
mungen machte sich natürlich auch rücksichtlich der Eheverbote 
geltend; sie wurde noch erhöht durch die den Bischofen ein- 
geräumte Befugnis, nach ihrem Gutdünken im einzelnen Falle 
den Ehebrechern die Schliessung einer neuen Ehe zu gestatten 
oder zu versagen. Allmählich erhoben sich die Eheverbote, wie 
sich ja auch die vorerwähnten Synodalschlüsse teilweise schon 
in dieser Richtung bewegen, von einfachen Busswirkungen zu 
selbständigen Strafen, wenn ihr Zusammenhang mit der Busse 
auch immer wieder hervortritt. 

In das zweite Stadium trat die Lehre der Eheverbote ehe- 
brecherischer Personen durch die Koncilienschlüsse von Meaux 



P.Theod.1. I, c. VII, §i; P.Ps.-Theod. c.4; P.Beda VIII, § 8; W. 191. 
570» 228. 

^) 6. pars vor c. 12, C. 33, qu. 2. 

^) Vgl. den Kanon Gregors d. Gr. in c. 22 , C. 32 , qu. 7 ; Concil. Compe- 
diense a. 756 c. 8 (Harduin, Acta conciliorura. Paris. 1714. t. III, p 2004); 
Concil. Forojuliense a. 791, c. 10 (Harduin, 1. c. t. IV. p. 860). 

*) W. 313. 

^) Moy (Das Eherecht der Christen Regensb. 1833. S. 371) irrt deshalb, 
wenn er c. 26 eines fälschlich (vgl. W. 43) dem Egbert zugeschriebenen Poeniten- 
tiale : Cum vir in adulterio conjunctus sit uxori suae familiae, post uxoris suae mortem 
legitimo jure uxori illi conjungatur (Wilkins I, 120) — als Beleg für eine Bevorzugung 
des Mannes gegenüber der Frau anführt. 
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(845) uiid Tribur (895), welche den Gesichtspunkt des erschwer- 
ten, des durch Gattenmord oder Eheversprechen qualifizierten 
Ehebruchs hervorhoben. Erst diese enthielten ein direktes und 
ausdrückliches Verbot solcher Ehen. Während can. 69 des 
ersteren ^) den Bischöfen, welche zu jeder von Ehebrechern nach 
der Busse zu schliessenden Ehe Erlaubnis zu erteilen hatten, 
eine gewisse Milde in Ausübung dieses Rechtes anempfahl, 
sprach derselbe zugleich die Unzulässigkeit der Eheschliessung 
der schuldigen Personen aus^j: si forte idem (is, qui vivente 
marito conjugem illius adulterasse accusatur) aut mulier virum, 
qui mortuus fuerit, occidisse notetur, aut propinquitas , aut alia 
quaelibet actio criminalis impediat! 

Das Koncil von Tribur^) hingegen belegte in seinem 40. 
Kanon die Ehe zwischen den Ehebrechern dann mit dem Ana- 
them, wenn diese sich bei Lebzeiten des unschuldigen Gatten 
ein Eheversprechen gegeben hatten*). Ausserdem wird aber so- 
wohl i^i 40. als im 51. Kanon ein allgemeines Verbot der Ehe 
zwischen Ehebrechern ausgesprochen: Nolumus enim nee Chris- 
tianae religioni oportet , ut uUus ducat in conjugium , quam 
prius poUuit per adulterium. Diese strenge Disciplin wusste 
sich nicht nachhaltig Geltung zu verschaffen, wie man aus Re- 
gino^) sieht, der zwar die Anathematisierung der Eheschlies- 
sung von Ehebrechern aufnahm, aber nur für den Fall, wo mit 
dem Ehebruch ein Eheversprechen zusammentraf, das allge- 
meine Verbot der Ehe zwischen Ehebrechern aber wegliess^). 
Mit der Tendenz dieser absichtlichen Auslassung stand auch die 
von Regino'') überlieferte Eidesformel in Einklang, mit welcher 
der Ehebrecher gelobte, das Weib, mit welchem er Ehebruch 
getrieben, nicht zu heiraten, nisi forte post peractam poenitentiam 

*) Harduin, t. IV, p. 1495 ; Gratian nahm diesen Kanon auszugsweise in sein 
Dekret auf (c. 5, C. 37, qu. i), schreibt ihn aber irrtümlich dem Koncil von Tribur zu. 

') Zweifelhaft bleibt, ob das Eheverbot als ein allgemeines zu betrachten ist 
oder nur eine Eheschliessung der Schuldigen unter sich treffen will. 

^) Harduin, t. V, p. 435. 

*) — juramento confirmasse, si ejus legitimum supervixerint ambo maritum, 
ut ille fornicator illam adulteram adulterio pollutam sibi associaret thoro et legitimo 
matrimonio. 

*) 1. II c. 238 (De syn. caus. ed W. 307). 

•) 1. II c, 236 (ibid. W. 306). 

') In derselben Fassung nahmen den Triburer Synodalschluss auf BurchardIX, 
66; Ivo VIII, 202. Panorm. VII, 9. 
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tibi licentia data fuerit ab episcopo aut eius misso. Der Bischof 
konnte also ungeachtet des Triburer Synodalschlusses die dort 
verpönten Eheschliessungen der Ehebrecher gestatten. 

Auch das Koncil von Tribur drohte selbst den nach einem 
qualificierten Ehebruch sich Verheiratenden das Anathem an, 
ohne deren Ehe für nichtig zu erklären. Ebenso bekannte sich 
zu dieser Auffassung can. 67 des Waldenser Koncils^) in den 
Worten: Si autem coniugia iterare praesumpserit , acriori sub- 
dantur vindictae et amplius propellantur : qui si forte obedire 
noluerint, anathematizentur. Also auch hier wird die Gültigkeit 
der Ehe anerkannt, wie ja auch das strenge Verbot der heim- 
lichen Ehen deren Nichtigkeit nicht einschliesst. Man betrachtete 
eben die Schliessung solcher verbotenen Ehen nur vom straf- 
rechtlichen, nicht vom eherechtlichen Standpunkte aus, wodurch 
sich als Folge nicht die Nichtigkeit einer derartigen verbotswid- 
rigen Ehe ergab*). 

So war also von den Bestimmungen des Triburer Koncils, 
welche sowohl ein allgemeines Eheverbot als auch ein spezielles, 
nur den qualificierten Ehebruch treffendes, aufgestellt hatten, nur 
letzteres durchgedrungen und der qualificierte Ehebruch wurde 
nur anerkannt als impedimentum matrimonii impediens und nicht 
als dirimens. 

Die dritte Entwicklungsstufe erreichte diese Lehre mit Gratians 
Dekret. Gratian erkannte nämlich den Ehebruch auf Grund der an- 
geführten Koncilienschlüsse nur in den beiden Fällen^), wenn 
nämlich die Ehebrecher sich bei Lebzeiten des unschuldigen Gat- 
ten fiir den Fall seines Todes ein Eheversprechen gegeben oder 
dem unschuldigen Gatten nach dem Leben getrachtet hatten, 
dann aber auch als trennendes Ehehindernis an. 

Gratian hat, als er nur einen Teil des c. 40 des Triburer 
Koncils in derselben Fassung in sein Dekret aufnahm, in welcher 
wir den Satz bei Regino und in den übrigen Rechtssammlungen 
finden, sich nicht von einer missverständlichen Auffassung leiten 



«) Harduin, t. IV, p. 1495. 
') Herrmann, a. a. O. B. 270. 
') c. 4, 5> c. 31 qii. I. 
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lassen, wie man früher annahm*); vielmehr scheint Gratian, — hier- 
auf deutet auch die Uebereinstimmung mit Regino, Burchard und 
Ivo, — sich der milden kirchlichen Anschauung der Zeit, welche 
entgegen dem allgemeinen Eheverbote des Koncils von Tribur 
den Ehebruch nur in den angeführten qualificierten Fällen als 
absolutes Ehehindemis betrachtet, angeschlossen zu haben. Im 
Gegensatze zu dieser milderen Richtung ist in der vollständig 
neuen Umwandlung dieser qualificierten Ehebruchsfalle in trennende 
Ehehindernisse eine beträchtliche Verschärfung des bisherigen 
Rechts zu erblicken^). Die Lehrmeinung Gratians fand Aner- 
kennung in der kirchlichen Doktrin ^) und Praxis und gewann in 
der Gesetzgebung die Herrschaft durch Aufnahme in die Dekre- 
talen Gregors IX.*). 

Verraten auch die Dekretalen Alexanders in. noch einige 
Unsicherheit betreffs der Annahme der Gratianischen Theorie^), 
so ist diese hingegen mit aller Bestimmtheit 121 2 in einigen De- 
kretalen Innocenz III.^), sowie in einer 1236 von Gregor IX. er- 
lassenen Entscheidung zur Geltung gebracht^). In diesen auf 
Gratians Lehre fassenden Satzungen des kanonischen Rechts war 
das bis zur Gegenwart geltende Recht der Kirche fixiert. 

Nach diesem erheischt das sogenannte impedimentum criminis 
folgende Erfordernisse ®) : 

Der Ehebruch bildet ein öffentlich trennendes Ehehindemis 
(impedimentum criminis) zwischen dem Ehebrecher und der Ehe- 



*) Glück, a. a. O. S. 16. 

') Robertus Flamesburiensis (Summa de matrimonio et de usuris ed. Schulte« 
Gissae 1868, p. XXV) vertrat die Ansicht, dass der Ehebruch nur, wenn er öffent- 
lich begangen sei, ein trennendes Ehehindernis bilde, doch unterlag seine Ansicht 
gegenüber der Gratians. 

^) Tancredi Summa de matrimonio ed. Wunderlich. Goettingae 1841. p. 43. 

*) Tit. X. de eo, qui duxit in matrimonium, quam prius polluit per adulterium 
IV, 7. 

*) Vgl München, Ueber Verbrechen als Ehehinderniss in; Zeitschrift für 
Philosophie und katholische Theologie. N. F. III. Jahrg. 2. Heft. S. 320 ff. 

*) c. 6, 7, X. de eo qui duxit IV, 7: nisi alter eorum in mortem uxoris de- 
functae fuerit machinatus vel ea vivente sibi fidem dederint de matrimonio contra- 
hendo, legitimum judices matrimonium. 

') c. 8 ibid. 

8) Vgl. Schulte, Eherecht S. 310 ff., Knopp a. a. O. S. 253 ff., Kutschker 
a. a. O. III. S. 412 ff., Richter-Dove a. a. O. S. 945 ff. 
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brecherin, wenn zu dem Ehebruche hinzukommt ein Eheversprechen, 
welches sich die Schuldigen für den Todesfall eines oder beider 
unschuldiger Ehegatten gegeben haben, oder wenn Nachstellung 
nach deren Leben mit dem Ehebruche verbunden ist. Es muss 
wirklicher Ehebruch vorliegen , also sowohl einerseits copula car- 
nalis^), als auch anderseits die Rechtsbeständigkeit der durch 
den Ehebruch verletzten Ehe (matrimonium legitimum) gegeben 
sein^), wie auch beide Teile Kenntnis vom Bestände der durch 
sie verletzten Ehe haben mussten (adulterium formale)^). Er- 
forderlich ist ferner, dass das Ehe versprechen unbedingt*) und 
ernstlich gegeben und auch angenommen^) wurde, sowie dass 
das Eheversprechen und der Ehebruch während der Dauer ein 
und derselben Ehe erfolgten*), gleichviel ob ersteres oder letzteres 
vorausging'). Eine wirksame Zurücknahme des Eheversprechens 
ist nur solange möglich, als der Ehebruch noch nicht erfolgte^). 

Trifft anstatt des Eheversprechens die faktisch versuchte 
Schliessung einer Ehe mit dem Ehebruche zusammen, so ist auch 
hier unter analoger Anwendung des eben Angeführten das im- 
pedimentum criminis, welches stets mit dem impedimentum liga- 
minis verbunden- erscheint, gegeben®). Bei Gültigkeit der ersten 
Ehe wird durch den nachher erfolgten Tod des unschuldigen 
Ehegatten dieses Ehehindemis nicht beseitigt ^°;. 

Als impedimentum criminis hat weiterhin in Betracht zu 
kommen der mit dem Gattenmord verbundene Ehebruch; eine 
einfache Lebensnachstellung genügt nicht zur Konstituierung 
dieses Ehehindemisses^^), welches nur dann gegeben ist, wenn 
als unmittelbare Folge der Lebensnachstellung der Tod des un- 



*) Schulte, S. 312. Knopp, S. 254. 
^) c. 2, X. de eo qui IV, 7. 
^) c. I, 7, X. de eo qui IV, 7. 
*) Schultz, 1. c. p. 81. 
*) Sanchez, 1. c. 1. VII disp. 79 n. 22. 

•) Heiss , De matrimonio tractatus quinque. Monach. 1861, p. 367 ; c. 6, 7,- 
X. de eo qui IV, 7. 

') c. 8, X. de eo qui IV, 7. 

®) Kutschker a. a. O. S. 425. 

") München a, a. O. S. 346. 

»<>) c. 5, X. de eo qui IV, 7. 

") Glossa in c. 5, C. 31, qu. i ; c. 3, X. de eo qui IV, 7, 
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schuldigen Eheteils eingetreten ist. Ehebruch und machinatio in 
mortem müssen während des Bes^tandes der nämlichen Ehe er- 
folgt , letztere von einem der beiden ehebrecherischen Personen, 
wenn auch ohne Mitwissen des andern selbst verübt oder durch 
Rat oder Befehl verursacht worden sein und zwar in der Absicht 
der Herbeiführung einer Eheschliessung ^). Das impedimentum 
crimimsist als ein öffentliches ex officio judicis geltend zu machen. 
Das Ehehindernis des Ehebruchs mit Eheversprechen kann durch 
päpstliche Dispensation gehoben werden*''), dagegen wird eine 
Dispensation, wenn Ehebruch mit Gattenmord verbunden vor- 
liegt, fast nie erteilt^). 

Die Entwicklung des Ehehindemisses in der protestantischen 
Kirche war, um dieselbe in kurzen Zügen vorzuführen, folgende. 

Sowohl Luther, welcher in jedem impedimentum criminis eine 
ethisch verkehrte Anwendung der Ehe zu strafrechtlichen Zwecken 
erblickte, als* Melanchthon , welcher mit Luther darin überein- 
stimmt ^ dass das Ehehindernis des Ehebruchs sich nicht auf 
einen Schriftgrund stützen könne, verwarfen dasselbe entschieden. 
An dieser Anschauung der Reformatoren halten die Theologen 
des 16. Jahrhunderts fest, während die Juristen dieselbe ignorieren*). 
Dagegen gelangt die reformatorische Lehre in der Konsistorial- 
praxis'') der 2. Hälfte des 16. Jahrhunderts zum-Siege. Im 17. 
und 18, Jahrhundert sehen wir wiederum Doktrin^) und Praxis') 
vollständig in die Bahn des kanonischen Rechts einlenken, in- 
dem man die zwei Fälle des qualificierten Ehebruchs als das in 
foris protestantium fortgeltende kanonische Recht anerkannte®). 



1) Glossa in c. 5, C. 31, qu. i. 

*) Vgl, Cuusa Neapolitana (26. März 1746) bei Richter, Conc, Trid n. 109 
ad^ Sessio 24 de reform. matr. 

») Schulte a. a. O. S. 358. 

*) Vgl. Herrmann a. a. O. S. 274 ff., 280. 

*) Vgl. die bei Herrmann S. 286 f. angeführten Responsen und Urteile mehrerer 
Spruchbehörden. 

*) J. H, Bpehmer, Jus eccl prot. IV t. 7, § 3, 4: Nihilominus tamen com- 
maniter hoc ius in consistoriis nostris sequi solemus, ut tantum in praedictis duobus 
casibus matrimonium damnemus. 

^) Ueber die schwankende Praxis, welche Friedrich d. Gr. bei Ausübung des 
Dispensalionsrecbtes befolgte, vgl. Friedberg, Beiträge zur Geschichte des Brandenb.- 
Preuss. Ehercchbä in: Zeitschr. f. Kirchenrecht VI. 8. 118 f. 

") Herrmann, S. 292. 
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In reformierten Kreisen ^) dagegen war man von Anfang an von 
der Notwendigkeit dieses Ehehindernisses überzeugt, ohne sich 
über die Begründung des Verbots der Ehen zwischen den Ehe- 
brechern einig zu sein, indem man zwischen der Basierung auf 
dem religiösen und dem sittenpolizeilichen Principe schwankte^). 

Die bürgerlichen Gesetzgebungen erkennen zwar auch den 
Ehebruch als ein trennendes Ehehindernis an , jedoch in einer 
vom kanonischen Rechte abweichenden Art. Das preussische 
Landrecht ^) verbietet die Ehe zwischen dem Ehebrecher und 
seinem Mitschuldigen schlechthin, also nicht nur in den ausge- 
zeichneten Fällen des kanonischen Rechts , verlangt jedoch die 
Feststellung des Ehebruchs durch gerichtliches Scheidungser- 
kenntnis*). Von diesem Erfordernisse wird aber Umgang ge- 
nommen, wenn die gerichtliche Scheidung durch den Tod des 
unschuldigen Gatten unmöglich gemacht wurde, der Ehebruch 
aber mit Lebensnachstellung verbunden war^). Diese letzte Be- 
stimmunglehnt sich ebenso wie die des sächsischen Gesetzbuches ^), 
dass nur der gerichtlich erwiesene mit Eheberedung zusammen- 
fallende Ehebruch die Eheschliessung zwischen denKoadultem aus- 
schliesse, an die Bestimmungen des kanonischen Rechts über den 
qualificierten Ehebruch an. Das österreichische bürgerliche Gesetz- 
buch ^) macht die Wirkung dieses Ehehindernisses nicht von einem 
gerichtlichen Scheidungserkenntnis, wohl aber von der Erbringung 
des. Beweises des Ehebruchs vor Abschliessung der neuen Ehe ab- 
hängig «). 

Die Vielgestaltigkeit der partikulären^) Rechtsentwicklung 



1) Ordonnances dcclesiastiques de IMglise de Gen^ve 1561 bei Richter, Kirchen- 
ordnungen I. S. 349. 

*) Herrmann S. 296. 

•) 11, I § 25. 

*) Auch Art. 298 des code civile hatte dem wegen Ehebruchs geschiedenen 
schuldigen Gatten die Ehe mit dem Mitschuldigen untersagt; nachdem durch Ges. 
V. 8. Nov. 181 6 die Scheidung aufgehoben, auf die Trennung von Tisch und Bett 
aber obiges Verbot nicht ausgedehnt wurde, existiert heute in Frankreich das Ehe- 
hinderniss des Ehebruchs nicht mehr (vgl. Sieye 1. c. p. 429). 

«) Preuss. Allg. Landrecht II, i § 28. 

•) § 1615 f. 

') § 67. 

^) Ueber den Grund dieser Bestimmung vgl. Rittner, Oesterreichisches Ehe- 
recht. Leipz. 1876. S. 124. 

») Vgl. Richter-Dove. S. 949 f. 
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wurde beseitigt durch das auch den Rechtszustand auf diesem Gebiete 
für das deutsche Reich einheitlich normierende Reichsgesetz über 
die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschliessung 
vom 6, Februar 1875^), welches in seinem § 33 ausspricht: die 
Ehe sei verboten zwischen einem wegen Ehebruchs Geschiedenen 
und seinem Mitschuldigen, in diesem Falle aber die Dispensation 
für zulässig erklärt. 

Sohln ist die Reichsgesetzgebung wieder auf den Standpunkt 
des allgemeinen Eheverbots des Triburer Koncils zurückgekehrt, 
indem sie die Ehe zwischen den ehebrecherischen Personen ein- 
fach verbietet ohne Rücksicht darauf, ob der Ehebruch mit Ehe- 
verabredung oder Lebensnachstellung verbunden war oder nicht. 
Der Ehebruch allein und nicht erst die qualificierten Fälle des- 
selben bilden das Ehehindernis und hierin liegt eine Erweiterung 
desselben gegenüber dem kanonischen Rechte, während in dem 
Erfordernisse, dass die Ehe wegen Ehebruchs geschieden sein 
muss, eine Einschränkung der Bestimmung des kanonischen Rechts 
zu erblicken ist, welches in den qualificierten Fällen des Ehe- 
bruchs diesen auch dann als Ehehindernis wirken Hess, wenn 
auf Grund desselben eine Scheidivig nicht erfolgt war. 

Die Regelung, welche diese vielbestrittene Frage durch das 
Relchscivilehegesetz erfahren hat, muss als vollkommen richtig 
bezeichnet werden. Wenn auch Luthers Ausspruch : „Laster und 
Sünde soll man strafen, aber mit anderer Strafe, nicht mit Ehe- 
verbieten'^ ^) , insofeme berechtigt ist, als er dieses Ehehindemis 
nicht einseitig und als Strafe des Ehebruchs aufgefasst wissen 
willt so verlangen doch Gründe der allgemeinen Gesetzgebungs- 
politik die Satzimg dieses impedimentum criminis. Der Gesetz- 
geber würde dem gesunden Rechtsbewusstsein des Volkes, welches 
in der Eheschliessung ehebrecherischer Personen eine Missacht- 
ung der Würde des Instituts der Ehe erblickt, Hohn sprechen, 
wenn er das Anstössige derartiger Ehen einfach ignorierte» Es 
verrät ein anerkennenswerthes Sittlichkeitsgefuhl , wenn solche 
Ehen dem Volke Aergernis erregen und der Staat würde durch 

') Vgl die Kommentare von Volk (Nördlingen 1876) S. 100 fF. u. Hinschius 
(Berlin rSyS) K 117 fF.; v. Sicherer, Personenstand und Eheschliessung in Deutsch- 
land. Erlangen 1879. S. 207 fF. ; Stölzel, Ueber das reichsgesetzliche Verbot wegen 
Ehebruchs in Grossers Zeitschrift: der Standesbeamte. Berlin 1876. S 333. 

") V, öcheurl, Sammlung kirchenrechtlicher Abhandlungen. Erlangen 1873. 
IV, Äbth. S, S^o* 
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Nichtbeachtung der gerechten Forderungen dieser moralischen 
Volksanschauung eine unverzeihliche Konnivenz gegen die Un- 
sittlichkeit überhaupt an den Tag legen. Die Duldung einer 
solchen Ehe, welche sich nur als eine gesetzlich gebilligte Fort- 
setzung des ehebrecherischen Verhältnisses darstellt, würde den 
Ehebruch selbst, wenn auch nicht als etwas Erlaubtes, so doch 
als einen ziemlich bedeutungslosen Fehltritt betrachten lassen und 
die sittliche Wertschätzimg der Ehe würde hiedurch in höchst 
bedenklicher Weise gefährdet. Einleuchtend dürfte auch sein, 
dass manche ehebrecherischen Verhältnisse gar nicht angebahnt 
werden , wenn jede Aussicht auf dereinstige Eheschliessung be- 
nommen ist, sowie dass nicht so leicht ein Ehebruch begangen 
wird, nur um einen gesetzlichen Scheidungsgrund für eine lästige 
Ehe zu haben, wenn die Schliessung der erwünschteren Ehe 
nicht oder wenigstens nicht leicht ermöglicht werden kann. 

Ausserdem ist aber durch Zulässigkeit der Dispensation der 
Staatsgewalt die Möglichkeit gegeben bei eigenartig gelagerten 
Fällen der Individualität derselben durch Erteilung der Dispen- 
sation gerecht zu werden. 



ly. Die Zuständigkeit des geistlichen nnd des welt- 
lichen Gerichts. 

Im römischen Reiche gehörte die Aburteilung des Ehe- 
bruchs zur Kompetenz des weltlichen Forums. Als mit Ent- 
stehung und Ausbreitung des Christentums das Volk den Geist- 
lichen als seinen Vertrauensmännern Ehestreitigkeiten überhaupt 
zur Entscheidung unterbreitete, klagten auch die Ehemänner ihre 
ehebrecherischen Frauen nicht mehr beim weltlichen Richter an, 
welcher seit Constantin auf Todesstrafe erkennen musste, sondern 
sie wandten sich häufig an den Bischof^) und begnügten sich, 
die Schuldige durch diesen mit der kirchlichen Strafe der Ex- 
kommunikation belegen zu lassen. Für den Bischof handelte es 
sich hier um die Aufrechthaltung der kirchlichen Disciplin. 

Im Frankenreiche wurde es den Bischöfen strenge einge- 
schärft bei den jährlichen Visitationen ihrer Diöcesen auf die 



») Vgl. E. Löning, a. a. O. II, S. 628. 
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Bestrafung derjenigen Verbrechen, welche gegen die christlichen 
Religionssatzungen vorzugsweise Verstössen, ihr Hauptaugenmerk 
zu richten. Das Concilium Liftinense ^) (743) weist so die Bischöfe 
auf die Verfolgung der adulteria et incesta matrimonia besonders 
hin, während Karl der Grosse in dem Capitulare Aquisgran. *) 
(813) den Bischöfen einen noch weiteren Kreis von Verbrechen 
angelegentlichst zur Erforschung und Ahndung ans Herz legt: 

— Ut episcopi circumeant parochias sibi commissas et ibi inquirendi 
Studium habeant de incestu, de patricidiis, fratricidiis, adulteriis, 
cenodoxiis et alia mala quae contraria sunt Deo, quae in sacris 
scripturis leguntur, quae christiani devitare debent. 

Als dem Bischöfe vom König ein Beamter, der Comes zum 
Schutze und zur Kontrolle beigegeben worden war und gegen 
das Ende des 9. Jahrhunderts sieben angesehene und glaubwür- 
dige Männer eidlich verpflichtet wurden , alle in ihrer Parochie 
zu ihrer Kenntnis gelangten und gelangenden Sünden zu rügen 

— quod contra Dei voluntatem et rectam christianitatem in ista 
parochia factum est (aut erit)^), war durch diese Einfuhrung der 
Sendzeugen in das Sendgericht*) dessen Organisation in den 
Hauptgrundzügen zum Abschluss gebracht. Der Kjreis der Kom- 
petenzfalle ^) des Sendgerichts verrät einen Anklang an den 
Dekalog. Nach den Vergehen gegen das Leben hatte der Send- 
richter nach Ehebruch und anderen Fomikationsfallen zu fragen ^). 
Erfolgte auf diese Frage eine Rüge seitens eines Sendgeschworenen, 
und der Beschuldigte gestand das gerügte Vergehen, so legte ihm 
der Sendrichter die durch die Bussatzungen gebotenen Busswerke 
auf ^). Leugnete aber einer der beiden des Ehebruchs Beschul- 



») M. G. L. I, p. 18; (c. I). 

2) M. G. L. III, p. 188 (c. I). 

3) Regino 1. II, c. 3, ed. W. S. 207. 

*) Ueber das Sendgericht vgl. Dove, Beiträge zur Geschichte des deut- 
schen Kirchenrechts in : Zeitschrift für Kirchenrecht. Bd. IV, S. i fF. und Bd. V, 
S. I fF. 

*) Die Kompetenz des Sendgerichts war anfangs auf offenkundige Vergehungen 
beschränkt; die geheimen wurden dem Beichtstuhle überlassen (Synodus Ticinensis 
a. 856, c. 6 in M. G. L. III, p. 397). Seit dem Ende des 9. Jahrhunderts erstreckten 
die Sendgerichte ihre Thätigkeit gleichmässig auf offene wie auf geheime Vergehen, 
vgl. Dove, Zeitschr. f. Kirchenrecht. V, S. 7. 

") Regino 1. II, c. 5 n. 15 sq. ed. W. S. 210. 

') Ueber das A'erfahren im Sendgerichte, vgl. Dove, a. a. O. S. 21 ff. 
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digten, während der andere ein Geständnis ablegte, so wurde 
über den geständigen Schuldigen die entsprechende Busse ver- 
hängt, während der leugnende Teil sich reinigen musste und 
zwar erfolgte die Reinigung des freien Mannes durch Eid^), 
während für den Unfreien Reinigung durch Gottesurteil^) die 
Regel bildet. Leugneten aber die beiden des Ehebruchs Be- 
schuldigten und erhielten sie auf ihre Bitte die Erlaubnis, dass 
der eine sich für beide der Reinigung unterziehen durfte, so 
galten beide für schuldig, wenn diese misslang. 

Mit dem Sendgerichte konkurrierte in der merovingischen 
und karolingischen Periode das weltliche Gericht in Bestrafung 
des Ehebruchs, für welches Vergehen alsdann ausser der im 
Sendverfahren zu verhängenden geistlichen Strafe noch eine welt- 
liche Strafe vom weltlichen Richter auszusprechen war^). So 
werden von Gregor von Tours *) Fälle berichtet, in welchen der 
weltliche Richter selbständig gegen eine Ehebrecherin die Todes- 
strafe (Ertränken) verhängte. Auch wird diese Unterstellung des 
Ehebruchs unter das weltliche Recht von einigen Kapitularien, 
so vom Cap. Bajoar. ^) (a. 805 c. 5.) und Cap. Aquisgran^) (a. 802 
c. 25) anerkannt. Es gelangte nämlich für alle schweren Ver- 
brechen, welche nicht handhaft waren und über die keine Klage 
vorlag, also auch für Ehebruch das Rügeverfahren "^ in den welt- 
lichen Gerichten zur Einführung. Ganz ausdrücklich werden 
adulteria unter denjenigen Verbrechen, für welche das Rügever- 
fahren in Anwendung zu kommen hatte, aufgeführt in dem Capitu- 
lare Pippini R. Italiae de a. 793^): Ut judex per civitatem 
faciat iurare ad Dei judicia homines credentes, ut cui ex ipsis 
cognita fuerint horaicidia, furta, adulteria — , ut nemo ea con- 
celet. Während für Italien das weltliche Gericht auch fernerhin 



*) Concil. Tribur. c. 22 (Regino IT, c. 303 ed. W. S. 332). 

') Dove, a. a. O. S. 29. 

^) Sohm, Die geistliche Gerichtsbarkeit im fränkischen Reich in: Zeitschr. 
f. Kirchenrecht. IX, S. 245 f. 

*) De gloria martyr. I, c. 69, 70; Hist. Franc. V, c. 33. 

•) M. Gr. L. I, p. 27; Ut latrones vel homicidae seu adulteri vel incestüosi 
sub magna districtione sint correpti secundum eva Bajuvariorum vel lege. 
. •) M. G. L. I, p. 94. 

') Vgl. Brunner, Zeugen- und Inquisitionsbeweis der karolingischen Zeit. 
Wien 1866. S. 10, Anm. 2. 

«) M. G. L. IV, p. 516. 

3* 
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zur Aburteilung des Ehebruchs kompetent blieb, ging in Deutsch- 
land die Zuständigkeit vollständig über an das Sendgericht, dessen 
Organisation sich unter Zugrundelegung der für das weltliche 
Rügeverfahren geltenden Grundsätze vollendet hatte. Die Zu- 
ständigkeit des geistlichen Gerichts bildet jedoch die Regel seit 
der Synode des Papstes Johann^) (872), welche aussprach: — 
Habeant Episcopi singularum urbium in suis dioecesibus liberam 
potestatem adulteria et scelera inquirere, ulcisci, judicare, secundum 
quod canones censent, absque impedimento alicujus. 

Die Konkurrenz der geistlichen und weltlichen Gerichtsbar- 
keit, namentlich bezüglich aller gegen die Heiligkeit der Ehe 
gerichteten Vergehungen ^) macht sich dann wieder seit dem 
13. Jahrhundert in der Weise geltend, dass die Kirche, welche 
die Strafgewalt allein ausgeübt hatte, nunmehr nur dann strafend 
einschreitet, wenn der weltliche Richter noch nicht seines Amtes 
gewaltet hatte*); es entscheidet also die Prävention. Im Ver- 
laufe der Zeit wurde der Kreis dieser Verbrechenskategorie noch 
bedeutend erweitert und von den kanonischen Schriftstellern als 
delicta mixti fori zusammengefasst *). 

Ausser nach dem Principe der Prävention war die Zuständig- 
keit des geistlichen und weltlichen Gerichts noch in der Weise 
geregelt, dass in denjenigen Fällen, wo wegen Ehebruchs auf Lebens- 
strafe erkannt werden musste, der weltliche Richter, in all den Fällen 
hingegen, wo eine mildere Strafe angedroht war, die Zuständigkeit des 
geistlichen Richters gegeben erschien. Den Grund dieser Erstarkung 
der weltlichen Gerichtsbarkeit kann man wohl darin iSnden^), dass 
das geistliche Gericht überhaupt nicht Lebens- und Leibesstrafen 
verhängen sollte, wodurch sich auch die Bestimmung erklärt, dass 



^) c. I X. de offic. jud. ord. 31, i. 

*) Die Bischofssühne von 1276 bei v. Richthofen (Friesische Rechtsquellen. 
Berl. 1840. S. 140) entscheidet den Kompetenzkonflikt der Bischöfe und des welt- 
lichen Gerichts in der Weise, dass alle sich als sacrilegium darstellenden Verbrechen 
nach kirchlichem Rechte, jedoch mit der Strafe der Volksrechte, der Geldbusse ent- 
schieden werden. 

3) Dove, De jurisdictionis ecclesiasticae apud Germanos Gallosque progressu. 
Berol. 1855. P- i'O« 

*) Vgl. Marcus Mantua Benavidius, Comm. jur. pontif. Pataviae 1563, II, p.iyö: 
crimen istud (adulterium) est mixti fori potestque tarn a seculari quam ab ecclesias- 
tico iudice cognosci. Behr (pr. Wibel), Discursus de adulterio. Tubingae 1645. p. 12. 

*) Friedberg, De fin, inter eccl. et civit. reg. jud. Berol. 1862. p. 106. 
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die im Ehebruche Ergriffenen dem weltlichen Richter zur Be- 
strafung übergeben werden mussten^), da in einigen Rechts- 
gebieten die Ergreifung der Schuldigen im Ehebruche Voraus- 
setzung der Verhängung der Todesstrafe war. 

Dieser Grrundsatz wird ausdrücklich statuiert im Schwaben- 
spiegeP) (c. 172): Diz ist umb ein 6 unde daz suln geistliche 
rihter rihten. unde als ez eim an den lip gät, s6 sullen ez 
werltltche rihter rihten^). 

In Konsequenz dieses Satzes wird dann die des Ehebruchs 
schuldige Ehefrau eines Wirtes (litgebe)*), deren Vergehung sehr 
milde beurteilt wird, von jeder öffentlichen Strafe befreit und 
nur der kirchlichen Busse unterstellt — sie sullen ouch nicht 
ofenlichen büezen: sie sullen heimeliche buoze von ir pharrer 
enphän. 

Unter diesen Gesichtspunkt der milderen Beurteilung einer 
an und fiir sich nicht erlaubten Handlung fallt auch die Bestimm- 
ung des Stadt- und Landrechtsbuchs Ruprechts von Freising ^), 

^) Das Wiener Stadtrecht von 1244 bestimmte daher: Quicumque deprehensus 
fuerit in adulterio cum uxore alicuius viri secularis iudex non iudicet, sed plebanus 
huius civitatis (Tomaschek, deutsches Recht in Oesterreich. Wien 1859. S. 252). 
Vollständig stimmt hiermit überein das Stadtrecht von Haimburg, welches ebenfalls 
weder eine Lebensstrafe noch überhaupt irgend eine weltliche Strafe für den Ehe- 
bruch anerkennt: Swelicher begriffen wirt an der uberhuer mit eins andern wert- 
leichs mannes chon , da hat der richter nicht uberze richten , nur allain der stat 
pharrer (Senkenberg, Visiones diversae. Lipsiae 1765. p. 281). Dasselbebesagen: 
das Stadtrecht von Wiener-Neustadt (ed. v. Würth. Wien 1846. S. 96 c. 89) und 
das Wiener Stadtrecht von 1278. Das Wiener Stadtrecht von 1340 hingegen be- 
straft beide Ehebrecher, sofeme sie verheiratet sind , also den doppelten Ehe- 
bruch mit dem Tode, erkennt also auch die Kompetenz des weltlichen Richters in 
diesem Falle an ; bei vorliegendem einfachen Ehebruch jedoch nur die des geistlichen 
Richters : Wirt aber ein chonman mit einem ledigen weib begriffen an der uberhuer, 
den sol der Pharrer nach geistlichem recht puezzen. (Tomaschek a. a. O. S. 252.) 

2) Wackernagel, Das Landrecht des Schwabenspiegels. Zürich und Frauenf. 
1840. S. 160. 

^) So besagen auch die Magdeburger Fragen (III, 7 dist. i): Sachen, dy sich 
zcu dere des rechtis tretin, sal man wiszen vor den geistlichen richter, wenne der 
wertliche richter hat ke5m gerichte dor obir, während III, 7 dist. 2., wo bei Er- 
greifung im Ehebruch die Todesstrafe über die Schuldigen verhängt wird, die Zu- 
ständigkeit des weltlichen Gerichts anerkannt ist (Behrend, die Magdeburger Fragen. 
Berlin 1865. S. 197 f). 

♦) Wackemagel, S. 278. c. 304. 

*) Maurer, Das Stadt- und Landrechtsbuch Ruprechts von Freysing. Stuttg. 
u. Tüb. 1839. S. 252 (II c. 15). 
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welche den Ehemann , der seine im Ehebruche ertappte Frau 
sammt ihrem Mitschuldigen getötet hat, vom weltlichen Richter 
an den geistlichen überweisen lässt — und sol jn der richter zue 
hant schickenn an den geistlichnn richter . da sol er puess en- 
phahenn> 

Ausnahmsweise kommt auch eine kumulative Bestrafung 
des Ehebruchs durch das geistliche und weltliche Gericht vor 
,^also dass beyderseits zwanck dahin gerichtet werde, damit die 
untugendt gestraffit, das ärgerlich, sündlich leben undtwesen ab- 
gesteltj undt keiner übersehen noch zugelassen werde, in öffent- 
lichen Sünden und Argemüss sitzen zu bleiben". ^) 

Uebrigens findet sich auch die Kompetenz des weltlichen 
Gerichts unbedingt anerkannt , da eine scharfe Abgrenzung der 
Zuständigkeit des geistlichen und weltlichen Forums für die Be- 
strafung des Ehebruches nicht nachweisbar ist. 

Die Konkurrenz der geistlichen und weltlichen Gerichte 
führte in Folge des Strebens der ersteren entgegen der Entwick- 
lung der Praxis, sich stets die alleinige Kognition aller derartigen 
Fälle anzumassen und dem weltlichen Richter bei Strafe der 
Exkommunikation die Ausübung jurisdiktioneller Gewalt zu unter- 
sagen, zu gerechten Beschwerden der Bevölkerung, welche in 
Gravamina nationis German. von 1522^) zum Ausdruck gelangten^). 
Die Entwicklung vollendete sich in der Richtung, dass die welt- 
liche Gerichtsbarkeit, deren alleinige Kompetenz in Ehebruchs- 
sachen schon frühe Anerkennung fand*), allmähüch die geistliche 



*) Binterim und Mooren, Die alte und neue Erzdiöcese Köln. Mainz 1828. II, 
S. ^02. 

^) Et quamquam secundum jura communia manifesta perjuria atque adulteria, 
malaficiorumque praestigiae ac similes aliae causae per ecclesiasticos ac civiles ju- 
dices promiscuum, uter occuparit, civiliter pro tempore plecti possint, habeatque 
]taque praeventio hac in re locum: attamen ecclesiastici judices contra omnia jura 
causam hujusmodi solis sibi suaeque Jurisdiction! usurpare conantur. (Münch, Con- 
cordatc I, S. 380, c. 53). 

^) So wurde auch in Bern erst in" Folge der Reformation der Kirche die Ge- 
richtsbarkeit über Ehe- und "Wuchersachen entzogen und auf die Staatsgewalt über- 
tragen- vgl. Leuenberger, Studien über Bernische Rechtsgeschichte. Bern 1873. S. 217. 

*) So schon in einer Urkunde des Markgrafen Woldemar von Brandenburg 
1318 ; Dass wir den frommen Leuten, unserm Rath zu Frankfurt gegeben haben, 
lu richtinde up oere ede, die sie uns geschworen hebben, obbir alle misdedige Lüde, 
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vollständig verdrängte, so dass besonders seit der Reformation 
zur Kognition über Ehebruchsfälle der weltliche Richter aus- 
schliesslich zuständig war. 

die dat hogeste Gericht verschuldet hebben — sy sind Roebere, Dybe oder Moerdere, 
die Lüde doeden und ynen oer Gut nemen, und aberEhbrekem und Frauen scaen- 
dere, sie sind sealbar oder hemelich — . (Ludewig, Rel. M. S. S. t. IX. Diplomat. 
March. n. i6). Ferner des gräflich Solmischen Gerichts zu Soden Weisthumb (n. 15) : 
Item gotteslästerer, ehebreche r, hurer — soll an unsern gn. herm verwiessen gerüget 
und fiirbracht werden (J. Grimm, Weisthümer. IV, S. 563). Auch in Frankreich 
bildete sich die Zuständigkeit des weltlichen Gerichts für den Ehebruch aus. Zwar 
machte die Kirche auch dort geltend, dass die Ehe ein Sakrament sei und Alles, 
was sich auf diese beziehe, in ihr Gebiet falle, aber dessenungeachtet entzogen zwei 
Ordonannces vom lO. Juli 1336 und 5. Juni 1388 dem geistlichen Richter die 
Jurisdiktion über Ehebruch ; (Allard, Histoire de la justice criminelle au seizi^me 
sifecle. Paris-Gand 1868. p. 134); ebenso war in Spanien der weltliche Richter 
zur Aburteilung der Ehebruchsfalle zuständig (Friedberg, Die Gränzen zwischen 
Staat und Kirche. Tübingen 1872. S. 560). 



Digitized by 



Google 



Deutsches Recht. 

I. Das ältere deutsche Recht 

Tacitus *) entwirft ein glänzendes Bild von der Keuschheit 
und sittlichen Reinheit der Germanen. Rühmend hebt er hervor, 
dass bei ihnen die Monogamie eingeführt sei und nur Wenige aus 
politischen Rücksichten — ob nobilitatem — mehrere Frauen zur 
Ehe gehabt hatten. Doch wie in manch anderen Punkten hat 
der römische Historiker auch hier seine Erfahrungen bei einzelnen 
Stämmen veraUgemeinemd auf alle Germanen übertragen. Man 
muss aber den Unterschied beachten, welcher zwischen den gegen 
fremde Kultureinflüsse abgeschlossenen Nordgermanen und den 
nach Süden imd Westen verzogenen Stämmen bestand. Während 
diese durch ihre Berührung mit anderen Kulturvölkern bald von 
der heimischen Polygamie zur Monogamie fortschritten^), verblieben 
jene in ihrer starren Abgeschlossenheit wie bei den heimischen 
Sitten überhaupt, auch noch lange bei der Vielweiberei. 

Nicht als Sklavin, sondern als Herrin des Hauses *), als Ge- 
nossin des Mannes erscheint die Frau, in welcher die Germanen 
etwas Heiliges und Prophetisches — sanctum aliquid et providum 
— verehrten. Sie war jedoch der eheherrlichen Vormundschaft 
unterworfen, denn die körperliche Schwäche des Weibes liess 
dieses der Schutzgewalt des stärkeren Mannes bedürftig er- 
scheinen. Allein diese eheherrliche Gewalt war eine sehr starke 



') Germania c t8, 19. 

^) Weinhold, Die deutschen Frauen in dem Mittelalter. Wien 1851. S. 284. 

^) Waitü, Deutsche Verfassungsgeschichtc. Kiel 1880. I, S. 48. 
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und weitgehende ; sie berechtigte den Mann zur Züchtigung, zum 
Verkaufe und wahrscheinlich auch zur Tötung^), doch wurde 
dieses Recht durch die Sitte und später durch kirchlichen Einfluss 
wesentlich gemildert*). 

Da die Germanen in Wertschätzung der Treue alle übrigen 
Volker überragten, so erscheint es einleuchtend, dass sie den 
Ehebruch, in welchem die grosste Treulosigkeit zum Ausdruck 
kam, zu den verabscheuimgswürdigsten Verbrechen zählten, so 
dass Tacitus das seltene Vorkommen dieses Verbrechens bei den 
Germanen rühmen konnte — paucissima in tam numerosa gente 
adulteria, quorum poena praesens et maritis permissa*). Wie im 
mosaischen und romischen Rechte wird auch bei den Germanen 
als Ehebruch betrachtet nur die fleischliche Vermischung einer 
Ehefrau mit einem anderen Manne als ihrem Gatten*). Nicht 
der Ehemann, sondern allein die Ehefrau konnte sich bei den 
Germanen, wie bei den Juden und Römern eines Ehebruchs 
schuldig machen und auch die Strafbarkeit des männlichen Mit- 
schuldigen stützte sich wie bei jenen Volkern auch bei den Ger- 
manen auf den Gedanken, dass er freventlich eingriff in die 
eheherrlichen Rechte des Gatten der schuldigen Ehefrau. In dieser 
Richtung sehen wir alle alten Völker auf gleich niedriger Stufe 
sittlicher Anschauung verharren und erst dem Einflüsse des 
Christentums gelang die Durchfuhrung des Grundsatzes der 
Gleichstellung der beiden Ehegatten auch in dieser Hinsicht. 

Wie in der ersten Periode der römischen Geschichte erscheint 
auch bei den Germanen bei ihrem Eintritte in die Geschichte die 
Familie als Hüterin der Sittlichkeit. Jedes Vergehen gegen Zucht 
und Sitte wird vor allem aufgefasst als ein Eingriff in die Rechte 
der Familie. So tritt denn auch beim Ehebruch die Familie als 
Rächerin der befleckten Familienehre auf und der durch dieses 



>) J. Grimm, Rechtsalterthümer. Gott. 1828. S. 450 ; Acta Sanctorum, Fe- 
bruariustom. III. Antwerp. 1658. p. 145: Vita S.Barbati c. III, §19; Baumstark, 
Urdeutsche Staatsalterthümer. Berl. 1875. S. 801, 921. 

*) W. Sickel, Geschichte der deutschen Staatsverfassung. Halle 1879. I, S. 6. 

^) Germania c. 19. 

♦) Zwar wird nach einigen Rechten auch der Treubruch einer Verlobten wie 
der Ehebruch einer Frau als adulterium bestraft, aber es darf deshalb nicht auf eine 
vollständige Gleichstellung dieser beiden Delikte geschlossen werden, da die Bezeich- 
nung adulterium die verschiedenen Fomikationsfalle umfasste. 

# 
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Verbrechen in erster Reihe gekränkte Ehemann ist es, welchem 
die Verfolgung und die Bestrafung überlassen wurden. Und die Ahn- 
dung war denn auch eine der Schwere der Missethat angemessene. 
Infamie, schimpfliche Verstossung aus der ehelichen Gemeinschaft, 
Verlust der dos, Abschneiden der Haare, Schläge waren die 
die Ehebrecherin treffende Strafe. Accisis crinibus, erzählt 
Tacitus^), nudatam coram propinquis expellit domo maritus ac 
per omnem vicum verbere agit. Das Abscheren der Haupthaare 
galt den Germanen als eine besonders schimpfliche Strafe^) und 
der Verlust dieses Schmuckes des Freien musste das Weib, für 
welches das Haar eine tiefere Bedeutung hatte, sehr empfindlich 
treffen ^). Für so entwürdigend hielt man dieses Verbrechen, dass 
eine Aussöhnung des Mannes mit der untreuen Ehefrau absolut 
imzulässig war; unter keinen Umständen sollte ihr Verzeihung 
gewährt werden. Ebenso war eine Wiederverheiratung der Ehe- 
brecherin unter gar keinen Verhältnissen möglich — non forma, 
non aetate, non opibus maritum invenerit*). 

Die Hervorhebung der Anwesenheit der Verwandten bei dem 
Strafakt — coram propinquis — erinnert an das römische Familien- 
gericht und deutet auf eine in ähnlicher Weise bei den Germanen 
übliche Zuziehung der einzelnen Familienglieder zur Bestrafung 
der Ehebrecherin hin ^), wie eine solche bei den Römern existirte. 
Kann man deshalb auch nicht von einem förmlichen Familien- 
gerichte ®) bei den Germanen sprechen , so dürfte in dieser Be- 
teiligung der Familienglieder doch eine Art von Familienrat*^) 
erblickt werden. 



^) Germania, c. 19. 

*) Grimm, Rechtsalterthümer. S. 309, 702. 

^) Vgl. Gebauer, De supplicio adulterarum adTacitiGerm. Goetting. 1743. p.4sq. 

*) Germania, c. 19. 

*) Kraut (die Vormundschaft. Göttingen 1835. ^» S. 40) erblickt in der An- 
wesenheit der Verwandten einen Beweis dafür, dass diese berufen und berechtigt 
gewesen seien, die Frau gegen ihren Ehemann in Schutz zu nehmen. Diese Ansicht 
erscheint unbegründet, da das eheherrliche Mundium dem Manne die unbeschränk- 
teste Gewalt über die Frau verlieh und ihm sogar, wie bereits bemerkt wurde, das 
Recht einräumte, dieselbe zu verkaufen, eventuell zu toten. Höchstens könnte man 
von einer moralischen Bedeutung der Anwesenheit der Verwandten sprechen, welcl\,e 
einem Missbrauche des eheherrlichen Mundiums, das durch die nicht straflos über- 
schreitbare Schranke der Sitte umgrenzt wurde, vorbeugen sollte. 

•) Unger, Die altdeutsche Gerichtsverfassung. Gott. 1842. S. 82; Gierke, 
Das deutsche Genossenschaftsrecht. Berl. 1868. I, S. 21. 



') Waitz, a. a. O. L S. 74, Anro. 3. 
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I. Das Racherecht des Ehemannes. 

Bevor die mannigfaltigen Bestimmungen der Rechtsquellen 
über die Bestrafung des Ehebruchs, welche wegen ihrer Ver- 
schiedenartigkeit nicht unter einem einheitlichen Gesichtspunkte 
betrachtet werden können, dargestellt werden, möge hier die Be- 
rechtigung der straflosen Tötung des Ehebrechers bezw. der 
Ehebrecherin*), welche als Ausfluss der Privatrache von einer 
grossen Anzahl von Rechten anerkannt wird, zur Erörterung 
gelangen. 

Wenn Tacitus in seiner Schildenmg der Zustände der ger- 
manischen Urzeit, wie gezeigt wurde, mitteilt, dass dem Manne 
die Bestrafung des ehebrecherischen Weibes zugefallen sei, so 
mussman aus den Worten des Historikers selbst — adidteria, quorum 
poena praesens et maritis permissa — folgern, dass hier dem Manne 
nicht etwa nur die Wiedervergeltung der ihm zugefügten Schmach, 
nicht allein die Ausübung der Privatrache gestattet werden soll, 
sondern dass ihm das Recht zur Vollziehung einer gewohnheits- 
rechtlich normierten Strafe eingeräumt wird. Das Verbrechen 
erscheint zugleich als öffentliches, nicht nur der Ehemann, das 
ganze Gemeinwesen wird durch das freventliche Beispiel der 
Treulosigkeit und Unsittlichkeit aufs ärgste verletzt, das Gemein- 
wesen hat deshalb auch ein Interesse daran, dass das Verbrechen 
nicht ungesühnt bleibe. 

Wie alle Völker bei ihrem ersten historischen Auftreten 
eine innige Verbindung von Familie und Staat aufweisen , so 
kommt auch bei den Germanen diese Verschmelzung zur Er- 
scheinung. Deshalb wird auch die Bestrafung des Ehebruchs 
dem Ehemanne nicht nur als dem in erster Reihe Verletzten, 
sondern ihm als dem Haupte der Familie, dessen Strafgewalt 
die Verbrecherin unterstellt ist, überlassen. Zuständig zur Ab- 
urteilung des Verbrechens und zum Strafvollzuge erscheint des- 
halb der Ehemann in seiner Eigenschaft als Vorsteher der Familie, 
weil die Familie die Grundlage der Verfassung bildet und aus 



*) Vgl. Abegg, Revision der Lehre v. d. angeblich straflosen Tödtungen in 
dessen Abhandl, aus d. Gebiet der Btrafrechtswissenschaft Breslau 1830, S. 223 ff., 
bes. 269 ff. 
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ihr heraus sich aUmählich der Staat entwickelt ^). Dass mit dieser 
Strafgewalt über die eigne Frau dem Ehemann auch die Be- 
fugnis zustand an dem Ehebrecher Rache zu üben und sich so 
selbst für die ihm angethane Kränkung Genugthuimg zu ver- 
schaiFen, kann, wenn auch Tacitus hierüber schweigt, um so 
weniger in Zweifel gezogen werden, als, wie aus der folgenden 
Erörterung sich ergeben wird, selbst in der späteren Zeit die 
Befugnis zur Ausübung dieses Racherechts ausdrückUch aner- 
kannt wird, so dass mit Sicherheit auf deren Existenz in einer 
früheren Periode geschlossen werden darf. 

Während das isländische und norwegische^) Recht dieses 
Tötungsrecht allen Verwandten des Mannes und der Frau ein* 
räumt ^J, also das Verbrechen als eine Beschimpfung der ganzen 
Familie auffasst, erteilen die übrigen nordischen Rechte die Be- 
fugnis zur sofortigen Tötung der Ehebrecher lediglich dem Ehe- 
mann; sie erkennen den Ehemann als den vorzugsweise Ver- 
letzten, den allein zur Rache des Schimpfes Berechtigten, be- 
trachten aber die Frau als ausgeschieden aus dem Verbände der 
Familie, der sie durch ihre Geburt angehörte. 

Eine einschränkende Modifikation dieses Racherechts ent- 
hält das neue Gulathingsgesetz , da es nur dann die busslose 
Tötung des Ehebrechers gestattet, wenn dieser zum zweiten Male 
im Ehebruche betroffen wird ; denn wenn der erste Ehebruch mit 
einer Verheirateten verübt worden war, so konnte der Ehebrecher 
sich mit seinem vollen Wergeide loskaufen *). Eine weitere Unter- 
scheidung betreffs der Anerkennung der Rache machen nordische 
Rechte in Hinblick auf den Zeitpunkt, in welchem die Tötung 
erfolgt, indem nach norwegischem Rechte'*^) die Tötung des Ehe- 
brechers nur dann als straflos erscheint, wenn dieselbe bei Er- 
greifung der Schuldigen auf frischer Tat erfolgte, während nach 
der Graugans ^) das Recht der Rache , welches dem Ehemann 
und Allen , die ihm zu Hülfe kommen, zusteht, bis zum nächsten 
Allthing ausgeübt werden kann. 



') Vgl, Arnold, Deutsche Urzeit. Gotha 1880. S. 312, 343. 
*) Ebenso das westgothische Recht (L. Wisigoth. III, 4, 5). 
^) Wilda, Das Strafrecht der Germanen. Halle 1842. S. 823. 
') Daselbst S. 824. 
^) Dasdbst S. 812. 

^) Codex juris Islandorum antiquissimus qui nominatur Gragas ed. Schlegel. 
Hafniae 1829. p. 60 (II vigsl. 30), 
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Auch die Gesetze der Angelsachsen kennen das Racherecht 
des Ehemannes gegen den Verletzer seiner eheherrlichen Rechte; 
sie gestatten schon dann die Tötung eines Mannes, wenn der 
Ehemann diese unter Umständen, welche den Verdacht des Ehe- 
bruchs begründen, bei seiner Ehefrau findet. Aelfireds Gesetz^) 
gibt so dem Ehemann die Erlaubniss, denjenigen, welchen er 
mit seiner Ehefrau bei geschlossener Thüre oder unter einer 
Decke findet „ohne Unfriede zu bekämpfen.'* Eine Bestimmimg 
der Leges Henrici I. *) schränkt dieses Recht ein und macht 
dessen Ausübung abhängig von der Voraussetzung, dass der Er- 
greifung eine zwei- oder dreimalige Verwarnung vorausgegangen 
ist. Dem Vater hingegen wird in den Gesetzen Wilhelms*) die 
Befugnis zuerkannt, seine im Ehebruche ergriffene Tochter zu 
töten, aber nur wenn die Ergreifung in seinem oder seines 
Schwiegersohnes Hause erfolgt war. Dass aber ^uch der Sohn 
für berechtigt erklärt wird, seine bei Lebzeiten des Vaters im 
Ehebruche ergriffene Mutter zu töten, muss als auffallend ano- 
male Bestimmung bezeichnet werden, da dem Sohne gegenüber 
der Mutter, solange der Vater lebte, nirgends eine derartig starke 
rechtliche Gewalt zustand, als deren Ausfluss diese Tötungs- 
befugnis angesehen werden könnte. Man wird in dieser höchstens 
eine dem Sohne übertragene Stellvertretungspflicht des Vaters 
erblicken können, welche ihn zum Rächer der seinem Vater und 
der ganzen Familie zugefügten Beleidigung qualificiert. 

Unter den deutschen Volksrechten ist es das friesische, 
welches rückhaltslos die Erlaubnis zur busslosen Tötung des 
Ekebrechers erteilt. Im tit. V der Lex Frisionum*), welcher 
handelt de hominibus, qui sine compositione occidi possunt, wird 
auch der Ehebrecher aufgeführt — et adulterum. 

Die Lex Baiuwariorum ^) verlangt zur straflosen Tötung des 
Ehebrechers, dass er im Bette mit der Frau ergriffen und darin 
getötet worden sei — et si in lecto cum illa interfectus fuerit, 
in suo scelere iaceat sine vindicta. 



*) c. 42 § 7 bei R. Schmid, Die Gesetze der Angelsachsen. Leipzig 1858. 
(= Seh.) S. 97. 

«) c. 82 § 8 (Seh. S. 480). 

3) I c. 35 (Seh. S. 343). 

♦) M. G. L. III. p. 663. 

•) t. VII c. I M. G. L. III, p. 406. 
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Dagegen gestattet dieLexRibuariorum^) die Tötung des Schul- 
digen nur, wenn sich dieser der Fesselung bei der Ergreifung 
auf frischer That widersetzt hat — si quis hominem super rebus 
suis comprehenderit , et eum ligare voluerit, aut super uxorem 
— et non praevaluerit ligare, sed colpus ei excesserit et eum 
interfecerit. Jedoch bedarf es, um den Ehemann vom Verdachte 
einer jeden Verschuldung zu befreien, der Erfüllung gewisser 
processualischer Regeln. Der Ehemann soll nach der Tötung 
vor Zeugen den Leichnam auf eine aus Weiden geflochtene 
Bahre heben, auf einem Kreuzwege ausstellen und ihn 40 oder 
14 Nächte'^) lang bewachen und dann vor Gericht den wahren 
Hergang der Sache beschwören oder auf die Beschuldigung 
widerrechtlicher Tötung das Gegenteil mit der erforderlichen 
Zahl von Eideshelfem eidlich erhärten'). Hat er diesen Beding- 
ungen nicht entsprochen, so wird er der Tötung für schuldig er- 
klärt*). Das Volksrecht geht hier von der psychologischen Vor- 
aussetzung aus, dass derjenige, der es über sich bringt, bei dem 
durch seine Hand Getöteten die vorgeschriebene Zeit hindurch 
auszuharren, das Bewusstsein einer rechtmässig vollbrachten That 
in sich tragen müsse ^). Der Racheübende sollte durch den 
längeren Anblick des Opfers seiner Handlung darthun, dass er 



1) t. 77 bei Walter, Corpus juris Germanici, Berol. 1824. I, p. 190. 

*) Vgl. über diese Fristen: Sohm, Die altdeutsche Rechts- und Gerichtsver- 
fassung. Weimar 1871. I, S. 438. 

») (tit. 77) — coram testibus in quadruvio in clida eum levare debet, et sie 
quadraginta seu quatuordecim noctes custodire, et tunc ante iudicem in hars^o 
coniuret, quod eum de vita forfactum interfecisset. Sin autem ista non adimpleverit, 
homicidii culpabilis iudicetur. Aut si negaverit, cum legitimo numero iuret, quod 
hoc non fecisset. 

♦) Levita (das Recht der Nothwehr. Giessen 1856. S. 72) will in diesen Be- 
schränkungen schon die ersten Versuche erblicken , dasjenige , was das später ent- 
wickelte Recht Notwehr nennt, gegenüber dem Rechte der Selbstrache zu bestimmen. 

*) Vgl. Siegel, Geschichte des deutschen Gerichtsverfahrens. Giessen 1857. 
S. 84. Dagegen erscheint die Ansicht Siegels (a. a. O. S. 81), dass bei den Ge- 
setzen, welche eine Tötung des Verbrechers gestatten ohne die ausdrückliche Be- 
dingung, dass derselbe nicht festgenommen werden könne, stets diese Bedingung zu 
ergänzen sei, nicht hinreichend begründet. Es lässt sich nicht einsehen, warum jene 
Gesetze , wenn sie diese Bedingung zur Voraussetzung der Tötung gemacht haben 
wollten, dieselben nicht ebensogut wie das ribuarische Recht ausdrücklich statuiert 
haben sollten, namentlich da sie sich auch in anderen Punkten nicht durch eine 
knappe Fassung auszeichnen. 



Digitized by 



Google 



— 47 — 

im Bewusstsein seines guten Rechts den Erschlagenen getötet 
liabe und dass gerade dieses Bewusstsein ihm den Mut verleihe, 
den Anblick des Leichnams zu ertragen. Man hielt es nicht für 
möglich, dass ein Schuldiger diese Bedingungen erfüllen könne, 
da das Gefühl der Schuld ihn der Kraft berauben würde, in der 
Nähe seines Opfers eine geraume Zeit hindurch zu verharren. 

Auch nordische Rechte stellen processuale Regeln auf, durch 
welche die Beweisführung einer die straflose Tötung recht- 
fertigenden Ursache normiert und gegen jede Einsprache sicher 
gestellt wird. So verlangt das Seeländische Recht Königs Erich^) 
zur Erbringung des Beweises der Unschuld Folgendes: 

(B. n. Cap. i). Wenn ein Mann einen andern bei seiner Frau 
im Bette antrifft, und er denselben entweder verwundet oder 
tödtet, so soll er das Bette nach dem Gerichte bringen ; zum 
Zeugniss, dass es blutig ist. Zugleich soll er zwei Männer 
zu Zeugen mitbringen, dass es offenbar sei, dass er den 
andern im Bette und sonst nirgends anders erschlagen. Und 
auf solche Art darf er weder dem Könige noch dem Bischöfe 
büssen und von aller Anklage der Freunde des Erschlagenen 
soll er frei sein. 

Die gleiche Bestimmung enthält das schonische Recht*), indem 
es dem Ehemann die Tötung des Ehebrechers unter den im vor- 
erwähnten Gesetze bezeichneten Voraussetzungen gestattet. Zu- 
gleich wird hier dem Erschlagenen das kirchliche Begräbnis 
entzogen, er müsste denn, erst nur verwundet, vor seinem Tode 
Busse gethan haben. 

Ferner bestimmt das jütische Low (B. in. c. 37 § i)^): 

Wenn einer im Horen-Bedde verwundet wurde und stirbt 
später: so ligge he up sinem egen wercke undede Bonde 
bl3rfFve Schuldt-loss. 

*) Vgl. Fragment einer von dem dänischen Staatsrath Detharding unternom- 
menen teutschen Uebersezzung des Seeländischen Rechts Königs Erichs bei Dreyer, 
Beiträge zur Literatur der nordischen Rechtsgelehrsamkeit. Hamburg 1794. 8. 140. 

*) Vgl. Lex Scaniae antiqua latine reddita per Andream Sunonis ed. Kolderup- 
Rosenvinge. Kjobenhavn 1846. p. 123 (XTII c. i); vgl. noch die bei Wilda, 
S. 823, Anm. I angeführten Gesetze. 

•) Das Jütische Low-Buch nebst des Herrn Blütings Glossa. Flensburg 171 7, 
S. 151 (Glossa S. 45 ff.) 



Digitized by 



Google 



-^ 48 - 

§ 2. Wenn er darin erschlagen wurde, so schal de ene 
erschloch tho dinge bringen dat blödige Bedde unde Laken, 
worauf er erschlagen wurde und mit 2 er Leute Zeugfniss, 
dass er auf dem Horen-Bedde und nicht wo anders er- 
schlagen wurde. (Femer wird der Erschlagene mit der 
Entziehung des christlichen Begräbnisses bedroht.) 
Mit den Anordnungen des Jütischen Low stimmen überein die 
denselben verwandten Stadtrechte, wie das neuere Stadtrecht von 
Schleswig^) (Ende des 12. Jahrhunderts), die Stadtrechte von 
Flensburg^) (Ende des 13. Jahrhunderts), Apenrader Skraa ') (14. 
Jahrhundert), sowie Thord Degfns Artikel*). 

Das westgothländische Gesetz *) verlangt, dass der Ehemann, 
welcher einen Mann bei seiner Frau im Bette angetroffen und 
erschlagen hat, den Leichnam blutig und gebunden zum Dinge 
bringen soU, wodurch er von jeder Busse befreit werde. 

Die Straflosigkeit der Tötung wird daher nach nordischen 
Rechten vorzugsweise bedingt durch die „leibliche Beweisung", 
also durch das Verbringen des Leichnams und der blutigen Betten 
und Kissen vor Gericht, sowie durch die eidliche Aussage von (ge- 
wöhnlich zwei) Zeugen ; die Erhebung des Gerichtes wird dann noch 
gefordert von der Grraugans *), welche anordnet, dass der Rache- 
übende 5 Nachbaren herbeirufen solle, damit diese die Tötung 
als eine gerechtfertigte erweisen. 

Ein eigentümliches Verfahren kennen dann noch die nor- 
dischen Rechte ; dieses besteht in der Erhebung der Klage gegen 
den Erschlagenen. Der Racheberechtigte, der den Ehebrecher 
getötet, soll, wie die Grraugans bestimmt, gegen diesen eine 



^) Thorsen, Die dem jütischen Low verwandten Stadtrechte. Kopenhagen 1853. 

c 33» »■ 35' 

^} Daselbst S. 89, c. 80. 

3] Daselbst S. 166, c. 35: maritus inveniens adulterum manifeste cum uxore 
suQj tuDc faciat, si voluerit, secundum librum legalem (nach dem lowboke). 

*) Da&, 8. 285, c. 30: Itei]^ si occisor dixerit, se in loco adulterii aliquem 
occidtsse habens ad hoc duos testes, tunc veredici debent super mortem interfecti 
discertiere di<;l;inguendo, utrum in loco adulterii fuerit interfectus vel alibi, et si iu- 
raverint qüod in loco adulterii erat interfectus, tunc cognatis interfecti pro morte 
eius nichil emcndatur. 

*) Juris Westrogotici codex antiquior I , c. 1 1 im Corp. juris Sueo-Gotorum 
antiquior, Westgöta-Lagen ed. CoUin und Schlyter. Stockholm 18 17. p. 15. 

*) II vigsl. c. 30 1. c. 
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rechtsformliche Klage erheben und zwar so, als ob er sich noch 
am Leben befände, nur mit der Ausnahme, dass in der Klage 
behauptet wird, dass er mit Recht erschlagen sei, während gegen 
den noch Lebenden die Klagebitte auf Friedloserklärung ginge. 
Die Formel der Klage wird in der Graugans aufs genaueste an- 
gegeben. 

Dieselbe Vorschrift enthält das alte Gulathingsgesetz ^), 
welches dem Ehemann die Tötung des Ehebrechers, den er bei 
seiner Frau findet, gestattet, aber verlangt, dass er dann dem 
ersten Manne , welchem er begegnet, die Tötung und deren Ur- 
sache erzähle. Ausserdem hat er, soferne des Erschlagenen Sohn 
dies nicht thut, das Gericht zusammenzuberufen. Beim Dinge 
soll er sich alsdann durch das Zeugnis desjenigen, der ihm zu- 
erst begegnete, rechtfertigen. 

Diese „Beredung des Toten" kehrt dann erst wieder im 
Sachsenspiegel ^). 

Das Recht des Mannes nebst dem auf frischer That er- 
griffenen Ehebrecher auch dessen Mitschuldige, die eigne Ehe- 
frau, zu töten hebt hervor das Edikt des Langobardenkönigs 
Rothari^), während die übrigen Rechte meist die Erlaubnis der 
Tötung der ehebrecherischen Frau als selbstverständlich weg- 
lassen, da dieselbe im eheherrlichen Mundium enthalten erscheint. 

Auch das burgundische Recht*) erwähnt ausdrücklich der 
Befugnis des Ehemannes zur Tötung des in flagranti ergriffenen 
Ehebrechers sammt der eigenen Ehefrau, indem es nicht etwa 
die Tötung des einen oder anderen der beiden Schuldigen in 



1) Wilda, S. 163. 

2) Sachsenspiegel, I, 64; I, 69; II, 14 § 2; III, 84 § 3. 

») Edict. Roth. c. 212 (M. G. L. IV, p. 50). Wilda (S. 829) meint, König 
Rothari räume den Leibeigenen das Recht ein den Ehebrecher zu töten in gleicher 
Weise, wie dies der freie Mann besass. Allein diese Ansicht ist unrichtig und 
gründet sich , worauf schon Osenbrüggen (das Strafrecht der Langobarden. SchafF- 
hausen 1863. S. 103) aufmerksam macht, auf einen veränderten Text c. 212: Si 
quis Über vel servus cum uxore sua liberum aut servum fornicantem invenerit, — während 
der richtige Text (nach der kritischen Ausgabe von Bluhme M. G. L. IV, p. 51) 
lautet: Si quis cum uxorem suam alium fornicantem invenerit, liberum aut servum 
potestatem habeat eos ambos occidendi. Vgl. noch Anschütz, Lombarda-Commentare 1,32. 
Si ergo^ maritus reperit eos fornicantes occidendi utrumque facultatem habet. Hoc 
ita sive liber fuerit sive servus qui talia deliquit. 

♦) Liber legum Gundebati t. 68 (M. G. L. III, p. 561). 

4 
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das Belieben des verletzten Ehemannes stellt, sondern indem es 
diesem die Ausübung des Racherechts überhaupt nur unter der 
Bedingung gestattet, dass er beide Schuldige zugleich töte. Er- 
füllt er diese Bedingung nicht und tötet er nur einen der beiden 
schuldigen Personen, so macht er sich einer Tötung schuldig 
und büsst diese nach dem Stande des Erschlagenen mit dem im 
Gesetze*) festgesetzten Wergeide, i . Si adulterantes inventi fuerint, 
et vir ille occidatur, et femina. 2. Nam hoc observandum est, 
ut aut utrumque occidat, aut si unum occiderit, pretium illius 
solyat, sub ea traditione pretii, quae est prioribus legibus con- 
stitüta^). Dieser eigentümlichen Bestimmung diente offenbar das 
römische Recht zum Vorbilde ; sie findet sich in keinem anderen 
Volksrechte. Man hat aber die urbildliche römischrechtliche Be- 
stimmung nicht richtig aufgefasst ^) , indem diese*) nur die Aus- 
übung des Racherechts des • Vaters von dieser Bedingung ab- 
hängig macht, während dem Ehemann die Tötung seiner Ehe- 
frau überhaupt nicht, die des Ehebrechers nur dann gestattet ist, 
soferne derselbe gewissen niedrigen Personenkategorieen an- 
gehört^). 

Auch das Gesetzbuch der Westgothen, welches an Stelle 
einer öffentlichen Strafe des Ehebruchs die Verknechtung an den 
verletzten Ehemann bezw. dessen Verwandte setzt, anerkennt 
das Tötungsrecht des Ehemannes, indem es ausspricht^) (111,4,4): 
Si adulterum cum adultera maritus vel sponsus occiderit, pro 
homicida non teneatur. Hier wird das Tötungsrecht ausgedehnt 
und sogar dem Bräutigam eingeräumt. Dass es sich hier um 
die Ergreifung auf frischer Tat handelt, dürfte sich aus L. Wisi- 
goth. ni, 4, 13 ergeben, wo der Inhalt des Verknechtungsrechtes 
dargestellt, der Ausschluss der Tötungsbefugnis aber ausdrück- 
lich hervorgehoben ist"^). 



>) t. II § 2. 

2) Liber legum Gund. t. 68. 

3) Vgl. Abegg, a. a. O. S. 271. 

♦) 1. 20, 23 § 4, 1. 24 D. ad L. Jul. 48, 5; Paulus sent. rec. 1. II, t 26 § 4. 

*) Nach der Lex Romana s. Papianus (t. 25 M. G. L. III, p. 611) wird es 
in das Belieben des Ehemannes gestellt, ob er beide Schuldige uno ictu töten oder 
unter Verzicht auf sein Racherecht die gesetzliche Strafe über sie verhängen 
lassen will. 

«) Walter, 1. c. p. 478. 

') tradendi sunt servitur, salvis tantum animabus, quas ad lamenta poenitentiae 
pietatis indulgentia reservamus. 
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lin ganzen lässt sich sohin konstatieren, dass nach der Rechts- 
anschauung, wie solche in den angezogenen germanischen Rechts- 
quellen hervortritt, der Ehemann durchweg berechtigt erscheint 
denjenigen, den er mit seiner Ehefrau im Ehebruch ergriffen hat, 
zu .töten. Ausnahmsweise wird dieses Recht der Tötung sogar 
den andern Verwandten verliehen, namentlich in den nordischen 
Rechten, wo Ehebruch und Unzucht eines ledigen Weibes nicht 
ihrem Wesen nach verschieden sind. Bezüglich der Bedingungen, 
an deren Erfüllung eine solche Tötung geknüpft ist, weichen 
zwar die ein2*lnen Rechte von einander ab, doch bezwecken die 
verschiedenen Beschränkungen meist nur Herstellung des' Be- 
weises des Ehebruchs, also Sicherstellung der Voraussetzungen, 
an deren Vorhandensein die Straflosigkeit der Tötung geknüpft 
erscheint. Dass das dem ureigenen Geiste des germanischen Volkes 
entstammende Recht der Racheübung des Ehemannes gegen den 
Ehebrecher sich auch in der folgenden Periode in ungeschwächter 
Kraft erhielt, wird weiterhin nachzuweisen sein. 



2. Das nordgermanische Recht. 

Den breitesten Raum in der Ahndung des Ehebruchs nimmt 
auch bei den Nordgermanen das erörterte Racherecht des Ehe- 
mannes bezw. der Sippe ein. Da aber diesen nur das Recht, 
nicht die Pflicht zur Ausübung der Rache obliegt, so kennen die 
nordischen Rechtsquellen eine Reihe von Straf bestimmungen, 
welche nur einen subsidiären Charakter an sich tragen und eine 
Verwirkung der verschiedenen Rechtsgüter, der körperlichen Un- 
versehrtheit sowohl als der Ehre und des Vermögens zum Gegen- 
stand haben. 

An die von Tacitus g-eschilderte Strafe erinnert die Be- 
stimmung des westgothländischen Gesetzes^), dass der Ehemann 
seine des Ehebruchs überführte Frau an die Thürschwelle führen, 
ihr den Mantel abreissen und das Hinterteil des Rockes ab- 
schneiden*^) und sie so aus der Thüre und dem ehelichen Gute 



') Juris Westrogotici codex 1. c. (II, gipt. V) ; vgl. Wilda, S. 824 u. Anm. 4. 

^) Grimm, Rechtsalterthümer II, S. 711; auch in Wales wurde einer des 
Ehebruchs angeschuldigten Frau, die ihre Unschuld nicht beweisen konnte, das Hemd 
aufgeschnitten (camisia - dilacerabitur). • 
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jagen soll. Sie verliert also ihr gesammtes Eigentum zur Strafe, 
es verbleibt dem Manne, weshalb ihr auch nur das allemot- 
wendigste Gewand zur Bekleidung belassen wird. 

Ebenso gestattet auch Waidemars Seeländisches Gesetz ^) 
(11, 27) dem Ehemann die Ehebrecherin nur mit einem Mantel 
und mit einem Hemde angethan aus dem Hofe zu treiben*). 

Mit dieser schimpflichen Verstossung verbunden kommt noch 
vor das Abschneiden der Haare, wodurch das Weib wenigstens 
im Aeusseren zur Unfreien gemacht wurde ®), daif Abschneiden 
von Nasen und Ohren*) und der Verlust des gesammten Vermögens 
der Ehefrau, entweder des ihr vom Manne zugewendeten Gutes wie 
Brautkauf und Morgengabe ^) oder nur des eingebrachten mit 
Ausnahme des Ghrundeigentums, dessen Nutzung bei ihren Leb- 
zeiten dem Manne zustand. Einige Rechte drohen alternativ der 
Ehebrecherin eine Gddbusse an und nur eventuell für den Fall 
der Zahlungsunfähigkeit Tötung oder Verstümmelung^). Ent- 
weder steht dem Manne die Wahl der Strafart frei oder die 
Leibesstrafe tritt nur bei Uneinbringlichkeit der Geldbusse in 
Kraft. Eine wesentliche Abschwächung des im Racherecht 
liegenden sittlichen Moments gibt sich in denjenigen Gesetzen 
zu erkennen, welche es in die Wahl des gekränkten Ehemannes 



^^ Grimm, Rechtsalterthümer I, S. 450. 

*) Auch Lex Scaniae antiqua (XIII, c. 3, I.e.) besagt : Infamiae respersa macula 
et bonis omnibus denudata jure legis humanae tam a domo quam a thoro excludetur. 

^} Vgl. Weinhold, Altnordisches Leben. Berlin 1856. S. 251. 

*) Diese Strafe findet sich auch bei den Angelsachsen (Gesetze Cnuts, II, 
c. 53 (Schmid, S. 301). Das Abschneiden der Nase der Ehebrecherin scheint in 
Deutschland noch während des Mittelalters als erlaubte Rache der in ihren Rechten 
gekränkten Ehegattin zugestanden worden zu sein. So drohte Sidonie, Gemahlin des 
Herzogs Erich II. von Braunschweig, der Dirne, mit der ihr Gemahl im Ehebruch 
lebte, die Nase abzuschneiden und ein Auge auszustechen (1563). Ferner liegt ein 
etwas früher ergangenes Reskript an den Amtmann zu Deutsch vor des Inhalts, er 
solle sich gegen Peter Garkochs Tochter, die einer Frau, welche mit ihrem Manne 
gebuhlt, die Nase abgeschnitten, der Strafe bis auf weiteren Befehl enthalten und 
ihr auf Ansuchen Recht gegen dieselbe iFrau gestatten (v. Weber , Aus vier Jahr- 
hunderten. Leipzig 1858. II, S. 46). 

*) Vgl. Wilda, S. 825, Anm. i und Weinhold, a. a. O. S. 251. 

*) Upiandrecht III, 6, verfugte, dass nur wenn die Ehebrecherin die hohe 
Busse von 40 M. nicht entrichten könne, ihr Haar, Ohren und Nasen abgeschnitten 
werden und sie die schimpfliche Bezeichnung Horstahka zeitlebens tragen sollte. 
(Vgl. Wilda, S. 825; Weinhold, Altn. Beben. S. 251). 
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stellen den Schuldigen zu töten oder die Kränkung durch Zah- 
lung einer Geldsumme sich abkaufen zu lassen. 

Gutalagh (XXIV § 5) ^) bestimmt so : „Wird ein Mann betroffen 
mit eines andern Mannes Eheweib — das geht ihm zu 40 Mark 
oder an sein Leben und steht bei dem Widersacher, was er 
haben will, Leben oder Geld" 

Ebenso war es auch nach schonischem Rechte*) dem Ehe- 
manne, wenn er, gleichviel aus welchem Grunde, auf Ausübung 
des Racherechtes verzichtet hatte, überlassen, ob er Busse nehmen 
wolle, sonst musste der Schuldige in die Verbannimg gehen. 
Für den Fall der Annahme einer Busse waren 40 Mark ^) fiir das 
Beilager und noch 3 Mark Ehrenbusse*) zu entrichten. Hier war 
also die Höhe der Busse, wenn der Ehemann überhaupt eine 
solche beanspruchen wollte, gesetzlich fixiert. Anders in den see- 
ländischen Gesetzen^), wo die Festsetzung der Grösse der Busse 
vollständig in das Belieben des Klägers gestellt war, so dass 
eine Einwirkung hierauf weder durch das Gesetz noch durch 
den Richter erfolgte. Nach Gutalagh hängt die Grösse der 
Busse ab von der Unterscheidung, ob der Schuldige auf frischer 
That ergriffen wurde oder nicht. Im ersten Falle hatte er, so- 
feme der Ehemann eine Busse beanspruchte, 40 Mark zu zahlen, 
von welcher Summe 12 Mark dem Lande zukamen. Es wurde 
also die öffentliche Natur des Verbrechens berücksichtigt und 
dasselbe nicht nur als Verletzung des Ehemannes betrachtet. 
War der Schuldige nicht in flagranti ertappt worden, so musste 
er bei einfachem Ehebruche 3 Mark dem Gerichte und 6 Mark 
dem Ehemanne zahlen. Ferner bestimmt Gutalagh (XXIV, § 2) ^) : 
„Treibt jemand zweifachen Ehebruch, maassen sie beide ver- 
heirathete Leute sind, er sey Gelehrter oder Ungelehrter, der 
büsse 1 2 Mark dem Lande und auch 12 Mark dem Widersacher." 
Diese Gesetzesstelle verdient besondere Hervorhebung als ein Beleg 



') Wilda, S. 813. 

») Lex Scaniae (XIII, c. 2) 1. c. p. 123. 

^) ob criminis enormitatem comprehendens 3 marcas vel unam marcam argenti 
contemptus precium comitari. 

♦) Wilda, S. 826, Anm. i. 

*) König Waidemars (III, 28); K^inig Erichs (11, 4); Kolderup - Rosenvinge, 
Sämling of gamle danske Love. Kjobenh. 1821. 11, S. 69. 

«) XXIV, c. 2, 5, 6; Schildener, Guta-Lagh das ist; der Insel Gothland altes 
Rechtsbuch. Greifswald 18 18. S. 44. 
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dafür, dass auch im nordischen Rechte die erhöhte Strafbarkeit 
des doppelten Ehebruchs gegenüber dem einfachen anerkannt war. 

Lediglich mit einer Geldbusse Hess den Ehebruch sühnen 
das Gulathingsgesetz ^) , welches aussprach , dass der Ehemann, 
welcher den Ehebrecher auf frischer That mit Zeugen ergriffen 
hatte, von diesem dieselbe Busse beanspruchen konnte, die für 
seine, des Ehemanns, Tötung zu entrichten gewesen wäre. 

Das Recht der Klageerhebung, mit welchem der Anspruch 
auf Busse verknüpft ist , steht in erster Reihe nach der Grau- 
gans"^) dem Ehemanne zu und wenn der Ehebruch in dessen 
Abwesenheit verübt wurde , den nächsten anwesenden Erben ^). 
Doch auch in diesem Falle gehört die Busse nicht ihnen, sondern 
dem Manne und erst, wenn dieser im Auslande gestorben ist, 
den Erben. 

Aus der bisherigen Darstellung ersehen wir, dass die nor- 
dischen Rechte die Bestrafung des ' Ehebruchs sowohl an der 
Frau als an ihrem Genossen primär der Willkür des zur Rache- 
übung berechtigten Ehemannes anheimgeben und diesem ge- 
statten wegen der ihm zugefügten Schmach zur Verstümmlung 
und Tötung der Schuldigen zu schreiten. Nur nach einigen 
Rechten wird der Ehemann , falls er auf Rache verzichtet , zur 
Annahme einer gesetzlich bestimmten Busse verpflichtet und nur 
ausnahmsweise wird die Fixierung der Höhe derselben in sein 
subjektives Belieben gestellt. Das Verbrechen wurde immer 
noch nicht als ein öffentliches aufgefasst, wenn auch Ansätze 
hierzu vorhanden sind, indem eine Quote der Busse nach ein- 
zelnen Rechtsquellen an das Land fallt. Aber im ganzen trägt 
die Busse doch den Charakter eines privaten Schadenersatzes 
an sich. 

Aus den bisher angeführten Gesetzesstellen ergibt sich femer, 
dass auch bei den Nordgermanen nur die Ehefrau, nicht der 
Mann^) sich des Bruches der eigenen Ehe schuldig machen 



*) Gulu - Things - Laug, Regis Magni leges Gulathingenses. Havniae 1817. 
(Manhelgi Bolke cap. 5). 

2) 1^ c, Grag. Vest VT, c. 25. 

3) I. c. Griig. Fest. VI, c. 36. 

*) In den ältesten Zeiten durfte bei den Dänen der Mann die Ausübung seiner 
ehelichen Rechte Anderen übertragen. (Vgl. Kolderup - Rosenvinge's Grundriss der 
dänischen RechlsßeschichLc, übersetzt von Horaeyer. Berlin 1825. S. 24, 
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kann. Der Mann verfällt nur als Verletzer einer fremden Ehe 
der Rache des gekränkten Ehemannes. Erst später erscheint 
auch der Mann zur ehelichen Treue verpflichtet und die Ver- 
letzimg derselben hat auch für ihn Strafe im Gefolge. Diese 
neuere Rechtsbildung tritt in auffallender Schärfe hervor im 
Uplandslag (111,6) ^), welcher sogar der Frau gestattet, ihren auf 
frischer That ergriffenen Gatten zu töten. 

Nach dem Frostethingsgesetz *) kann die Ehefrau von ihrem 
Manne für jeden von diesem vollzogenen ehebrecherischen Akt 
eine Busse von 3 Mark beanspruchen. 



3. Das angelsächsische Recht. 

Auch die älteste weltliche Gesetzgebung der Angelsachsen 
betrachtet den Ehebruch nur als Verletzung der Rechte des 
Ehemannes. Dieser hat gegen den Ehebrecher einen Ent- 
schädigungsanspruch, während die Verletzung des religiösen Ge- 
bots der Heilighaltung der Ehe nach den Bestimmungen der 
Beichtbücher mit kirchlicher Busse geahndet wird. 

Einen ganz rohen Standpunkt nehmen noch die Gesetze 
Aethelbirhts ein, welche einem dem freien Stande angehörigen 
Ehebrecher die Auflage machen ^) dem freien Manne, mit dessen 
Weib er die Ehe gebrochen, nicht nur diese mit ihrem Wergeide *) 
zu erkaufen , sondern für denselben auch aus seinem eigenen 
Vermögen eine andere Frau zu erwerben und ihm diese heim- 
zuführen. Die Frau erscheint hier als vertretbare Sache. Der- 
jenige, der sie durch rechtswidrigen Gebrauch entwertet hat, ist 
zum Schadenersatze, zur Leistung einer anderen gleichwertigen 
Sache verpflichtet. 

Wegen des mit der Frau eines Ehemannes verübten Ehe- 
bruchs ist vom Schuldigen eine Busse zu entrichten und zwar 
das Doppelte^) der für den Beischlaf mit einer Unverheirateten 



*) Weinhold, Altn. Leben, S. 252. 

») Wilda, S. 828. 

8) c. 31. (6ch. S. 5.) 

*) Siehe daselbst Anmerkung zu cap. 31. 

*) Daselbst c. 85 (Seh. S. 11.) 
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festgesetzten Busse. Die Höhe der Busse wird überhaupt nach 
dem Stande des durch das Verbrechen verletzten Ehemannes ab- 
gemessen, so dass ein Zwölfhindemann 120, ein Sechshindemann 
100 lind ein Keorl 60 Schillinge Busse empfangt ^). 

Die Betonung des Gesichtspunktes des Eingriffes in die 
Rechte des Ehemannes tritt noch hervor in einer Bestimmung 
der Gesetze Cnuts*''), wo das ehebrecherische Weib, wenn die 
That offenkundig wird, also wegen der hierdurch dem Manne 
zugefiigten Schmach nicht nur mit dem Abschneiden von Nase 
und Ohren ^) bestraft wird, sondern auch an diesen ihr gesammtes 
Vermögen verliert, Ist dagegen die That nicht notorisch, sondern 
liegt nur Inzicht vor, so bleibt deren Aburteilung, falls die Reinigimg 
misslingt, dem Bischöfe überlassen; es ist also eine kirchliche 
Busse zu verhängen. 

Einer Strafbarkeit der Untreue des Mannes, des einfachen 
Ehebruches, geschieht auch erst in diesen dem 11. Jahrhundert 
angehörenden Gesetzen Cnuts*) Erwähnung, wo der Grundsatz 
ausgesprochen wird, dass die Busse der Schwere der That zu ent- 
sprechen habe und zwischen dem von einem Ehemanne mit einer 
Ledigen und dem mit der Ehefrau eines andern begangenen Ehe- 
bruch zu unterscheiden sei, ohne dass eine bestimmte Straf- 
drohung für den einzelnen Fall erfolgt. 

Eine Uebereinstimmung des weltlichen Rechts mit den kirch- 
lichen Bussordnungen zeigt sich sowohl in der Bestimmung^), 



^) Aelfreds Gesetze c. 10 (Seh. S. 77). Die Ansicht Schmids (S. 563), dass 
mit der Busye noch die Zahlung der VVere verbunden sei, erscheint nicht begründet, 
da die Geseiaesstelle deutlich nur von einer Busse spricht. Dass derjenige, welcher 
itiit einer Juagfrau vom Stande der Keorle den Beischlaf vollzog 60 sh. Busse zu 
zahlen hatte ^ weist nuir auf eine Gleichstellung dieses Verbrechens mit dem Ehe- 
bruche hin^ ohne fiir vorliegende Frage beweiskräftig zu sein. 

^) 11, c, 53 (Sehraid, S. 301). 

») Du Uois, Histoire du droit crimin. Paris 1858. II, p. 615 (618): Le 
symbolisme p^nal i^tak compose' de signes qui rappellaient le crime commis ou l'agent 
qui avait servi ä !e commettre. C'etait aussi un avertissement solennel ayant pour 
but de frapper T Imagination de ceux qui ^eraient tente's ä Tavenir de s'en rendre 
coupables. On peut rappeler ici la le'gislation de Knut qui punissait la femme adul- 
ttxe par l'abscission du nez et des oreilles — du nez parce qu'on voulait la priver 
de sa beautJ qui avaii ete la source ou le moyen du crime; — des oreilles parce 
qu'elle les avait ouvcrtes h des propositions coupables. 

*) II, c. 50 ^S^chmid S. 301). 

*) F. Theod. XIV, § II (W. 198). 
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dass der mit einer hörigen Magd verübte Ehebruch ausser einer 
Ponitenz noch den Verlust derselben im Gefolge habe^), sowie 
in der einem Ehemanne wegen Zusammenlebens mit einer Kon- 
kubine angedrohten Ausschliessung von der kirchlichen Gemein- 
schaft *) bis nach Ableistung der Busse. 

Die Beteiligung der Geistlichkeit an der späteren Gesetz- 
gebung bewirkt wie in der Kapitulariengesetzgebung der Karo- 
linger eine ununterscheidbare Vermengung von geistlichem und 
weltlichem Recht. So erklärt ein Gesetz Edmunds^) den Ehe- 
brecher einer Grabstätte auf geweihtem Boden für unwürdig, 
wenn er nicht vor seinem Tode Busse getan habe*), während 
Aethelred sich begnügt an mehreren Stellen^) zu ermahnen schreck- 
liche Verbrechen, wozu er den Ehebruch rechnet, zu verabscheuen 
und sich der auferlegten kirchlichen Busse zu unterziehen. Die 
Leges Henrici I. ^) schreiben den Ehebrechern sogar eine Wall- 
fahrt zum Papste nach Rom vor, um sich von ihm Absolution 
ihrer Sünden zu erholen ^}. Dieser Qualificierung des Verbrechens 
des Ehebruchs als eines gemischten geistlich-weltlichen entspricht 
denn auch die Anordnung, dass in die vom Ehebrecher zu ent- 
richtende Busse König und Bischof sich teilen sollten®). 

Zu erwähnen ist noch jene Bestimmung des tractatus de 
legibus^) zur Zeit Heinrichs 11., welche die wegen Ehebruchs 
geschiedene Ehefrau ihres Anspruchs auf die dos für verlustig erklärt. 

') P. Vinniai § 39 (W. 117) gestattet den Verkauf derselben, während 
§ 40 deren Freilassung gebietet, wenn Kinder aus diesem geschlechtlichen Verkehre 
erzeugt wurden; ebenso P. Cummeani III, § 32 (W. 474); P. Merseb. a. c. 60 
(W. 397). 

*) Regino, II, c. 99 (W. 252); Rab. Maur. c. X. (p. 410); d'Achery, c. 81 
(p. 528); Halitgarius 1. IV, c. I2 (p. iii). 

3) I, c. 4 (Seh. S. 175). 

♦) Vgl. Lex Scaniae ant. XIII, c. i; Jütisch. Low III, c. 37 § i. 

») V, c. 25; VI, c. 28 (Seh. S. 225, 233). 

•) c. 73 § 6 Seh. (S. 473). 

') Früher hatte schon Cnut verordnet, dass Ehebrecher, welche sich der Busse 
nicht unterwürfen, die Heimat verlassen müssten, eine Bestimmung, welche an die 
in einigen fränkischen Bussordnungen (P. Hubert, c. 9; P. Merseb. b. 24 bei W. 
378» 431) enthaltene elektive Umwandlung der Busszeit in Verbannung mit Almosen- 
spenden erinnert. 

*) Leges Henrici I, c. 11 § 5; c. 21; (Schmid S. 443, 447). 

•) Phillips, Englische Reichs- und Rechtsgeschichte. Berlin 1825. II, S. 388. 
(1. VI, c. 17 § 6) — si in vita viri alicujus mulieris fuerit ab eo uxor ejus separata 
ob aliquam sui corporis turpitudinem , nullam vocem clamandi dotem habere poterit 
raulier ipsa. 
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male Ehebruchsstrafe dem Ehebrecher die Zahlung des Wer- 
geides der Frau an den verletzten Ehemann auferlegte. 

Tit. VII, c. 1^): Si quis cum uxore alterius concubuerit 
libera, si repertus fuerit, cum wergeldo illius uxoris'') 
contra maritum componat. 

Eine Geldbusse wurde also für eine der Schwere des Ver- 
brechens genügende Sühne erachtet. 

Das baierische Recht ist auch das einzige, welches den 
Versuch des Ehebruchs bestrafte. Es musste nämlich derjenige, 
der ein fremdes Ehebett mit einem Fusse bestiegen hatte, an 
der Vollführung seines ehebrecherischen Vorhabens aber durch 
die Weigerung der Frau verhindert wurde, diesen Frevel mit 
12 solidi büssen^j. Der zur Erscheinung gekommene ver- 
brecherische Wille, der in diesem Besteigen des Bettes verkörpert 
war, wurde unter Strafe gestellt, da die Verwirklichung "des 
verbrecherischen Willens nur durch die Weigerung der Frau, 
also durch einen Umstand, welcher von dem Willen des Handeln- 
den" unabhängig war , verhindert wurde. 

Für den Ehebruch , welchen ein Sklave mit einer Freien^) 
beging, hatte dessen Herr das Wergeid der freien Ehefrau zu zahlen. 
Wurden beide auf frischer That getötet, so minderte sich der Betrag 
dieses Wergeides um 20 solidi. So hoch schätzte man den Wert des 
Sklaven, denn wenn dieser nicht getötet wurde, so war er in 
Person dem verletzten Ehemanne auszuliefern. Nichtsdestoweniger 
hatte aber der Herr den für den Fall der Tötung des Sklaven, 
nach Abzug obiger 20 sol. verbleibenden Restbetrag des Wer- 
geids der freien Ehefrau zu entrichten, weil ihm eine Verschuld- 
ung zur Last fiel — quod servo suo disciplinam minime imposuit. 
Für das Verbrechen des Sklaven hatte also durchweg dessen 
Herr einzustehen- 



') M. u. L. III, p. 406. 

*) So Cod. Lindenbr.; vgl. auch Schmid a. a. O. S. 5 (Anm. zu c. 31 der 
Geseüse AeihdbirhtB). 

^} t. VII, c. 1 : El si in lectura calcaverit uijo pede et prohibetur a muliere, 
et ampliTis nihil fecciit, ciim 12 solidis conponat, eo quod iniuste in extraneum cal- 
cavit ihoruin. 

*} tit. Vil, c. 2. 
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Der mit einer verheirateten Freigelassenen begangene Ehe- 
bruch war mit 40 sol. ^) , der mit einer verheirateten Sklavin ^) 
verübte dagegen nur mit 20 sol. zu büssen. Da die Busse für 
den mit einer ledigen Freigelassenen vollzogenen Beischlaf nur 
8sol. *), für den mit einer ledigen Sklavin begangenen nur 4 sol/) 
betrug, so erhellt, dass bei den Baiem die Ehe der Sklaven voll- 
ständig anerkannt und geschützt war. Während aber die Busse für 
geschlechtliche Vergehungen mit einer Freigelassenen an deren 
Ehemann resp. an deren Verwandte oder an den Herrn zu ent- 
richten war, konnte die Busse, welche für den mit einer ledigen 
oder verheirateten Sklavin vollzogene Beischlaf fallig war, ledig- 
lich deren Herr beanspruchen. Jedes geschlechtliche Vergehen 
mit einer Sklavin wurde daher nur aufgefasst als eine Verletzung 
des Herrn, in seiner Eigenschaft als deren Eigentümer. 



B. Leges Langobardorum^). . 

Im Gegensatze zu der milden Strafe der Lex Baiuwariorum 
bedrohte das Edikt des Langobardenkönigs Rothari den Ehe- 
bruch mit der Todesstrafe. 

c. 213®): Si quis alii de uxorem suam crimen miserit quod 
cum ea fomicassit, liceat ei cui crimen tnittitur, aut per 
sacramentum aut per campfionem se purificare ; et si pro- 
batum fuerit, animae suae incurrat periculum. 
Während hier nur von der den Ehebrecher treffenden Todes- 
strafe die Rede ist, wird an zwei Stellen des Edikts Liutprands 
(c. 130)'^) auch das ehebrecherische Weib mit dem Tode bedroht 
— moriatur. Aber obgleich das Gesetz der Frau die Todes- 
strafe androhte, kam hier nicht die staatliche Strafgewalt zur 
Geltung, sondern die Frau blieb jener des Mannes unterstellt 
und diesem wurde der Strafvollzug gegen sie und ihren Mit- 



») tit. VII, c. 10. 
») tit. VII, c. 12. 
3) tit. VIL c. II. 
*) tit. VII, c, 13. 

•) Vgl. Osenbrüggen , Das Strafrecht der Langobarden. SchafFhausen 1863.' 
§ 39 (S. 100 ff.) 

«) M. G. L. IV, p. 51. 
') M. G. L. IV, p. 162. 
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schuldigen überlassen ^). Der Richter musste die Schuldige ihrem 
Ehemanne ausliefern*), sofeme dieser nicht dem Ehebruche zu- 
gestimmt hatte. War dies der Fall, hatte der Mann seine eigene 
Gattin verkuppelt, dann traf sie zwar auch Todesstrafe — ita 
statuimus, ut illa mulier, qui hoc malum fecerit et consenserit, 
moriatur®) — selbstverständlich hatte aber der Ehemann sein 
Racherecht verloren und ebensowenig war er kompetent zum 
Strafvollzuge. Es tritt alsdann die sonst subsidiär verletzte Familie 
an seine Stelle. Derjenige, welcher den Ehebruch mit der Frau 
beging, wurde ebenfalls ihrer Familie zur Bestrafimg ausgeliefert 
— nam non in manu viri sui, qui talem malum consensit vel 
consilium inlecitum dedit. War die Frau aber mit den kuppleri- 
scheri Ratschlägen ihres Ehemannes nicht einverstanden und 
kam es in Folge ihrer Weigerung nicht zur Ausführung des 
Verbrechens, dann komponierte der Ehemann wie jeder, der 
einem anderen einen schlechten Rat erteilte 50 sol. — quia ad- 
huc major malitiam est, quando homo ad mulierem suam inleci- 
tum consilium tribuit, quam si ad alterum hominem malum con- 
silium dedissit. Für den Fall aber, dass die Frau den kupp- 
lerischen Vorschlägen ihres Ehemannes Folge leistete, hatte 
letzterer den Verwandten der Frau deren Wergeid zu zalen — 
conponat ad parentis ipsius mulieris suae, tamquam si in scan- 
dalum*) occisa fuisset. 

Die falsche Verdächtigung der Ehefrau wegen Ehebruchs 
scheint bei den Langobarden ein beliebtes Mittel gewesen zu sein, 
un^ sich aus lästigen Ehebanden zu befreien, da Ehebruch der 
Frau ja einen gesetzlichen Ehescheidungsgrund bildete 5). Darauf 
deutet ein von König Grimowald^) erlassenes Gesetz, wonach 
derjenige, welcher seine Frau des Ehebruchs beschuldigt hatte, 



1) Hlotarii I, imperatoris constitutiones Olonnenses a. 823 , c. 2 (M. G. L. I, 
P. 232). 

*) Anschütz, Summa legis Langobardorum. Halle 1870. c. XXV, (p. 39). 

3) Edict. Luitpr. c. 130 (M. G. L. IV, p. 162). 

♦) Ed. Roth, c. 378 (1. c). 

») Im Ed. Luitpr. c 130 wird die Bestimmung, dass der Ehebrecherin Ver- 
mögen bei beerbter Ehe an ihre Kinder, bei unbeerbter Ehe an ihre Verwandten 
fallen sollte, so motiviert: eo, quod credimus, quod talem malum ideo querat miser 
homo facere^ ut ipsam mulierem perdat et res eius habeat. 

®) Leges a Grimowaldo additae c. 7 (M. G. L. IV, p. 94V 
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durch einen Zwölfereid erhärten musste, dass er nicht dolos, um 
nur einen Vorwand für einen Ehescheidungsgrund^) zuhaben, sondern 
auf Grund vorliegender Verdachtsmomente die Anschuldigung 
erhoben habe. Dieser Reinigung musste sich der Mann aber 
nur dann imterziehen, wenn die Frau sich vorher von der gegen 
sie erhobenen Anschuldigung durch den Eid ihrer Verwandten 
oder durch das Kampfurteil gereinigt hat. Wenn die Reinigung 
des Mannes gelungen war, so erschien er als frei von jeder 
Schuld ; wagte er es aber nicht sich durch einen Eid zu reinigen, 
so hatte er das Wergeid der Frau zu zahlen — tamquam si fratrem 
eius occidisset, medietatem regi et medietatem parentibus mulieris. 
Das spätere langobardische Recht erklärte den Ehemann, welchem 
eine derartige falsche Anschuldigung zur Last fiel, des Mundiums 
über die Ehefrau für verlustig ^). 

Nach einem Gesetze Liutprands^) war wohl unter kirchlichem 
Einflüsse auch der Frau ein Anspruch auf eheliche Treue ihres 
Mannes eingeräumt. Zwar war nicht die Strafe, welche den 
ehebrecherischen Ehemann treffen sollte, gesetzlich ausgesprochen, 
doch war der Frau ein Klagerecht hierwegen ausdrücklich ein- 
geräumt — quia si vir eius cum ancillam suam aut cum alia 
femina adulterassit , mulier ipsa ad palatium et ad iudicis habuit 
proclamare. 

An den kanonischen Rechtssatz, welcher die Legitimation 
der im Ehebruch erzeugten Kinder ausschliesst, erinnert die Be- 
stimmung des langobardischen Rechts, dass die aus dem ge- 
schlechtlichen Verkehre eines Herren mit der Frau eines Sklaven 
oder Aldio hervorgegangenen Kinder nie legitimiert werden und 
auch keine Erbansprüche gegen ihn erlangen können^). Lässt 
dieses Gesetz Liutprands die Verbrechensnatur in einem solchen 
ausserehelichen Umgang^), noch nicht hervortreten, so gewährt 



^) quia nee asto animo nee dolose ei crimen iniecit, ut eam deberet dimittere. 

^) Ansehütz, Die Lorabarda-Commentare des Ariprand und Albertus. Heidelb. 
1855. Legis Langobardorum Hb. II, tit. 11. 

^) Luitpr. e. 130. 

♦) Luitpr. e. 66 (Ansehütz, Summa XXIV. p. 39). 

*) Vgl. Jastrow, Zur strafrechtliehen Stellung der Sklaven bei Deutsehen und 
Angelsachsen in: Gierke, Unters, z. deutsch. Staats- und Rechtsgesehichte. 2. Heft. 
Breslau 1878. S. 33. 
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doch eine andere Stelle^) dem Ehebett des Sklaven gegen den 
eigenen Herrn Schutz ^). Der Sklave wird also nicht mehr ledig- 
lich als eine im Eigentum des Herrn befindliche Sache aufgefasst, 
an der nur dieser geschädigt werden kann. Der Sklave wurde 
in seiner Eigenschaft als Mensch anerkannt* und diese Aner- 
kennung hatte sowohl für die Frau des Sklaven oder Aldio, mit 
welcher der Herr den Ehebruch verübte, als für diesen selbst 
Freilassung durch den König zur gesetzlichen Folge. 

Als eine Verletzung der eheherrlichen Rechte wurde es 
zwar betrachtet, wenn eine Ehefrau so stark gegen Zucht und 
Sitte verstiess, dass sie sich unzüchtige Berührungen von einem 
fremden Manne gefallen liess^), allein da ein Ehebruch solange 
nicht vorlag, als eine fleischliche Vermischung nicht erfolgt war, 
stand dem gekränkten Ehemanne auch nicht das Recht zu die 
Schuldigen zu töten, sondern nur eine beschränkte Strafgewalt 
-— potestatem habeat maritus ejus in eam vindicta dare sibi 
(sive) in disciplina, sibi in vindicionem ubi voluerit, verumtamen 
non occidatur nee ei sematio corporis fiat. In diesen Hand- 
lungen erblickte man nicht einen Versuch des Ehebruchs , da ja 
der strafrechtliche Vorsatz gar nicht auf Vollziehung des Bei- 
schlafes gerichtet sein musste, sondern nur auf die unzüchtige 
Berührung sich beschränken konnte, so dass diese als selbständiges 
Vergehen gegen die Sittlichkeit in Betracht kam. Der eines 
solchen Vergehens schuldige Mann musste dem Ehemanne der 
betreffenden Frau sein Wergeid zalen und wurde demselben vom 
Richter zur Ausübung einer Strafgewalt, welche die Grenzen 
der gegen die Frau eingeräumten Strafgewalt nicht überschreiten 
durfte, nur ausgeliefert, wenn er zur Zahlung des Wergeids un- 
fähig war. Wenn ein Aldio oder Sklave sich eines solchen Ver- 
gehens schuldig machte, wurde er dem gekränkten Ehemanne, 
übergeben, sein Herr musste aber ausserdem noch 60 sol. kom- 



^) Luitpr. c. 140: ita statuimus, ut perdat ipsum servum aut haldionem, cuius 
axorem adulteravit, et ipsa mulier insimul, ut vadant liberi et absoluti fulfrealis, tam- 
quam si thingati fuissent, .ubi voluerint Die Freilassung erfolgt durch den König. 

') Ueber die historische Entwicklung der Bestrafung der Geschlechtsvergehen 
von und mit Sklaven im langobardischen Rechte siehe Jastrow a. a. O. S. 32 ff. 

^) Luitpr. c. 121 ; Si quis admodum inventus fuerit cum uxorem alineam tur- 
piter conYcrsari, id est si manos in seno aut ad pectum ejus miserit, vel ad alium 
locum utide turpe esse potest — . 
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ponieren, selbst wenn er mit dem Vergehen nicht einverstanden 
war. Wenn dies der Fall war, so musste er sein eignes Wer- 
geid zahlen, gleichwie als wenn er der eigentliche Schuldige wäre, 
musste aber ausserdem noch den Sklaven übergeben, jedoch 
kam dessen Wert vom Wergeid des Herrn in Abzug. 



C. Lex Wisigothorum ^). 

Durch auffallende Strenge und sehr eingehende und eigen- 
tümliche Normen über die Rechtsfolgen des Ehebruchs, welcher 
zur Kategorie der Kapitalverbrechen gezählt wird*), zeichnet 
sich die westgothische Gesetzgebung aus. „Ihr Charakter ist, 
wie Dahn^) ausfuhrt, mit nichten germanisch, sondern dem In- 
halte nach romisch, der Form und Methode und zum Teil auch 
dem Inhalte nach geistlich-romanisch.'* Letzteres zeigt sich schon 
in der Erweiterung des EhebruchsbegrifFs , welcher der des ka- 
nonischen Rechtes ist, so dass auch der Ehemann sich eines Ehe- 
bruchs schuldig machen kann im Gegensatze zu den meisten 
andern Rechten der germanischen Stämme, welche an dem mo- 
saischen und römischen Begriff des Ehebruchs festhalten. 

Die Ahndung, welche das westgothische Gesetz den ehe- 
brecherischen Personen androht, besteht in deren Uebergabe an 
den unschuldigen Gatten ; sie werden diesem verknechtet*). Nach 
L. HE, t. 4 § i^) der L. Wisigoth. wurden die Ehebrecher dem 
verletzten Ehemanne, eventuell nebst ihrem Vermögen, übergeben®) 
— ut in eius potestate vindicta consistat. Die Stelle — si quis 
uxori alienae adulterium intulerit violenter — hat zwar den Fall 
der ideellen Konkurrenz von Ehebruch und Notzucht im Auge, 
doch dehnt der Schlussatz diese willkürliche Strafgewalt auch 
auf den Ehebruch allein aus — Quod si mulieris fuerit fortasse 
consensus, marito similis sit potestas de his faciendi quod placet. 
Auch hier gelangt wie in den übrigen Volksrechten der Privat- 



») III, tit. 4, bei Walter, 1. c. p. 477 sqq. 

') VI, I, 6. 

•) Westgothische Studien. Würzburg 1874. S. 297. 

♦) Ueber die Verknechtung vgl. Dahn a. a. O. S. 199 ff. 

*) 1- c. p. 477- 

•) Siehe L. Wisig. III, 4, 12. 
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Charakter des Verbrechen^ zum Ausdruck; nicht die staatliche 
Strafgerichtsbarkeit tritt in Thätigkeit, sondern die Rache des 
Verletzten wird fast ins Schrankenlose ausgedehnt , sie wird als 
gesetzliche Strafe sanktioniert. Die Anerkennung des Anspruchs 
der Ehefrau auf eheliche Treue ihres Mannes findet sich in L. III, 
t. 4 § 9 ^), nach welcher Satzung die mulier ingenua, welche mit 
einem Ehemanne Ehebruch getrieben, an dessen Frau verknechtet 
wurde. Dass nur durch Vermischung mit einer ingenua, also 
nicht mit einer Unfreien der Mann sich eines Ehebruchs schuldig 
machen konnte, zeigt, dass die kirchlichen Normen doch erst 
allmählich im Kampfe mit den nationalen Anschauungen durch- 
zudringen vermochten. 

Als eine weitere Straffolge des Ehebruchs erscheint der 
mit der Verknechtung verbundene Vermögensverlust. Hatte 
der oder die Verknechtete keine ehelichen Kinder, so fiel deren 
Vermögen an denjenigen, welchem sie verknechtet worden'), 
sonst verblieb es den Kindern. Gegenüber den Zweifeln der 
gerichtlichen Praxis wird dieser Satz noch besonders festgestellt ^) 
und ausgesprochen , dass den Vorkindern der Frau aus einer 
früheren Ehe ihr Vermögensteil ausgehändigt werden solle, während 
das mütterliche Vermögen der aus der durch den Ehebruch ver- 
letzten Ehe hervorgegangenen Kinder dem Vater bei dessen 
Lebzeiten zur Nutzniessung überlassen bleibt. Das dem Ehe- 
manne mit der Verknechteten zugefallene Vermögen derselben 
verlor der Ehemann, wenn er die ihm verknechtete Frau ferner- 
hin durch Fortsetzung des geschlechtlichen Verkehrs*) als Ehe- 
frau anerkannte, und zwar bei beerbter Ehe an die Kinder , bei 
unbeerbter an die Erben der Frau. 



*) 1. c. p. 479- Hierin ist ein Fortschritt der Gesetzgebung zu begriissen, da 
ursprünglich (III, 4, 2) weder der Ehefrau noch der Braut ein Recht auf Treue des 
Manne?; zuerkannt war. 

') III, 4, I ; in, 4, 2. 

^) III, 4, 12: si — tarn adultera quam adulter de priori coniugio legitimes 
lilios noTi habuerint, omnis eorum hereditas marito mulieris adulterae cum personis 
pariter addicatur. Certe si filios legitimos de priori coniugio adulter habuerit, ipsis 
eius hereditas ex omnibus pertinebit, et huius tantum persona marito adulterae 
subiacebit. 

*) Dahn a. a. O. S. 200 betrachtet diese als Missbrauch der Verknechtung. 
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Um die Bestrafung der Schuldigen sicher zu stellen, regelte 
das Gesetz die Erhebung der öffentlichen Anklage dahin ^J, dass 
es dieses Recht in erster Reihe dem verletzten Ehemanne, dann 
dessen mündigen Söhnen und sodann den Verwandten des Ehe- 
mannes zuerkannte. Demjenigen Verwandten, welcher die An- 
klage gegen die Ehebrecherin durchgeführt hatte, wurden die 
beiden Ehebrecher sammt ihrem Vermögen verknechtet*). Wenn 
die Söhne zur Durchführung der Anklage noch nicht befähigt waren, 
erhielt derjenige Verwandte, welcher als Rächer des Ehemannes 
der Frau aufgetreten war, als Anklageprämie — pro labore suo 
— ein Fünftel des Vermögens der Frau zu Eigentum, während 
der übrige Teil den Kindern der Ehebrecherin verblieb. Endlich 
konnte auch, sofern niemand aus den bisher als zur Anklageer- 
hebung berechtigt Bezeichneten seiner Pflicht entsprochen hat, 
der König die Anklage gegen Einziehung der Anklageprämie 
erheben oder durch einen Dritten erheben lassen. 

Das Bestreben des westgothischen Rechts' alle Ehebruchs- 
falle zur gesetzlichen Bestrafung zu bringen, bekundet auch die 
Satzung^), dass Unfreie in einem gegen ihren Herrn oder ihre 
Herrin wegen adulterium *) eingeleiteten Prozesse gefoltert werden 
durften und dass jede zum Zwecke der Vereitlung dieser Folterung 
erfolgte Freilassung für ungültig erklärt wurde ^). 

Durchweg sehen wir daher bei den Westgothen den Ehe- 
bruch als Verbrechen allerschwerster Art anerkannt. Die Strafe 
des Ehebruchs findet auch Anwendung auf den Treubruch der 
Braut, welcher wie ersterer als adulterium qualificiert ist^). 



*) III, 4, 13: Si perpetratum scelus legalis censura nonreprimit, sceleratorum 
temeritas ab adsuetis vitiis nequaquam quiescit. 

') III, 4, 13: adulter sive etiam adultera — cum omnibus rebus suis illis in- 
cunctanter tradendi sunt servitur, qui hanc accusationera secundum institutionem 
legis visi fuerint iustissime prosequi salvis tantum animabus, quas ad lamenta poeni- 
tentiae pietatis indulgentia reservamus , ea tarnen quae in detruncatione vel flagello 
corporis in eis impertire voluerint, licentiam per huius legis sanctionem decernimus. 

') m, 4, 10. 

*) Adulterium bezeichnet im westgoth. Rechte, wie in den übrigen in lateini- 
scher Sprache abgefassten deutschen Rechtsquellen nicht nur den Ehebruch, sondern 
umfasst auch andere Geschlechtsvergehen. (Dahn a. a. O. S. 230 f.) Ob Ehebruch 
vorliegt, entscheidet sich je nach dem Thatbestande. 

») III, 4, II. 

«) III, 4, 2. 

5* 
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Auf der andern Seite aber kennen die alten Sachsen so- 
wohl für den Ehebruch einer Frau als für einfache Unzucht einer 
Ledigen die gleiche Todesstrafe. Die eine untreue Braut treffende 
Todesstrafe ist also hier nur als Ausfluss der strengsittlichen 
Anschauung zu betrachten, welche jede Verletzung der Keusch- 
heit als ein todeswürdiges Verbrechen beurteilte und ist im Zu- 
sammenhange mit dem Vorerörterten als ein Beleg gegen die 
Ansicht anzuführen, dass nach altdeutschem Rechte die negativen 
Wirkungen der Ehe, das eheliche Treuverhältnis schon mit der 
Verlobung eintrete ^). 

Auch angelsächsische Gesetze^) bestrafen zwar Ehebruch 
und Verlöbnisbruch gleichmässig, doch kann auch hieraus nichts 
für die Idendität von Verlobung und Trauung gefolgert werden, 
da auch die Unzucht eines ledigen Weibes mit derselben Strafe 
bedroht wird. 

Erscheint in den beiden zuletzt angeführten Rechtsquellen die 
Annahme einer Gleichstellung von Ehebruch und Verlöbnis- 
bruch durchweg ausgeschlossen , so kann in Hinblick auf die 
zuerst besprochenen Gesetze nicht eingesehen werden, warum 
nicht ebenso gut wie im römischen Rechte auch in diesen, die 
doch auch zum Teile Erzeugnisse gesetzgeberischer Reflexionen 
sind, die zum Schutze der ehelichen Treue resp, zur Ahndung 
von deren Verletzung erlassenen Bestimmungen analoge An- 
wendung auf das bräutliche Treuverhältnis gefunden haben 
sollten*). 

6, Der Ehebruch als Ehescheidungsgrund. 

Im Gegensatze zu der grossen Verschiedenheit der Rechts- 
quellen hinsichtlich der strafrechtlichen Folgen des Ehebruchs 
lässt sich bezüglich einer Rechtsfolge nahezu vollständige Ueber- 
einstimmung nachweisen, indem der Ehebruch durchweg als 
Ehescheidungsgrund anerkannt wird; doch stand nur dem Manne 
und nicht der Frau das Recht der Eheauflösung zu. Von den 
deutschen Volksrechten sprechen die Zulässigkeit der Ehescheidung 



^) Brief des Bonifacius S. 59. 

*) Sohm, Das Recht d. E. S. 76. 

*) Aelfreds Gesetze c. lo, c. i8 § i, c. ii § i (Schmid S. 77, 81, 79). 

*) contra Sohm, Trauung S. 5. 
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wegen Ehebruchs der Frau aus das burgundische ^), das bairische'-) 
und das langobardische ^) Recht. Bei den Westgdthen*) durfte 
sich der Ehemann von der des Ehebruchs verdächtigen Frau 
nur nach Durchführung des Strafprocesses scheiden — es wurde 
dann die Schuldige ihrem Ehemanne verknechtet. Der Ehefrau 
war auch ein Scheidungsrecht eingeräumt, aber nur, wenn der 
Ehemann widernatürliche Unzucht getrieben oder seine Frau zum 
Ehebruch gezwungen hatte. 

Auch nach angelsächsischem Rechte^) war der Mann im 
Falle des Ehebruches der Frau berechtigt, die Ehe aufzuheben. 

Die Kapitularien, welche unter Pippin noch den Ehebruch 
als Scheidungsgrund anerkannt hatten^), sanktionierten später 
die kirchliche Lehre von der absoluten Unauflöslichkeit der Ehe'). 



II. Das mittelalterliche deutsche Recht vom 13. Jahrhundert 
bis zum Ende des 16. Jahrhunderts. 

I. Die Fortdauer des Racherechts. 

Wie jede Forschung auf dem Gebiete des deutschen Rechts 
des Mittelalters zu kämpfen hat mit der bunten Vielgestaltigkeit 
des Rechtszustandes, so bietet auch dieser Untersuchung der in 
Folge der politischen Entwicklung sich in üppigster Blüte ent- 
faltende Rechtspartikularismus eine nicht leicht zu bewältigende 
Schwierigkeit. Es ist nicht nur die Menge des in zahllose örtlich 
und landschaftlich unterschiedene Satzungen zersplitterten Rechts- 
stoffes, sondern in noch viel höherem Grade die systemlose 
Willkür der rechtserzeugenden Faktoren, welcher auch die dieses 
Thema behandelnden Gesetze ihr Dasein verdanken, die eine 
einheitliche zusammenfassende Darstellung fast unmöglich macht. 



») L. Burgund. XXXIV, 3 (M. G. L. III, p. 546). 

^) Decreta Tassilonis de populär, bg. c. 17 (M. G. L. III, p. 467). 

•'') Leges a Grimowaldo additae c. 6, 7 (M. G. L. IV, p. 94). 

*) L. Wisigoth. III, 6, 2 (Walter, 1. c. I, p. 489). 

*) L. Aethelb. c. 31 (Schmid S. 5^; Epist. Johann. VIII. Pontif. ad Aethel. 
cant. arch. a. 877 (Phillips, Versuch einer Darstellung des Angelsächs. Rechts. Gott. 
1825. S. 242). 

•) Pippini capitul. Suessionense a. 744 c. 9 (M. G. L. I, p. 21). 

') Vgl. S. 18, Anm. 9. 
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Bevor zu einer Erörterung der die Bestrafung des Ehe- 
bruchs regelnden Rechtssatzungen geschritten wird, ist auch 
hier die während des Mittelalters fortdauernde Befugnis des 
Ehemannes ziu: Racheausübung *) gegen den Ehebrecher einer 
gesonderten Betrachtung zu unterziehen. 

Es ist eine merkwürdige Erscheinung, dass auch bei den 
Deutschen lange nachdem der Staatsorganismus fest gefügt war 
Tjnd die Entwicklung des Strafrechts vom Principe der subjektiven 
Rache des Verletzten zur öffentlichen Strafe sich vollzogen hatte, 
immer noch einige Verbrechen insofeme privilegiert blieben, dass 
die durch sie Verletzten zur straflosen Racheübung berechtigt 
erschienen. Zu diesen Verbrechen gehörte ^ insbesondere der 
Ehebruch. In einer grösseren Anzahl mittelalterlicher Partikular- 
rechte wird dem Ehemann die Tötung des Ehebrechers gestattet 
zu einer Zeit, wo längst die hauptsächlichsten Voraussetzungen 
des Tötungsrechtes, die strenge Familiengewalt und das Recht 
der Selbstrache, das die Stelle einer objektiven Strafe vertrat, 
fehlten. Die Behauptimg Abeggs^), dass ehe noch die Carolina 
diese Tötungsbefugnis des verletzten Ehemannes aus dem römi- 
schen Rechte wieder aufgenommen, diese nicht mehr dem allge- 
meinen Bewusstsein und der Sitte des Volkes angehört habe, ist 
durchaus unrichtig. Abegg, der unter den Rechten, welche in 
Folge missverständlicher Auffassung des römischen Rechts die 
Tötungsbefugnis des Mannes nennen , nur die Glosse zum 
Sachsenspiegel^) anführt, kannte eben die einzelnen partikulären 
Rechtsnormen noch nicht*), welche lediglich dem nationalen 
Rechtsbewusstsein entsprechend das Racherecht gestattende Be- 
stimmungen aufnahmen. 

Es herrschte in dieser Periode nicht mehr schlechthin das 
Princip der reinen Rache, welche den Verletzten nur berechtigen 
wollte sich selbst Genugthuung zu verschaffen, sondern es bricht 
sich nach und nach der Gedanke Bahn, welcher in der Tötung 



') Vgl. Hälschner a. a. O. S. 415 f. 

^) Revision der Lehre von den angeblich straflosen Tödtungen in: Unter- 
suchungen auf dem Gebiete der Strafrechtswissenschaft. Breslau 1830. S. 273 f. 

^) (iloüse zu B. I, Art. 50 und zu B. III, Art. i. 

*) Jarckes Handbuch des gemeinen deutschen Strafrechts. Berlin 1830. (S. 52), 
welches einige das Racherecht normierenden Satzungen mitteilt, erschien in dem- 
selben Jahre, in welchem Abegg schrieb. 
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der Schuldigen wohl an und für sich eine nicht erlaubte Hand- 
lung erblickte, dieselbe aber aus psychologischen Motiven für 
straflos erkannte : daher nicht mehr Straflosigkeit, sondern Schein- 
busse und später nur Strafminderung. 

Das deutsche Rechtsgefiihl versetzte sich eben in die 
Seelenstimmung desjenigen, der einen andern unter dem er- 
bitternden Eindrucke der ihm eben zugefügten Schmach „stracks 
uss zornigem gemüt zutod schlug*'; solche Tötung erschien ihm 
nicht als strafbarer Totschlag, sondern als psychologisch begreif- 
liche und gerechtfertigte That. Deshalb wurde die Tötung auch 
nur dann als straflos anerkannt, wenn sie bei Ergreifung der 
Schuldigen auf frischer That erfolgt war. In ihr kommt jener 
edle Keim der Rache zur Erscheinung, jener gerechte Schmerz 
über die dem Racheübenden durch die zugefügte schwere 
Kränkung bekundete Nichtachtung seiner Persönlichkeit, durch 
Verletzung des ihm heiligsten Gutes, seiner Famüienehre, aufs 
höchste gesteigert. Die deutsche Rechtsanschauung hat sogar 
bei geordneter Strafrechtspflege für solche Tötung noch Ver- 
ständnis und Entschuldigung, weil sie in einer tiefsittlichen Auf- 
fassung der Ehe und der Familienpflichten ihre starken Wurzeln hat. 

Zwar richtete sich das Bestreben des deutschen Königtxmis auf 
Beseitigung der in Folge der geschwächten Staatsgewalt in be- 
denklicher Weise aufwuchernden Selbsthilfe. Das Fehdewesen 
und auch das Racherecht sollte aufhören, allein die Macht des 
Königtums erwies sich als zu schwach gegenüber der durch die 
Zersplitterung des Gerichtswesens hervorgerufenen Rechtsunsicher- 
heit, um diese Tendenz zum Siege zu bringen. Wenn sich auch 
die Fehde in dieser Periode nicht mehr als Fehde zum Zwecke 
der Rache, sondern in Ermanglung gerichtlicher Hülfe als Fehde 
zum Zwecke eigenmächtiger Zwangsvollstreckung darstellt, so 
bezweckten die gegen das Fehdewesen überhaupt gerichteten 
Reichsgesetze doch auch die Ausübung der Rache zu beseitigen. 
Es ist hier besonders der Landfriede Friedrichs II. (Constitutio 
pacis a. 1235)^) hervorzuheben, dessen Grrundsätze von Rudolf 



*) M. G. L. I, p. 314, § 5: Ut nemo se vindicet sine judicis auctoritate. Ad 
hoc magistratus et jura sunt prodita, ne quis sui doloris vindex sit, quia ubi juris 
cessat auctoritas, excedit licentia seviendi. Statuimus igitur, ut nuUus, in quacum- 
que re dampnum ei vel gravamen fuerit illatum, se ipsum vindicet. (Eine Ausnahme 
wird dann nur bezüglich der Notwehr festgesetzt. 
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von Habsburg, der eine kräftige Handhabung der Rechtsordnung 
ins Auge gefasst hatte, in Rudolfi I. Constitutio pacis in Franconia 
a, 128 1 ^) einfach bestätigt wurden^). 

Unter Bezugnahme auf diese Reichsgesetze vertritt ein Rechts- 
buch aus dem Anfange des 14. Jahrhundert, das kleine Kaiser- 
recht, den. Standpunkt der ausschliesslichen Herrschaft der staat- 
lichen Strafgerichtsbarkeit, indem es die Rache des durch den 
Ehebruch verletzten Ehemannes geradezu verbietet. 

(II. B. c. 22)^) Begfrifet man einen man in eins andern 
mannes hus bie sinem elichen wibe, an der warn schulde, 
bie tag oder bie nacht, also daz er mit ir zu schaffen 
habe, an den sal des wibes [man] kein arg legen mit 
siegen noch mit stozzin, wan er mag en binden und 
vahin, und sal in dan dem keiser antworten; der sal ez 
rechen mit dem rechte, daz darzu dem gesetzt . Dazselbe 
ist auch der frowen recht, vergizzet er sich aber, daz 
er iz selber richten wil, so er aller ubelst mag, so hat 
er sich gegeben in des keisers gewalt mit Übe und mit 
gute . Seit der keiser in sime rechten beschriben hat, 
daz nieman selber richten sal . get aber daz wibe zu 
einem manne in daz hus zu im heim, und hat mit im zu 
schaffen, un wirt man des gewar; darumb en ist der 
man nit schuldig, dan got zu verantworten. 

Im cap. 2^ wird dem Ehemanne das Recht zugesprochen 
die im Ehebruche ergfriffene Ehefrau aus dem Hause zu treiben 
und ihr Vermögen an sich zu nehmen. Sodann wird fortgefahren: 
Ubertribet einen aber sin zom, daz er sich an ir rechet, 
daz es aber ir gesunt get, so hat er getan wider des 
keisers rechte, und hat sin recht verlorn, und ist sin frowe 
als e. 



*) i\r G. L. 1, p. 432. 

*) Dass auch der Schwabenspiegel die straflose Tötung des Ehebrechers durch 
dün Ehemann nicht anerkennt, kann aus c. 82 (Wackernagel) geschlossen werden, 
wo die Tikiing oder Verwundung einer Person nur, wenn dieselbe bei Begehung 
eines DieUi^tahls oder Raubs durch diese erfolgte, entschuldigt wird, also nicht bei 
Begehung eines Ehebruchs. 

n Endemann, Das Keyserrecht nach der Handschrift von 1372. Cassel 1846. 
S. 55 f. 
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Wenn auch dieses Rechtsbuch ein weites Anwendungs- 
gebiet fand^), so kam doch auch das nationale Rechtsgefiihl be- 
züglich der Gestattung des Racherechts in vielen Partikular- 
rechten entschieden zur Herrschaft. Aber auch in dieser Periode 
unterscheiden sich die einzelnen Rechtsquellen durch die mannig- 
faltigsten Bedingimgen, meist processualer Natur, von deren Er- 
füllung sie die Berechtigung strafloser Tötung abhängig machen. 
Bevor wir auf diese partikularrechtlichen Bestimmungen ein- 
gehen, möge hier auf ein westfälisches Statut hingewiesen werden, 
in welchem dem Ehemann zwar die Befugnis der Tötimg des 
Ehebrechers zuerkannt wird, diese Tötung jedoch nicht unter dem 
Gesichtspunkte der Racheübung, sondern mehr unter dem einer 
dem Ehemanne eingeräumten Strafgewalt zu betrachten ist. 
Letzterer hat die Wahl entweder sein Tötungsrecht auszuüben 
oder sich dasselbe durch Geld abkaufen zu lassen. Diese be- 
reits in mehreren nordgermanischen Rechtsquellen nachgewiesene 
Erscheinung zeigt den Ehebruch lediglich als Privatverfcrechen. 
Es ist der Rechtsbrief des Edlen Bernhard von Lippe von 1240, 
bestätigt durch dessen Enkel Bernhard (für Lippstadt in West- 
falen), welcher in einem Zusatz des Priv. (1244) zu § 12^) be- 
sagt: 

Si vero cum uxore sua adulterantem deprehendat, in optione 

eius erit, utrum velit ipsum morti condempnare vel ab 

eo pecuniam extorquere. 

Sehr ausfuhrliche processuale Bestinunungen enthält das 

sog. Rechtsbuch nach Distinktionen, welches in B. IV, cap. XI, 

Dist. n») besagt: 

Begrifft eyner eyn by syme wibe, unde begriffe her sy 
beyde mit der worhaften tad, imde sluge sy beyde zcu 
todte uff enander, he sal sich uffe sy secczen mit siner 
gewere, unde dy sal he in siner hand habe, unde sal 
sende nach deme gerichte, unde sal clagen mit dem ge- 
ruffte ober sinen rouber unde des landes rouber und 
rouberin, dy on in eyme rechten reroube sine ehaft be- 
roubt haben unde bete daz mit orteyln, daz man ome 
teyle umbe dyselben schinbaren hanthafftige tad , wy 

^) Vgl. Stobbe, Geschichte der deutschen Rechtsquellen. Braunschweig 1860. 
I, S. 442. 

*) Gengier, Deutsche Stadtrechte des Mittelalters. Erlangen 1852. S. 256. 
') OrtloflF, Das Rechtsbuch nach Distinctionen. Jena 1836. 
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he mit on geboren saL So teyle man ome: he sulle 
sy bindin uff enander, unde sulle sy uffenbar füren 
under den galgen, unde solle do eyn grab graben soben 
schu lang und soben schu tif, unde sal nemen zcw borden 
dorne, unde sal legen eyne under, daz wip mit deme 
rucke doruff, denne den fredebrecher oben obir sy storcze, 
unde den e3men bürden uf sinen rucke legen, unde eynen 
eychen phai durch sy beyde slone, sy sin lebende oder 
tot, das sy an dem nicht entwischen mugen; unde daz 
grab sal man zcuslan unde zcufullen. Unde had her sy 
beyde zcu tode geslayn unde beget recht, he blibet ane 
nod unde ane wandel kegen den frunden und kegen 
• deme gerichte, unde kan her sy ouch lebening gewaldigen 

unde beget recht, is schadet ome ar nicht. 
Dem racheübenden Ehemanne wird also die Anzeige an das 
Gericht zur Pflicht gemacht. Hier wird sogar, was gewöhnlich 
nicht der Fall, das Gericht an den Ort derThat zur Aburteilung 
berufen'). Bei diesem ist dann Klage zu erheben mit dem ge- 
rufl^e ober sinen rouber, also mit den Schreimannen d. h. den 
Gezeugen» welche auf das bei Ergreifung der Ehebrecher auf 
handhafter That erhobene Geschrei herbeikommen und vor Gericht 
in Geraeinschaft mit dem Kläger die Schuld der Ehebrecher, also 
hier die Unschuld des Ehemannes erhärten helfen ^j. Diese 
Schreimannen schwören und darin unterscheiden sie sich über- 
haupt im mittelalterlichen Strafprocesse von den übrigen Eid- 
helfern, die lediglich , nach ihrer Ueberzeugung von der sittlichen 
Qualität der Person des Schwörenden ihren Eid leisten, „nicht 
nur rein nach ihrer subjektiven Meinung, sondern zugleich auch 
mit Rücksicht auf ihre Kenntnis von dem objektivem Thatbestande 
und von den mit dem Verbrechen eingetretenen Verhältnissen^).** 
Da sie auf das zum Zwecke der Konstatierung des Verbrechens 
erhobene Gerijfte herbeigekommen sind, so haben sie, wenn auch 

') Eschenburj[j , De deliclo iiianlfestü jure Saxonico. Berol. 1866. p. 22; 
vgl. auch c. 490 des Brünnci Schoftenbucliy ; statim judicem et juratos vocabit (Rössler, 
Die Stadixecbte von Brunn aus dem XUl. und XIV. Jahrhundert. Prag 1852: Das 
Schöffenbucli S, ^iB) uml Iglauer Stadirecht c. 58 (Tomaschek, Deutsches Recht in 
Oesterreicb im 13* Jahrhundert. Wien [S59. S. 251). 

^) \g\. v.Kries, Der Beweis im Sinifprocess des Mittelalters. W^eimar 1878. S. ii. 

*) Plalner, Ueter die historische Entwicklung des Systems und des Charakters 
des deutschen' Rech U* Marburg 1S54. II, S. 367. 
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nicht die Begehung des Verbrechens selbst, so doch die Ver- 
brecher unter solchen Umständen angetroffen, dass sie noch mit 
voller Deutlichkeit das, was vorgefallen ist, wahrnehmen konnten ^). 
Durch das Gerüfte aber soll , ebenso wie im germanischen *) 
Rechte, auch jetzt noch nicht sowohl der Gesichtspunkt des Zeug- 
nisses als jener der Volkskimdigkeit der That zur Geltung ge- 
bracht werden, indem der das Gerüfte Erhebende die Thatumstände 
offenkundig machen soll. Die Klage muss sofort erhoben wer- 
den, damit die That so gleichsam in das Gericht gebracht wird^). 
Jedenfalls darf aber die That nicht übernächtig geworden sein, 
d. h. es darf zwischen der Ergreifimg auf frischer That und der 
Vorführung vor Gericht keine Nacht vergangen sein*). Unter- 
lässt der Ehemann, welcher seine Ehefrau im Ehebruch ergriffen 
und sie mit ihrem Mitschuldigen getötet hat, die Anzeige an 
das Gericht und die Erhebung des Gerichtes, so wird er durch 
einige Rechte, z. B. vom altprager Stadtrecht von 1269^) eines 
Mordes für schuldig erklärt. 

Gegenüber obigen Bestimmungen des sächsischen Rechts 
verdient der Inhalt einer süddeutschen Rechtsquelle aus dem 
14. Jahrhundert besondere Beachtung. Es ist dies das Rechts- 
buch der Stadt Memmingen ^), welches in c. VIII. besagt: 

Und war, das ainer ain Man, Er sie jung oder alt, by 
sinem EUchen wib an der Warer getät fund, Entlibty 
er sy ze maul baydiv, der selb vervallet niemant nichttz, 
weder dem Rieh, dem Landvogt, der stat, den friunden 
oder ieman anders, doch alzo, daz er sweir ain gelerten 
aid'') ze got und allen hailig, das er sy an den waren 
schulden funden hab, und den sol man gelait geben und 
dar uff Schiermen, und dez sol er sweiren, da die Baura 
mit ze gagen sint. 



1) V. Kries a. a. O. S. 53. 

') Vgl. Dahn, Fehde-Gang und Rechtsgang der Germanen. Berl. 1877. S. 42. 

^) Vgl. Planck , Das deutsche Gerichtsverfahren im Mittelalter. Braunschweig 
1879. II, S. 151. 

» *) Eschenburg 1. c. p. 25 sq. 

*) c. 53 (32) bei Rössler, Ueber die Bedeutung und Behandlung der Geschichte 
des Rechts in Oesterreich. Prag 1847. P« XVII. 

•) V. Freyberg, Sammlung historischer Schriften und Urkunden. Stuttgart und 
Tübingen 1838. V. S. 258. 

') Vgl. über den „gelehrten Eid": v. Liszt, Meineid und falsches Zeugniss, 
Wien 1876. S. 80 f. 



Digitized by 



Google 



- 78 - 

Hier genügt also einzig und allein der Parteieid. Der 
Ehemann erhärtet durch seinen Schwur eidlich, dass er die Schul- 
digen in handhafter That ertappt hat; von einer andern Vorbe-r 
dingxing wird seine Straflosigkeit nicht abhängig gemacht. In 
dieser Anordnung tritt ganz besonders scharf hervor das die Zu- 
lässigkeit des Parteieides im deutschen Stra^rocesse des Mittel- 
alters überhaupt charakterisierende bedingiingslose Vertrauen auf 
die unerschütterliche Glaubwürdigkeit des freien unbescholtenen 
Mannes, dessen Eid man f&r absolut wahr hält , selbst unter Um- 
ständen, welche das dringendste eigene Interesse des Schworen- 
den durch einen Meineid seine Straflosigkeit zu erkaufen, ent- 
halten. 

Eine von anderen Rechtsaufzeichnungen nicht aufgenommene 
Bestimmung der oben angeführten Stelle des Rechtsbuchs nach 
Distinktionen ist die, welche dem Ehemanne gestattet, die Schul- 
digen, auch wenn er sie nicht sofort bei der Ergreihmg getötet 
hat — sy sin lebende oder tot — in ein Grab zu legen, beide 
Schuldige mit einem Pfahle zu durchschlagen imd dann das Grab 
zu schliessen. 

Diese Strafe des Pfahlens und Lebendigbegrabens findet 
sich zwar in andern Rechten als die den Ehebrechern angedrohte 
öffentliche Strafe, nirgends aber wird das Racherecht des Ver- 
letzten in so grausamer Weise ausgedehnt, dass diesem eine 
derartige Exekution dann noch gestattet würde , wenn nicht der 
Schmerz des Augenblicks ihn zur Tötung des Schuldigen be- 
rechtigen konnte. So gebietet das altprager Stadtrecht c. 52 (31) ^) : 
Begrifit einer in sinen gaden einen andim man by sinem 
weibe, slet her sie paide czu tode und beschriet si mit 
gerufte, und das gerichte dorczu kumpt, und er sin um- 
besessin und der sin not geklagit, man sol sie beide aus- 
fiiren an die wegeschaide und sal einen pfal durch si 
paide und daz vorterbtin man mitgivt sol werdin dem 
richter daz dritte tail, und sinen wybe und sinen kindem 
sal bleyben czwai tail. * 

Auch das Brünner Stadtrecht gebietet die Pfahlung der vom 
Manne auf frischer That ergriffenen und getöteten ehebrecherischen 



») Rössler a. a. O. S. XVII. (Tomaschek a. a, O. S. 251). 
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Frau und des Mitschuldigen derselben und zwar ad terrorem 
aliorum, wie es im cap. 490 des Schöffenbuches ^) heisst: 

Si quis juxta uxorem suam quempiam deprehenderit et 

ambos scilicet adulterum et adulteram interfecerit, statim 

judicem et juratos vocabit et dictas personas interfectas 

ad terrorem aliorum pale seu fuste perforabit. Si vero 

virum interfecerit et uxor effugerit, vel e converso uxorem 

interfecerit et vir effugerit, tunc si interfector fugam et 

recessum unius mettertius probaverit, pro interfectione 

alterius nulli emendae seu satisfactioni subjacebit. 

Wenn also nur einer der Schuldigen getötet wurde, der 

andere durch die Flucht sich diesem Schicksale entzogen hatte, 

musste der Ehemann, um wegen der einen Tötung straflos zu 

bleiben, auch noch „selbdritt" die Flucht des andern beweisen, 

denn nur so lenkte er den Verdacht einer ohne rechtfertigende 

Ursache vollbrachten Tötung ganz von sich ab. Der Verfasser 

des Brünner Schöffenbuches, Stadtschreiber Johannes, gab auch 

hier eine Probe seiner römischrechtlichen Bildung^), indem er 

die Straflosigkeit des Racheberechtigten nur anerkannte, wenn 

dieser die beiden Schuldigen getötet hatte. 

Diese Bestimmung wurde in der nämlichen Fassung recipiert 
in c. 58 des Iglauer Stadtrechts*). 

An diese Bestimmung der Lex Julia de adulteriis erinnert 
auch noch der Ausdruck des angeführten Rechtsbuches von 
Memmingen „entlybty er sy ze maul baydiv"*). Sie wird auch 
noch geteilt von einer norddeutschen Rechtsquelle, dem Lüne- 
burger Recht ^), welches sogar, wenn nur die Tötung einer der 
beiden im Ehebruch ergriffenen Personen erfolgte, den Ehemann 
diese Tötung mit seinem Leben büssen lässt. 

Were ok, dat en man begrepe enen anderen man by 
sineme wyve und sle3rt he se beyde dod, he ne schal 
nene nod umme liden ; men sleyt he den enen dot und den 
anderen nicht, dendoden schal he beteren mit sinemlevende. 

*) Rössler, Die Stadtrechte von Brunn aus dem XIII. und XIV. Jahrhundert. 
Prag 1852. (Das Schöffenbuch S. 228). 

*) 1. 20 , 22 , 23 , 24 D. ad L. Jul. de adult. 48, 5 ; Paulus , sent. rec. 1. II, 
t. 26 § 5; vgl. bezüglich der missverständlichen AufFasäling dieser Stelle 8. 50. 

^) Tomaschek , Deutsches Recht in Oesterreich im 13, Jahrhundert. Wien 
1859. S. 251. 

*) Vgl. S. 77. 

•) Bodemeyer, Hannoversche Rechtsalterthümer. Göttingen 1857. S. iio. 
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Dagegen zieht das Wiener Stadtrecht von 1340^), welches 
dem Ehemanne unbeschränkte Gewalt einräumt, mit seiner im 
Ehebruche ertappten Frau und deren Genossen nach Belieben 
2u verfahren — und waz der chonman an derselben stat in pay- 
den tut, daz sol er nicht puzzen — diesen lediglich dann zur 
Verantwortung, wenn er nur den Ehebrecher getötet, seine eigne 
Frau aber verschont hat ; Tot aber er den man und let daz weip 
wUlichlichen leben so ist er dem Richter dreizzig phunt phenning 
für einen totslag ze wandel vervallen. 

Es wird also hier nicht wie in den vorangefuhrten Satzungen 
das Hauptgewicht darauf gelegt, dass überhaupt beide Schuldige 
getötet werden, sondern Totschlagsbusse ist nur bei Schonung der 
eigenen Ehefrau zu entrichten. Diese Satzung wurde jener römisch- 
rechtlichen Bestimmung nachgebildet, welcher dem Vater die 
Tötung des Ehebrechers nur gestattete, wenn er auch der eignen 
Tochter sich nicht erbarmte. Die geringfügige Geldbusse, welche 
das Brünner Schöifenbuch androht, charakterisiert sich nur als 
eine Scheinbusse. Mit einer solchen Scheinbusse haben wir es 
auch in nachfolgender Stelle der Zürcher Rechtsquellen ^) aus 
dem 16. Jahrhundert zu tbun: 

Der jemand bei seiner firau findet, so soll derselbe Eeman, 
so dero eins oder sy beide ly bloss gethaan hatt 18 haller 
uff den todten lychnam leggen. 

In dieser Scheinbusse soll der Gedanke zum Ausdruck ge- 
bracht werden, dass die Tötung zwar materiell gerechtfertigt, 
aber formell und ihrer äusseren Erscheinung nach immerhin als 
Rechtsverletzung zu betrachten sei, so dass für den formellen 
Rechtsbruch auch eine formelle Sühne erforderlich erscheint, 
^,eine Sühne ^), die das, was nur der Form nach verletzt ist, auch 
nur durch eine leere Form wieder herstellt** *). 



*) Tomaschek a. a. O, S, 252. 

=) Zürcherische Rechtijquelleii in : ti^chaubergj Zeitschrift für noch ungednickte 
Schweizerische Rech tsqu eilen, Zürich 1844, I, S, 369. 

^) Gierke, Der Humor im deutschen Recht. iJerl. 1871. S. 35. 

*) Geyer (Dia Lehre von der Nothwehr, Jena 1857. S. 83) meint, „die 
Scheinbui^e erscheine nU eine symbolisierte Art der Abfindung gegen die sich auf- 
drängende, aber nicht zuui klaren Eewusü titeln gekommene Mahnung, dass denn doch 
das Tütung srecht eine Autorisation von Privatrache sei , die vor dem Richterstuhl 
der Gerechtigkeit nicht bestehen könne." 
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Den der Scheinbusse zu Grunde liegenden Gedanken 
führt in idealer Weise durch das Stadt- und Landrechtsbuch 
Ruprechts von Freising aus dem 14. Jahrhundert, indem es die 
Tötung zwar für straflos erklärt, d. h. keine Strafe durch den 
weltlichen Richter verhängen lässt, dagegen wegen der immerhin, 
wenn auch in gerechtfertigter Weise vorliegenden Tötung den 
Ehemann dem geistlichen Richter ^) überweist, welcher denselben 
nur mit einer kirchlichen Busse belegt. Die Stelle 11, c. 15*) lautet: 

Und ist das ein wirt ein anndernn zue sündlichnn 
dingnn bey seinem weib vindet ligenn es sey pfaff 
oder lai . und sticht oder schlecht sy paide zue tod . 
er sol sy nit püessenn . wie er es aber bewärnn sol 
das er sy alzo fundenn hat unnd zuhant er den tod- 
slach verpringtt . so sol er seinen nagstenn Hinrueifenn 
unnd sol jn klagnn das er jn seiner ernn beraubt hat, 
den er da erslagenn hat . unnd sein hausfraw jr trew 
an jm zeprochen hat . alzo sol er mit dem selbnn plue- 
tigenn waffenn für den richter gen und sol jm das auch 
alzo klagenn . damit bewärtt er den todschlag . unnd 
sol jn der richter zue hannt schickenn an den geistlichnn 
richter . da sol er puess enphahen . und darnach suUnn 
jn dy richter und dy burger fridnn von enes fründtnn 
den er erslagenn hat, wann sy paide jr trew zeprochnn 
habnn. 

Auch hier wird der Beweis des die Tötung rechtfertigenden 
Ehebruchs erbracht durch die Schreimannen, sowie durch die un- 
verzügHch zu Gerichtshanden zu bringenden blutigen Waffen, 
welche zur Ausführung derThat benutzt wurden, ebenso wie im 
jütischen Low durch die blutigen Kissen und Laken, auf welchen 



*) Auf einem ähnlichen Grundgedanken beruht der Satz des ungarischen Rechts, 
beschlossen auf einer 1092 versammelten königlichen Synode, welcher denjenigen, 
der seine Frau im Ehebruch ergreift und tötet, nur Gott verantwortlich sein lässt; 
(Ladislaus Decret. I, 13) bei Schuler von Libloy, Siebenbürgische Rechtsgeschichte. 
Hermannstadt 1868. II, S. 116, Dass der Ehemann dieses Racherecht selbst gegen 
einen im Ehebruch mit seiner Ehefrau ergriffenen König ausübte, beweist folgende 
Stelle der Annales Wormatienses breves: 1291 Andreas rex Hungariae interfectus 
est per quendam militem suum, qui eum apud uxorem suam invenit; vgl. Alwin 
Schultz, Das höfische Leben zur Zeit der Minnesinger. Leipzig 1879. I, S, 472. 

^) Maurer, Das Stadt- und das Landrechtsbuch Ruprechts von Freysing. 
Stuttg. u. Tüb. 1839. S. 252. 

6 
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die Getöteten lagen. Diese Gegenstände dienten zur leiblichen 
Beweismigf der That, welche im deutschen Strafiprocesse eine 
der Voraussetzungen für die peinliche Klage bei handhafter That 
bildete. 

Ganz allgemein wird die Totungsbefugnis der in flagranti 
ergriffenen ehebrecherischen Personen durch den Ehemann an- 
erkannt im Bemer Recht (is^ Jahrhundert), übertragen nach 
Niedersinnenthal 146S ^) ; sie wird wiederholt ausgesprochen 1539 ^) : 
"Wir habendt ouch angesechen und gesetzt, wellicher fiirhin 
einen oder mehr by syner Husfrouwen an der that er- 
gryft, und alsdann dieselben sampt oder sonders oder 
die frouw lyblos macht oder schädiget, das er von söli- 
cher wundath oder todtschlags wegen von menigklichem 
urfecht und ledig sin und deshalb kein rechtsvertigomg 
gehalten werden solle. 

Während sich die Anerkennung des Tötungsrechts noch 
1552^} in Bern findet, ist sie weggelassen in einer jüngeren Re- 
cension, in der Bemer Gerichtssatzung von 1614*). Das Rache- 
recht wird also im Fortschritte der Gesetzgebung nicht weiter- 
hin anerkannt und die Bestrafung der Ehebrecher jetzt nur mehr 
dem ordentlichen Richter überlassen. 

Noch im 16. Jahrhundert zeigt sich auf schweizerischem 
Boden eine Ausdehnung des Tötungsrechts vom Ehemann auf 
den Vater, Sohn und Bruder. So lautet ein Zuger Rechtssatz 
von 1566^*): 

Wer der w^ere, der einen by syner Tochter oder by syner 
Frouwen, by syner Mutter ald by syner Schwester zue 
Uneeren funde, und an syner Schand ald an synem Laster, 
und inn darüber in dem synen oder usserhalb, wo er in 
solicher Gstalt bezuge, hüwe oder ze tod stach ald schlüege, 
der soll im und den synen geantwurtet han imd von 
mengklirhem syn. 



*) Leuenberger, Studien über Bernisch c Rechtsgeschichte. Bern 1873. S. 217. 
*) Osenbrüggen, Das alamanni^che Strafrecht im deutschen Mittelalter. SchafF- 
ba^scn ifi6o> S. 213. 

*) Rathsmanual vom 2. Deiembcr 1552 bei Leuenberger a. a. O. S. 213, 
*) Vgl* Cbenbrüggen a, a. O. S. 21J, 
*) t)senbruggeti a, a. O. S. 214, 
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Nicht die Heiligkeit der Ehe hat sich hier eines besonderen 
Schutzes zu erfreuen, sondern jeder Angriff auf die Keuschheit 
eines weiblichen Familienmitgliedes berechtigt den zu ihrem 
Schutze Berufenen den auf frischer That ergriffenen Verletzer 
selbst zu töten. 

Eine ähnliche Bestimmung enthält für Luzern der geschwome 
Brief von 1489 (Art. 8)^), in welchem hervorgehoben wird, dass 
der Ehebrecher, welcher sich gegen den racheübenden Ehemann zur 
"Wehre setzt und diesen tötet, als Mörder mit dem Tode gestraft wer- 
den soll. Dagegen wird diese Tötungsbefugnis vom Ehemanne auf 
den Sohn und Bruder erstreckt, indem angeordnet wird, dass, wenn 
ein Bürger „einen priester, provisor, cantor oder Studenten nachtz 
oder tags bei seinem ehelichen weib, mutter, Schwester** antreffe, 
er mit diesem nach Belieben verfahren könne, „was er dem 
Priester zufügt, soll darum nicht gevecht werden.** 

Das Recht, auch einen in einem derartigen verbrecherischen 
Umgange ergriffenen Priester töten zu dürfen, glaubte man wohl 
besonders hervorheben zu müssen, um die Bedenken zu zer- 
streuen, welche von Tötung eines Priesters abhalten könnten 
wegen des seiner leiblichen Unversehrtheit durch das kanonische 
Recht *^) gewährten Schutzes. Dass gerade der Schweizer solche 
Verletzung seiner Familienehre nicht leicht hinnahm und die Rache 
als löbliche That pries, beweist die bekannte Sage von der Tötung 
des österreichischen Burgvogts von Wolfenschiessen durch Konrad 
Baumgarten ^). 

Zeigte sich in den bisher angeführten Rechtsquellen eine 
Anerkennung der Tötung des oder der im Ehebruch ergriffenen 

^) Segesser, Rechtsgeschichte der Stadt und Republik Luzern. Luzern 1854. 
II, S. 665. 

^) Canon: Si quis suadente (c. 29, C. 17 qu. 4) vgl. S. 5. 

3) Wenn auch ganz allgemein gefasst, so begreift gleichwohl den Fall der 
straflosen Tötung einer ehebrecherischen Ehefrau in sich jener Satz des dithmarschen 
Landrechts von 1447, welches „von einem losen weibe" handelt und deren Tötung 
nicht nur ihren Blutsfreunden, sondern überhaupt jedermann einräumte. Eine solche 
unbestimmte und vage generelle Tötungserlaubnis dürfte an und für sich einzig da- 
stehen , erscheint überhaupt nur bei einem Volke möglich , dessen sittliche Lebens- 
anschauungen auch nur den Verdacht eines Missbrauchs ausschliessen, § 236: Ist 
ein loses weib da, um derentwillen mancher Mann seine Blicke niederschlagen muss, 
und ihre Blutsfreunde oder wer es sonst wäre , erschlügen sie , so sollen sie damit 
weder Friedensbrüche noch Busse verbrochen haben. (Miehelsen , Sammlung alt- 
dithmarscher Rechtsquellen.) 
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Personen durch den Ehemann, allerdings in verschiedener Weise 
bedingt durch Existenz mancherlei Voraussetzungen oder ge- 
knüpft an die Beobachtung bestimmter processualischer Regeln, 
so ist im 1 6. Jahrhundert der allmähliche Niedergang des Rache- 
rechts wahrzunehmen. Die Straflosigkeit der Tötung wird ge- 
dämpft zu einer blossen Strafminderung. Einige süddeutsche 
Rechtsquellen sind es, in welchen diese Umänderung ganz un- 
verkennbar zu Tage tritt, wie das Wormser Stadtrecht 1531*), 
die Hennebergische Landesordnung 1539^), das Stadtrecht von 
Freiburg i/Bn 1547^) und die Tiroler reformierte Landsordnung 
1573^)' Der innere Zusammenhang dieser Rechte erscheint bei 
der fast wörtlichen Uebereinstimmung der hier in Frage kom- 
menden Artikel zweifellos; namentlich erscheint die einschlägige 
Bestimmung der tiroler Landsordnung als genaue wörtliche 
Kopie des Freiburger Rechts, welches (fol. 94) besagt: 

Item wer es sach, das einer ein argwonigen man by 
sinem Beliehen gemahel nackent am bett oder sunst an 
argwonigen heimlichen stetten an unkuscher that erfiind, 
und denselben glich stracks uss zornigem gemut zu tod 
schlug, zu dem ist nit strenglich zu richten, ob er aber 
etlich stund und tag verhielt, und darnach erst denselben 
zu tod schlug, der sol nit entschuldigt sein, sondern zue 
jm gericht werden, wie zu einem todschleger. 
Also Strafmilderung — zu dem ist nit strenglich zu richten, — 
das ist das Resultat der Entwicklung des dem Ehemanne gegen- 
über dem Ehebrecher eingeräumten Racherechts, soweit diese 
Entwicklung auf deutsch -nationalen Rechtsanschauungen fusst. 
Dass die Bambergensis und Carolina, welche den Grundsatz der 
Straflosigkeit der Tötung adoptiert haben, sich bei diesen Be- 
stimmimgen an das römische Recht anlehnen, wird weiter zu 
zeigen sein. 



*) Satzung, Statuten und Ordnungen in des H. Reichs Statt Worms 

fürgenommen. Frankfurt 1531 (B. VI, Th. II, Tit. 19). 

') Der Fürstlichen Graffschafft Hennenbergk Lands Ordnung 1539 (B. VIII, 
Tit. III, cap. 6) ; Stobbe (Gesch. d. Rechtsquellen II, S. 404) nennt die Henneberger 
Landesordnung von 1539 nur eine Bearbeitung der Tiroler Landesordnung von 1532. 

^) Nüwe Stattrechten und Statuten der loblichen Statt Fryburg im Pryssgow 
gelegen 1547. 

*) New Reformierte Landsordnung der fürstlichen Graffschafft Tirol 1573 
(B. VIII, Tit. 50). 
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2. Die Ehebruchsstrafen in den mittelalterlichen 
Rechtsquellen. 

Die hier zu lösende Aufgabe einer Darstellung des Ehe- 
bruchsdelikts und seiner Rechtsfolgen auf Grund der Rechts- 
quellen des deutschen Mittelalters muss sich darauf beschränken 
das gesammelte Material nach den wenigen einheitlichen Gesichts- 
punkten, welche sich aufstellen lassen, zu sichten und nach diesen 
die partikulären Satzungen zu gemeinsamen Gruppen zusammen- 
zufassen. Den Ausgangspunkt für diese Gruppierung müssen 
auch hier die Strafsätze und nicht die Thatbestandsmerkmale 
des Verbrechens abgeben^), da seine Systematik und scharfe 
Begriffsbestimmung nicht bei einem Rechte gesucht werden kann, 
das zur Anwendung durch Laien und nicht du^-ch rechtsgelehrte 
Richter bestimmt war , wie denn überhaupt die mittelalterlichen 
Rechtsaufzeichnungen eine scharfe Fixierung des Thatbestandes 
fast durchweg vermissen lassen. 

Gerade bezüglich der für den Ehebruch gesetzten Strafen 
weisen die mittelalterlichen Gesetze eine Reichhaltigkeit und Bunt- 
scheckigkeit auf, welche fast ein vollständiges Bild der Geschichte 
der mittelalterlichen Strafmittel überhaupt gewährt. Da in der 
Art der angedrohten Strafen am schärfsten die Auffassung von 
dem Wesen und der Strafwürdigkeit eines Verbrechens hervor- 
tritt, so muss es uns, die wir gewohnt sind eine gewisse Gleich- 
artigkeit in der Beurteilung eines Delikts bei fast allen modernen 
Kulturvölkern wahrzunehmen, befremden, welche ungeheuere Ver- 
schiedenheit der Strafen innerhalb desselben Zeitabschnittes bei 
verschiedenen, räumlich nicht sehr entfernten Rechtskreisen sich 
bemerkbar macht, so dass von einer regelmässig eintretenden 
Strafe überhaupt nicht die Rede sein kann. 

Die Todesstrafe drohen für Ehebruch an die hervor- 
ragendsten Rechtsbücher des Mittelalters, wie der SachsenspiegeP), 
welcher in seinem 11. Buche (Art. 13 § 5) besagt: unde die in 
overhure begrepen werdet; den sal man dat hovet afslan. 



1) Deshalb werden innerhalb der einzelnen Gruppen oft landschaftlich sehr 
entfernte Rechtsgebiete zusammengefasst. 

'} Homeyer, Des Sachsenspiegels erster Theil. Berlin 1866. 
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Die Glosse bemerkt zu overhure^): dat sint de sik bi eliken 
vrowen leggen. Die Glosse legt dieser Strafsatzung den römi- 
schen Begriff des adulterium zu gründe, da sie die Tendenz ver- 
folgt den Sachsenspiegel durch das römische Recht zu erläutern, 
wie denn auch dieser römischrechtliche Ehebruchsbegriff — fleisch- 
liche Vermischung einer Ehefrau mit jedem arikderen als ihrem 
Gatten^) — in viele deutsche Partikularrechte Aufnahme fand, in- 
dem der Beischlaf mit der Ehefrau eines anderen^) (cum legitim a 
alicujus , mit eines elichin manis weip , enes mannes wyve , bey 
eines andern Ehe-Mannes Hauss-Frau) vorzugsweise als Ehebruch 
in Betracht kam, während in dem Beischlafe eines Ehemannes 
mit einer Ledigen , welcher zwar auch als Ehebruch aufgefasst 
wurde, nur ein minder strafwürdiges Delikt erblickt wurde. So 
besagt das Wiener Stadtrecht von 1340*): 

Wirt der uberhuerer und daz weip (eines mannes chone) 
gevangen, so sol der Richter gegen in payden richten 
mit dem stekchen und totten als recht ist. Wirt aber 
ein chonman mit einem ledigen weib begriffen an der uber- 
huer, den sol der Pharrer nach geistleichem recht puezzen. 
Der Ehemann erscheint also hier wie im römischen Rechte 
nur strafbar, insoferne er die Ehe eines dritten verletzt, jedoch 
machen sich die kirchlichen Anschauungen darin geltend, dass 
nicht wie bei den Römern der Ehemann, der sich mit einer Un- 
verheirateten vergeht, straflos bleibt, sondern wenigstens der 
geistlichen Busse verfällt. 

Dagegen zeigt sich der Einfluss des kanonischen Rechts, 
welches die Untreue des Ehemannes , wie die der Ehefrau mit 
gleicher Strenge verpönt, schon in der Fortentwicklung des sächsi- 



*) Ueber die Bedeutung von overhoure (— Uberhoure) gibt Aufklärung eine 
von Klenze (Lehrb. d. germ. Strafr. Berl. 1833. S. 208 f.) nach Schmeller (Baier. 
Wörterbuch. Stuttg. 1828. II, S. 234 vgl. 2. Aufl. I, S. 1158) angeführte Beicht- 
formel: daz ich mich versuntet han mit huore (stuprum), mit uberhoure (adulterium), 
mit sippeme houre (incestus) , mit unzitlichemo huore (contra naturam) , mit huores 
gefrumidi (lenocinium), mit aller slahte huore. 

") Vgl. Wächter, Lehrb. des römisch- teutschen Strafrechts. Stuttg. 1825. II, 
S. 411 ff. 

^} Auch Notzucht an einer Ehefrau wird besonders hervorgehoben, z.B.: Wirt 
eyn man, der do behurit und notigit eynis andirn mannes elich weip — (Laband, 
Das Magdeburg -Breslauer systematische SchöfFenrecht aus der Mitte des 14. Jahrh. 
Berl. 1863. B. III, Th. I, c. 34). - 

*) Tomaschek, a. a. O. S. 252. 
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sehen Rechts, wie die Magdeburger Fragen^) (IV, 7 dist. 2) er- 
kennen lassen, welche den im Ehebruche ergrififenen Personen, 
gleichviel ob Mann oder Weib, ob ehelich oder unehelich, eben- 
massig die Strafe der Enthauptung androhen. Abhängig gemacht 
wurde die Verurteilung zum Tode nach dem Sachsenspiegel 
von der Ergreifung auf frischer That ; lag eine ^Iche nicht vor 
und fand eine anderweitige Ueberfuhrung statt, so hatte diese 
zwar ein Einschreiten des weltlichen Richters zur Folge, die Strafe 
wurde aber alsdann entsprechend gemildert^). 

Dieselbe Strenge wie der Sachsenspiegel^) bekundet auch 
der Schwabenspiegel, welcher an mehreren Stellen des Ehebruchs 
Erwähnung thut. Zuerst unter den Geboten, welche aus der heil. 
Schrift entnommen und eingeführt werden mit den Worten: 

Disiuwort sint von gerichte unde sprach got selbe üz sinem 
munde wider Moysen under siniu ougen^) : Obieman bi eins 
mannes wibe lit . der über hurer und die über hurerin du 
beidu sampt sint dez todes schuldig . ob sie für daz welt- 
lich gerihte koment so sol man in daz houbet abe slahen^). 
Sodann^) an einer andern Stelle in unmittelbarer Herüber- 
nahme aus dem Sachsenspiegel: 

die mit über hure begriffen werdent . den allen sol man 
abe daz houbt slahen. 
Diese beiden Stellen haben sich gegenseitig zu ergänzen. 
Während erstere^) besagt, dass die Strafe der Enthauptung die 



») Behrend, a. a. O. S. 198. 

'*) Etliche werden von dem richter friedlos vertheilet, vervestet, und geechtet, 
als die ehebrecher. (Glosse zum Sachsenspiegel zu Lib. I, art. 51). 

^) Diese Strafsatzung des Sachsenspiegels findet sich dann wörtlich wiederholt 
in dem nicht bearbeiteten Teile des Spiegels deutscher Leute (Art. iio § 5 bei 
Ficker, Der Spiegel der deutschen Leute. Innsbruck 1859. S. 105). 

♦) Wackernagel, Das Landrecht des Schwabenspiegels. Zürich und Frauen- 
feld 1840. c. 172. 

^) Dass aber der Schwabenspiegel trotz der Herübernahme dieser Stelle aus 
der heil. Schrift nicht den mosaischen Ehebruchsbegriflf seiner Strafsatzung zu Grunde 
legen will, ergibt sich aus c. 370, wo es heisst: Hat ein mann ein weib und bricht 
seine ehe mit einer andern. 

^) V. Lassberg, Der Schwabenspiegel c. 174 (fehlt bei Wackernagel im Texte 
bei c. 149, siehe jedoch Anm. 52 daselbst (S 145). 

') Haeberlin, Juris criminalis ex speculis Saxonico et Suevico adumbratio 
(diss.). Halae 1837. p. 41 hilft sich einfach damit, dass er diese Stelle als dem mo- 
saischen Rechte entnommen für bedeutungslos erklärt, weil sie weder germanisches 
Recht enthalte noch je beobachtet worden zu sein scheine. (!) 
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Ehebrecher nur dann treffe, wenn sie zur Aburteilung vor das 
weltliche Gericht kämen, deutet die letztere an, dass die Zu- 
ständigkeit des weltlichen Gerichts überhaupt nur gegeben sei, 
wenn die Schuldigen in flagranti ergriffen würden. Fand also 
eine Ergreifung nicht statt, so beschränkte sich die Strafe auf 
eine durch den^ geistlichen Richter aufzuerlegende Busse, jedoch 
genügte auch eine andere Ueberführung, um die Scheidung wegen 
Ehebruchs durchzusetzen. Dass die Strafe der Enthauptung nicht 
unbedingt über die Ehebrecher verhängt werden sollte, sondern 
nur bei Ergreifung auf handhafter That, dürfte auch daraus hervor- 
gehen, dass c. 345 (Wackem.) des Schwabenspiegels die Schlies- 
sung einer Ehe unter den Personen, welche mit einander einen 
Ehebruch begangen haben, nach dem Tode des unschuldigen 
Gatten gemäss den Grundsätzen des kanonischen Rechts ver- 
bot. Ein solches Verbot wäre sinnlos, wenn die Todesstrafe 
unter allen Umständen an den Ehebrechern hätte vollzogen werden 
müssen. 

Ganz im Anschlüsse an den Schwabenspiegel auch unter 
Anfährung der von Gott zu Moses auf dem Berge Sinai ge- 
sprochenen Worte bedroht das Kulmische Recht ^) (V. XXIII 
§ 43) die Ehebrecher mit Enthauptung. Für minder strafbar er- 
klärte der Schwabenspiegel den von der Ehefrau eines Wirtes 
verübten Ehebruch. So besagt c. 304 (Wackem.): 

Und ist, daz ein Ittgebe veilez hat, ezen oder trinken, 
unde hat er eine hüs vrowen unde eine dirnen, die im 
stn dinc müezen bewaren ; die müezen mit den Hüten mer 
ze Schafen hän danne ander liute: da von ist in gesezet 
unde werdent si begrifen mit dem überhuore oder fus 
gezigen, man sol niht über si rihten als umb ander vrowen, 
man sol si niht ofenlichen rüegen; sie suUen ouch niht 
ofenltchen büezen: sie suUen heimeliche buoze von ir 
pharrer enphän. 

Die Heiligkeit der Ehe tritt hier ganz in den Hintergrund 
und der Ehebruch der Ehefrau eines Wirts wird ebenso wie die 
einfache Hurerei der ledigen Kellnerin nicht mit öffentlicher welt- 
licher Strafe, sondern lediglich mit geheimer Kirchenbusse ge- 
ahndet. Auch hier stösst uns, wie schon einmal, ein Missver- 

*) Leman, Das alte Kulraische Recht. Berlin 1838. S. 153. 
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ständnis in der Auffassung eines römischen Rechtssatzes auf. 
Der Verfasser des Schwabenspiegels will hier eine der 1. 29 C. 
adLeg. Jul. IX,9 nachgebildete Satzung aufstellen^). Aber Kon- 
stantin unterscheidet scharf zwischen der domina und ministra 
cauponae und sagt ausdrücklich: si domina tabema fuerit, non 
sit a vinculis iuris excepta — quum ab his feminis pudicitiae 
ratio requiratur, quae iuris nexibus detinentur et matrisfamilias 
nomen obtinent, hae autem (also die Dienerinnen) immunes a 
iudiciaria severitate et stupri et adulterii praestentur, quas vilitas 
vitae dignas legum observatione non credidit. Konstantin will 
also nur die materfamilias der Strenge des Rechts unter- 
worfen wissen, während er die viles personas von der Anklage wegen 
Ehebruchs und Hurerei ausnimmt. Der Verfasser des Schwaben- 
spiegels dagegen nimmt als Grund der geminderten Strafwürdig- 
keit an, dass solche Personen „muezen mit den liten mer 
ze schaffen hän". Die Unsittlichkeit wird entschuldigt durch den 
Gewerbebetrieb, zu dessen Förderung diese dienen soll. 

Unter den Stadtrechten, welche den Ehebruch mit dem Tode 
bestrafen, sind hervorzuheben: 

Das Hamburger Stadtrecht von 1270^) (X, V): 
So wor en man geit na enes mannes wy ve, ofte na siner dochter, 
ofte na siner nichten, de vore to kerken geit, umme to 
lasterende, unde wert he dar mede begrepen: dat schal 
he beteren mit synes sulves lyve unde mit me halse. 
Incest und Ehebruch werden an dieser Stelle mit gleicher 
Strafe bedroht, während in späteren Recensionen *) des Ham- 
burger Stadtrechts gerade der Ehebruch in diesem Artikel aus- 
gelassen ist, wie denn auch im 16. Jahrhundert in Hamburg der 
Ehebruch nur mit Prangerstrafe geahndet wurde*). 



*) Vgl. Heineccius 1. c. II, p. 165. 

2) Lappenberg, Hamburger Rechtsalterthümer. Hamb. 1845. I> S- ^2. 

^) Im Stadtrechte von 1292 (N, V) fehlt ebenso wie in der Recension von 
1497 (^j XII), „mannes wyve". 

*) So berichtet die Hamburger Chronik: a. 1537 im pinxtavent do stunt ein 
wiv baven up dem kake twe stunden lank, darum dat se unrecht to bedde gan was 
(Schiller und Lübben, Mittelniederdeutsches Wörterbuch. Bremen 1876. II, S. 417 
„kak"). Die Hamburger scheinen wie aus dem im Stadtrechte (geit na enes mannes 
wyve, umme to lasterende) und dem hier gebrauchten Ausdrucke hervorgeht, eine bild- 
liche Umschreibung des Delikts der wirklichen Bezeichnung desselben vorgezogen 
zu haben. 
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Ferner ist zu nennen eine dem südlichen Teile des deutschen 
Rechtsgebietes angehorige Rechtsquelle, das Iglauer Stadtrecht ^) 
c. 58: 

Ist abir, das man oder weip mit der wunden entrinnet, 
und domach ir aines gefangen wirt und wirt mit siben 
geczewgen überwunden, derselbe überwundene sal mit 
urtail werden enthawpt. 

Hier wird von dem Falle gesprochen, wo die beiden 
Schuldigen in flagranti ergriffen, aber nicht getötet, sondern erst 
später des Verbrechens überfuhrt werden. Wiederholt wird dieser 
Satz im Brünner Stadtrecht') (Schöffenbuch c. 490) : — et capitalem 
sententiam sustinebit. 

Die harte Strafe des Lebendigbegrabens und Pfahlens, deren 
bereits Erwähnung geschah, tritt uns wieder entgegen in der 
dem 15. Jahrhundert angehörigen Altdorfer Kriminalordnung*) 
(„das gestreng Recht"), deren § 10 besagt: 

Ob einer einen andern bey seinem weyb ergreiffit, und 
denselben mit dem Rechten überwinden wolt, So ist 
recht, das man denselben begraben soll, er sey lebendig 
oder todt, und einen stecken durch Ihn schlahen, und 
also soll man dem weyb auch thun, ob man sie begreyffit. 

Das Pfalzisch Malefitz-Recht von 1552*) bestraft zwar auch 
den Ehebruch mit dem Tode, kennt aber einen Unterschied der 
Todesart, indem es die Todesstrafe an dem Ehebrecher durch 
Enthauptung, an der Ehebrecherin durch Ertränken vollziehen 
lässt ^). 

Die erste Wiederholung des Ehebruchs straft an beiden 
Schuldigen mit dem Tode das würtembergische Gnadenreskript 
von 1586^), während sonst, wie sich weiterhin ergeben wird, häufig 
der dritte resp. vierte Ehebruch mit der Todesstrafe bedroht ist. 



*) Tomaschek, a. a. O. S. 251. 

') Rössler, die Stadtrechte von Brunn aus dem Xlll. u. XIV. Jahrhundert. 
Prag 1852. S. 228. 

3) Gengier, Deutsche Stadtrechte des Mittelalters. Erlangen 1852. S. 5. 

*) Mogg, Diss. de poena adulterii. Argent. 1736. p. 30. 

*) Auch das Corp. juris Hungar., eine Privatarbeit von 1583, welche später in 
Gerichtsgebrauch kam , lässt den Ehebruch mit dem Tode bestrafen (Schuler von 
liibloy, Siebenbürgische Rechtsgeschichte. Hermannstadt 1868. III, S. 295). 

*) Gerstlacher, Sammlung der Würtemb. Gesetze. B. II, Th. I, S. 161. 
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Die Todesstrafe konnte nach einigen Rechten durch Geld 
abgelöst werden. Hieraus mag die erst im i6. Jahrhundert häufig 
wiederkehrende Geldbusse sich entwickelt haben. Ganz deutlich 
lassen den Uebergang erkennen die umgearbeiteten Rigischen 
Statuten^) (Afafang des 14. Jahrhunderts), welche von dem Ehe- 
brecher sagen: 

Mer wert en man beholden und vor gerichte gebracht, 
so sal man eme dat hovet afslan, et ne si dat he genade 
hebben moghe an des mannes willen, des et wif sin is, 
unde so sal he deme manne geven X mr. sülvers unde 
dere stat III^). 
Uebrigens betrachten schon die in deutscher Sprache abge- 
fassten ältesten Statuten von Trient ^) die Geldbusse als eine der 
Schwere des Vergehens entsprechende Sühne. Die Hohe der 
Strafe wird hier abhängig gemacht von dem Rufe des ehe- 
brecherischen Weibes. In dieser Strafandrohung kommt aber mehr 
italienische*) als deutsche Rechtsarischauung zur Geltung, da in 
Deutschland die Geldbusse als eine allgemeine Ehebruchsstrafe, 
wie bemerkt erst einer späteren Periode der Rechtsentwicklung 
angehört. 

So drohen nur Geldbusse dem Ehebrecher an die Hofs- 
rechte zu Eikel^) (gegenüber Limburg um 1500) c. 33: 

Item watmehe ein hoflFesman, die ein ehelich weyff 
hett, beschleiff eines anderen mannes weyff off eine magt, 
die in den hoff gehörig off niet, die sali vur die boesse 
geven vier aide guldenschild sunder alle gnade. 

Eine Dorföffinung von Oeschgen (Bez. Laufenburg ®), erneuert 
1559)» bedroht ebenfalls den Ehebruch wie Spielen; Schwören und 
Zutrinken mit 10 ff, betrachtet den Ehebruch also nur als härm- 



*) Napiersky, a. a. O. S. 177 (c. 4 § 2). 

^) Auch das Dithmarsche Landrecht von 1539 lasst in der Busse von 30 Mark 
den Loskauf von der Todesstrafe erkennen; vgl. Hälschner, a. a. O. S. 417. 

*) Tomaschek, Die ältesten Statuten der Stadt u. des Bisthums Trient in deut- 
scher Sprache in: Archiv f. Kunde österr. Geschichtsquellen. Bd. XXVI, S. 122. 

*) Auch die Triester Statuten von 1 1 50 (BischofF, Oesterreichische Stadtrechte 
u. Privilegien. Wien 1857. S. 156; Statuta civitatis Tergesti II, 166) kennen nur 
den Verlust des Vermögens der Ehebrecherin an ihren Gatten als Strafe des Ehe- 
bruchs. 

*) J. Grimm, Weisthümer III, S. 66. 

*) Rochholz, Aargauer Weisthümer. Aarau 1877. S. 128 (c. 28). 
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lose Polizeiübertretung. Einen etwas höheren Strafbetrag legt 
den Ehebrechern auf das Hadeler Landrecht 1581*), nämlich 2nial 
60 Mark. Im Falle des Unvermögens der Schuldigen tritt an 
die Stelle der Geldbusse eine Auspeitschung mit Ruten. 

Eine eigentümliche Strafe ist diejenige, welche das lübische 
Recht (Ende des 12. Jahrh.)'') den Ehebrechern androht in den 
Worten (cap. 43): Si vir cum legitima alicujus deprehenditur 
iuris est, ut ipse ab ea per vicos civitatis sursum et deorsum 
trahatur per veretrum. 

Ob diese berüchtigte, dem Talionsprincip entsprechende 
Strafe^) auch wirklich zur Freude eines skandalsüchtigen Pöbels 
wörtlich vollzogen wurde, ist nicht überliefert*). Doch findet 
sich in einem Codex der in deutscher Sprache abgefassten 
Recension von 1294 der Zusatz: edder men schal ene setten uppe 
den kaak — , und hieraus dürfte wohl der Schluss gerechtfertigt 
sein, dass die alternativ angedrohte Ausstellung am Pranger 
in späterer Zeit ausschliesslich vollzogen wurde. 

Eine Redaktion des lübischen Stadtrechts für die Stadt Riga 
(und Hapsal)^) bestimmt, wenn beide Schuldige verheiratet sind: 
so sali datt wyff den mann nacket leyden (trecken) ; wyllen se 
averst tho beiden siden de schände losenn, dat steidt an denn 
Radtludenn. Die Satzung des lübischen Rechts wurde also doch 
nur in modificierter Fassung ins Rigaer Recht aufgenommen, 
während in einem dänischen Gesetze, in König Erichs Ripischem 
Stadtrecht ^), die lübische Ehebruchsstrafe sich unverändert findet. 



*) Bodemeyer, a. a. O. S. iii. 

2) Hach, Das alte Lübische Recht. Lübeck 1839. S. 198 und Codex juris 
Lubecensis civitati Dantiscanae communicatus a. MCCLXVI in: Dreyer, Sammlung 
vermischter Abhandlungen. Rostock 1754. Th. I, S. 456. 

^) Eine Aehnlichkeit mit dieser lübischen Ehebruchsstrafe , hat jene schwe- 
dische, von welcher Olaus Magnus (Gent. Septentr. Hist. 14, 6) berichtet; Si poenam 
pecuniariam dare nequierit adulter, tunc duo saxa mulieri humero tenus imponide- 
bent; et ipsa, virilibus adulteri funiculo ligatis, ipsura per plateas civitatis aspicien- 
tibus cunctis pertrahere, ac demum abjurare civitatem, deinceps non ingrediendam, 
cogetur. Siehe Liebknecht, Zur Volkskunde. Heilbronn 1879. S. 513. 

*) Vgl. über diese Strafe : Dreyer, Anmerkungen über einige in dem mittleren 
Zeitalter in Teutschland und im Norden üblich gewesene Lebens-, Leibes- und Ehren- 
strafen. Lübeck 1792. S. 132 ff. 

*) Napiersky, Die Quellen des Rigischen Stadtrechts. Riga 1876. S. 38. 

«) Jus civium Ripense 1269 bei: Ancher, Farrago leg. ant. Daniae municipal. 
Hafniae 1776. 
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Man wollte den Ursprung dieser sonderbaren, jedem Schicklich- 
keitsgefiihle Hohn sprechenden Strafe bei den Slaven^) suchen, 
doch lässt sich ein Nachweis hierfür nicht erbringen, vielmehr 
kommen ähnliche Strafen in Schweden^) und im mittelalter- 
lichen Frankreich^) vor, ohne dass man jedoch in diesen Rechten 
das Vorbild der lübischen Ehebruchsstrafe erblicken dürfte. 

Ganz vereinzelt steht die in Basel im i6. Jahrhundert 
gegen Ehebrecherinnen zur Anwendung gebrachte Strafe des 
Schwemmens da*). 

Häufig dagegen finden wir die Strafe der Verbannung, deren 
Dauer eine mehr oder minder lange, unter Umständen sogar eine 
ewige ist. Beispiele: 

In Lüneburg*) musste der Ehebrecher, welchen der Ehemann 
bei der Ergreifung nicht getötet hatte „das Land räumen." Ebenso 
in Wismar^) 1363: Gherlaous pro actu adulterio civitatem ab- 
juravit '). 

1380 wird aus Ulm®) die Verbannung eines Bürgers auf 



*) Hach, a. a. O. S. 17. 

*) Vgl. Olaus Magnus S. 32, Anm. 3. 

^) Coutume de Bergerac (art. 86) : si tous deux sont mari^s ils auront le choix 
de courir tout nuds par ladite Vüle ou de payer cent sols au Seigneur ; ebenso Cou- 
tume de Grenade (1298) ; de Vienne (ou de courir tout nuds par la ville, la femme 
ayant une chemise usque ad mamellas, ne appareant naturalia); de Mont-Faucon 
(1396), d' Angers, de B^am, de Saint -Lever. (Fournel, Traitd de FAdultfere. Paris 
1778. p 303 sq.; Sieye, 1. c. 290). 

*) Osenbrüggen, Studien zur deutschen und schweizerischen Rechtsgeschichte. 
^chafFhausen 1868. S. 352. Man band die Person an ein Seil, warf sie innerhalb 
der Rheinbrücke in den Rhein und zog sie oberhalb der Brücke wieder heraus. 

*) Lüneburgische Bauersprache aus dem 13. Jahrh. bei Bodemeyer a. a. O. 
S. HO: Were ok, dat he se behelde beyde levendich und sund, so scholde de man 

o 

deme cleghere und %inen vrunden dat land rumen vor de schmaheid. 

«) Burmeister, Alterthümer des Wismarschen Stadtrechts. Hamb. 1858. S. 24. 

') Wie wenig strafwürdig übrigens den Wismarern der Ehebruch erschien, 
kann daraus entnommen werden, dass 141 7 ein Bürger gleichfalls in die Verbannung 
wandern musste, weil er in einem Keller Wein getrunken hatte, ohne ihn zu zahlen. 

Die Stadtverweisung war öfters mit Ehrenstrafen verbunden, wie die Chronik 
von Delitsch von zwei Ehebrechern berichtet, die man gebunden mit einem Stroh- 
wisch zur Stadt ausleuchten Hess , doch ohne Staupenschlag und Pein ; sie mussten 
aber schwören die Stadt ewig zu meiden und sich an Rat und gemeiner Stadt nicht 
zu rächen (ed. Schnitze I, S. 105 bei: Rive, Geschichte d. deutschen Vormundschaft. 
Braunschw. 1866. II, S. 161.) 

*) Jäger, Ulms Verfassung, bürgerl. und commercielles Leben im Mittelalter. 
1831. S. 310. 
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Lebenszeit berichtet, doch konkurrierte in diesem Falle mit Ehe- 
bruch noch IncBKt. 

1415 sah sich der Rat von Zürich*) genötigt den häufigen 
Erscheinungen des offenbaren Ehebruchs dadurch entgegen zu 
treten, dass er sowohl die Ehemänner, welche ihre Frauen ver- 
stiessen und mit anderen („Hübschweib") öffentlich zusammen 
lebten als auch die Frauen, welche ihren Ehemännern entliefen 
und mit andern Männern öffentlich zusammen lebten, bedrohte sie 
auf so lange aus der Stadt zu verweisen, bis sie von ihren Buhlem 
abliessen. Diese Verordnung richtete sich mehr gegen das öffent- 
liches Aergemis erregende Zusammenleben, als gegen specielle 
Ehebr u c hs akt e . 

Charakteristisch für die damaligen Sittenzustände ist, dass 
auch in BaseP) 1457 eine Verordnung notwendig wurde, welche 
den im Öffentlichen Ehebruch lebenden Frauen A-usweisung an- 
drohte. 

Unter den qualificierten* mit schärferer Strafe belegten Ehe- 
bruchsfäUen verdienen in erster Reihe die für das im Rückfall 
verübte Vergehen angedrohten Strafen Erwähnung. 

Sehr oft findet sich nämlich in den Partikularrechten eine 
verschiedenartige Abmessung der Strafe, je nachdem es sich um 
die einmalige oder wiederholte Begehung des Ehebruchs handelt 
,,dieweil dann die straf billig zunimpt, wo sich das laster meret.** 
In solchen Statuten, welche meistens dem 16. Jahrhundert ange- 
hören, wird dann der erste Ehebruch nur höchst milde geahndet, 
gewohnlich mit einer Geldbusse oder einer geringen Gefängnis- 
strafe, 

Nach Basier Recht ^) (1457) wird der Mann, welcher die 
Ehe bricht, mit einer Busse von 5 ß den. belebt und wenn er 
den Ehebruch fortsetzt — soltent die rete in dorumbe strafen an 
übe und gute nach grosse sins freveis. Die Basler Ehegerichts- 
ordnung von 1533^), welche im allgemeinen eine gleiche Be- 



*) Bluntschli, Stahls- und Rechtsgeschichte der Stadt und Landschaft Zürich. 
ZMch 1838. 1, S. 427. 

*) Schnell, Rechlsquellen von Basel Stadt und Land. Basel 1856. I, S. 186 
(uud die üppigen früwen and so by erbern luten in der statt sitzent, soll man heissen 
welchen, w'Q solche frowen hingehören). 

^) Schnell, a. a. O, S. l86. 

*) Schnell, a. a. O. S. 286. 
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strafung von Mann und Frau anordnet, kennt folgende graduelle 
Strafunterscheidungen. Wegen des ersten Ehebruchs zahlt ein 
Ratsmitglied oder ein Priester lo <S, ein ge wohnlicher Bürger 
5 S; wegen des zweiten Ehebruchs trifft die Schuldigen Gefäng- 
nisstrafe in der Dauer von 6 Tagen und ausserdem eine Geld- 
busse von lo % wegen des dritten Ehebruchs g Tage Gefängnis 
und 15 ®. Verharren die Bestraften noch weiter im Laster, so 
müssen sie in die Verbannung wandern und dürfen nicht eher 
zurückkehren, bis sie ein Zeugnis über ihre Besserung beigebracht 
haben. 

Die Strafe des Appenzeller Landrechts ^) von 1568 bestand 
beim i. Ehebruch in einer Busse von 30 itt. ; der Mann sollte 
dazu noch besonders 10 S geben für den Degen d. h. um der 
Ehrlosigkeit zu entgehen; beim zweiten Ehebruch wurde die 
Geldstrafe verdoppelt und beim 3. Ehebruch erfolgte Strafe an 
Leib, Ehre und Gut^). 

Viel häufiger begegnen wir der Gefängnisstrafe als Strafe 
des I. Ehebruches. So in folgenden Rechten: 

Die Strassburger Verordnung^) von 1529 verhängt beim i. 
und 2. Ehebruch Gefängnis- und Geldstrafe, beim 3. Ausstellung 
am Pranger und Stadtverweisung und beim 4. Ehebruch (des Be- 
gnadigten) über den Mann Enthauptung, über das Weib Er- 
tränkung. 

Die würtembergische Landsordnung von 1536*) straft schon 
den I. Ehebruch mit 4wöchentlichem Gefängnis bei Wasser und 
Brod nebst einer Busse von 5 ® Heller; beim 2. Ehebruch er- 
höhen sich die Strafen auf 8 Wochen resp. 10 ^iJ. Dazu kommt 
beim Mann die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter, 
während der Frau der Besuch ehrbarer Gesellschaften sowie das 
Tragen von Schmuckgegenständen und schönen Kleidern untersagt 
wird; beim 3. Ehebruch trifft beideLandesverweisung auf Lebenszeit. 

*) Blumer, Staats- und Rechtsgeschichte der schweizerischen Demokratien. 
St. Gallen 1858. Th. II, Bd. II, S. 31. 

^) Auch das dithmarsche Landrecht von 1567 (Neues dithmarsches Land- 
recht. Glückstadt 171 1. Art. 128) verhängt über den Ehebrecher beim ersten Ehe - 
bruche eine Geldbusse von 60 Mark , bei Fortsetzung des Delikts öffentliche Aus- 
stellung am Pranger, Rutenstäupen und Landesverweisung. 

*) Sawr, Straffbuch S. 51. 

*) Des Fürstenthumbs Wirtemberg newe Landsordnung 1536. 
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Werden die Schuldigen aber begnadigt und machen sie sich nach 
ihrer Rückkehr eines 4. Ehebruchs schuldig, so wird der Mann 
enthauptet, das Weib ertränkt. 

Die tiroler Landsordnung von 1573^) bestraft den i. Ehe- 
bruch mit Gefängnis bei Wasser und Brot, ebenso den 2., aber 
unter Erhöhung der Dauer der Gefängnisstrafe, den 3. aber mit 
Landesverweisung. 

Eine ähnliche Bestimmung enthält das Recht von Pfürdt 
(= Ferrette im Oberelsass, Ende des 16. Jahrh.)^): 

Die Ehebrecher und Ehebrecherin, was standts die seindt, 
des ersten Ueberwissnen mahls, acht tag; das andermahl, 
Vierzehn tag gefenkhlich angenommen, und mit wasser 
undbrodt gespeiset werden. Welche sich aber zum dritten- 
mahl übersehen, denen soll das Landt verbotten werden. 

Als eine weitere Art des qualificierten Ehebruchs ist hervor- 
xuhebf^Ti der zwischen Christen und Juden ^) verübte. Man er- 
blickte hierin eine Ketzerei, einen Abfall vom christlichen Glauben 
und bestrafte die beiden Schuldigen mit dem Feuertode*). So 
besagt c. 268 des Schwabenspiegels (Wakern.): 

Unde ist daz ein kristen man bt einer jüdinne l!t , oder 
ein Jude bt einer kristeninne, diu sint beidiu des über- 
huores schuldic; unde man sol si beidiu über einander 
legen, unde sol si verbrennen, wann der man hat kristen 
gelouben verlougent. 

Die gleiche Strafdrohung enthält auch das Stadtrecht von 
Augsburg (1276) 5) Art. XIX § 11 ; 

Lit ein Jude bi einer cristenin, vindet man si bi einan- 
der an der handgetat, so sol man si beidiu brennen. Ist 



') DiK Neu-Reformirte Landsordnung der fürstlichen Grafschaft Tirol von 1573. 
IL VI II, tit. 40. 

-} Bonv^alot, Coutumes de la Haute - Alsace dites de Ferrette. Colmar - Paris 
iSjö. p. 314.: Entre toutes (les coutumes de la Haute- Alsace) se distingue celle 
t\i^ Ferrette par son genie profond^ment germanique, par sa haute antiquite, par sa 
prtjponderancc sur la Haute-Alsace. 

^} X0. Stobbe, Die Juden in Deutschland während des Mittelalters. Braun- 
ijchweig; 1866- S. 162 u. 266 (Anm. 151). 

*) V^l. Cod. Theodos. HI, 7; IX, 4. 

") Meyer, Das Stadtbuch von Augsburg, insbes. das Stadtrecht v. J. 1276. 
Augsburg 1S72, S. 57- 
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aber daz si der vogt inn an wirt, so si von einander 
koment, benoetet in der vog^ darumbe, so sol er si hulde 
g^ewinnen nah sinen gnaden ob man hinz im bringet als 
reht ist. 

Eine Abschwächmig der Härte dieser Strafdrphung lag 
darin, dass die Strafe des Feuertodes nur bei Ergreifung der 
Schuldigen zur Vollziehung kam, während es sonst dem Ermessen 
des Vogtes anheimgegeben war von der Anwendung des grau- 
samen Gesetzes abzusehen. Im Laufe der Zeit griff dann auch 
in Augsburg bei Beurteilimg dieses Verbrechens eine verhältnis- 
mässig grosse Milde platz, so dass 1590 ein Jude, der mit einer 
Christin Ehebruch getrieben hatte, mit Ruten ausgehauen wurde ^). 

Ebenfalls den Tod, aber durch Lebendigbegraben zu voll- 
ziehen, erkennt für den zwischen Christen und Juden verübten 
Ehebruch das Iglauer Stadtrecht c. 96*): 

Si aliquis iudeorum cum christiana muliere adulteratus 
ftierit, raptus et duobus viris convictus ambo vivi sepe- 
liantur. Simili fiat, si christianus cum iudea commiscetur, 
et raptus convincatur imo Christiane et duobus iudeis. 

Auf Pfahlung imd Konfiskation des Vermögens des Juden er- 
kennt das sog. Altprager Stadtrecht aus dem 1 3. Jahrh. (c. 1 26 [99])') : 
Uuirt ein iude mit eines elichin mannis weip begriffen, 
dor ubir sal man richtin an der weigescheide mit ainem 
pfale, des luden gut sol man in des richters gewalt irtailin*). 

Eine abschreckend grausame Strafdrohung für das in Rede 
stehende Verbrechen enthält der „Mainzer Waldbote" (1422), 
doch wird die Härte dieser Strafdrohung dadurch beseitigt, dass 
dem Verbrecher der Loskauf von dieser Strafe zugestanden wird, 



*) Stetten, Geschichte der heil. Rom. Reichs freyen Stadt Augspurg. 1743, 
I, S. 715. 

*) Tomaschek, a. a. O. S. 296. 

^) Rössler, Ueber die Bedeutung und Behandlung der Geschichte des Rechts 
in Oesterreich. Prag 1847. S. XXV. 

*) c. 125 desselben Stadtrechts: Begriffit man einen iuden by einem christin 
weibe, beider er lige, is sy ein ledig weip, is get dem iuden czu haut und czuhar, 
und das weip antwurt man in geistlich gerichte — umfasst sowohl die einfache Hurerei 
als den (einfachen) Ehebruch. Das Schwergewicht bei Bestrafung des Verbrechens 
fällt also auf den Umstand, ob das ehebrecherische christliche Weib verheiratet oder 
ledig ist. 

7 
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so dass in Wirklichkeit die Schuldigen natürlich mit einer Geld- 
busse loskommen. Die Drohung hatte daher nur den praktischen 
Zweck eine der Grösse des Stratübels, dem man entging, ent- 
sprechende Ablösungssumme von dem Schuldigen zu erlangen. 
Die Satzung lautet^): 

Auch wan eyn waldpot eyme Juden by eyner cristen frowen 
adir maget vunde unküschhit mit ör zu tribende, dy mag 
he beyd halten: do sal men dem Juden syn ding abe- 
sniden undt ein uch uzstechin, und sy mit ruten usslagen, 
adir si mögen umb ein summ dorumb theidingen. 
Nicht der Ehebruch eines Juden mit einer christlichen Ehefrau 
specieU, sondern das geschlechtliche Vergehen zwischen Juden und 
Christen überhaupt soll, wie in den meisten der vorerwähnten Ge- 
setzesstellen , auch durch diese abschreckende Strafe getroffen 
werden. 

Auffallend könnte es erscheinen, dass es nur süddeutsche 
Rechte sind, welche den Umstand, dass der Ehebruch zwischen 
Personen christlichen und jüdischen Glaubens begangen wurde, 
als straferhöhend in Betracht ziehen. Allein weitaus die grössere 
Anzahl der Juden wohnte in den südlichen Teilen Deutschlands ^) 
und überdies kann als Quelle dieser Normen der Schwaben- 
Spiegel betrachtet werden, der nameritlich in Süddeutschland 
weite Verbreitung und dessen oben erwähnte Satzung Eingang 
m die österreichischen Stadtrechte gefunden hat^). 

Der Fall des doppelten Ehebruchs, wo also beide Schuldige 
verheiratet waren, wird nur ausnahmsweise als strafschärfend 
hervorgehoben. vSo z.B. im Stadtrecht von Ofen (1290)*), welches 
besagt (c. 290): 

So der eheprecher und dye eheprecherynne paid elich 
seyn, das ist gar swer — man schol yn paiden eyn grab 
machen pey dem galgen und schol sy in das selbig lebentig 
legen und eynen stecken oder pfol durch sy payd treiben. 
In einigen Rechten wird zwar der einfache Ehebruch dem 
doppelten gegenübergestellt, ohne dass in Festsetzung der Strafe 



*} Geib, Lehrbuch des deutschen Strafrechts. Leipz. 1861. I, S. 247. 
^) Stobbe, a. a. O. S. 8. 

^) Vgl, Stobbe, Geschichte der deutschen Rechtsquellen. I, S. 432 und 
Toma^chck, a. a. O. S. 97. 

*) Michnay und Lichner, Ofner Stadtrecht. Pressburg 1845. S. 151. 
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überhaupt ein Unterschied oder doch ein wesentlicher gemacht wird. 
Hier sind beispielsweise zu nennen aus dem 13, Jahrh. das 
Rigische Stadtrecht ^), aus dem 16. Jahrh. die sächsische Polizei- 
ordnung des Kurfürsten Moritz von 1543 und die des Kurfürsten 
August von 1573^), ebenso die Mecklenburgische Polizeiordnung 
von 1572*). Dagegen stellt die Polizeiordnung für das Land 
Hadeln*) (1595) das adulterium duplex dem Ehebruche im Rück- 
falle gleich und bedroht beide Gattungen des Verbrechens mit 
dem Tode. 

Nicht nur Wiederholung des Ehebruchs, sondern auch noch 
Stand ^) und Geschlecht der Schuldigen berücksichtigt bei Fest- 
setzung der Ehebruchsstrafe die bayerische Landsordnung von 
1578^). Sie bedroht Männer aus der niederen Volksklasse'') 
wegen des i. Ehebruchs mit i Monat Gefängnis bei Wasser 
und Brot sowie mit Kirchenbusse, wegen des 2. mit ewiger 
Landesverweisung und wegen des 3. mit peinlicher Strafe. Die 
den mittleren Ständen ®) angehörigen Ehebrecher ^) wurden beim 
I. Ehebruch mit 14 Tagen Gefängnis und ausserdem je nach 

') Napiersky, a. a. O. S. 38 (c. 55 u. 56). 

*) Carpzov, Pract. nov. rer. crim. Franc. 1758. P. II, q. 54 n. 17, 18, 

3) Jarcke, a. a. O. S. 37. 

♦) Boderaeyer, a. a. O. S. iii. 

*) Vgl. über die Berücksichtigung der Standesverschiedenheit: Heller, Ueber 
die Strafe des Ehebruchs nach den Begriffen und Gesetzen der alten und neuen 
Deutschen. Ulm 1773. S. 50). 

•) Der Fürstlichen Bayrischen Landsordnung weittere erclerung (München bey 
Ad. Berg 1578. Auf die Bestimmungen dieser Landsordnung verwies dann auch: 
Landrecht, Policey: Gerichts- Malefitz- und andere Ordnungen Der Fürstenthumben 
Obern und Nieder Baym. München 1616 (Tit. VIII, Art. 3, S. 825). 

') fol. XXIII. Straff derPauern, Hueber, Söldner, Tagwerker auf dem Land. 
Item der geringen Personen in Stetten und Märckten. 

^) Daselbst : Straff, under denen, so von den alten Geschlechtern, Rathsverwonnten, 
Kauff : und Handelssleuth, oder andere ansechliche, auch ringere Burger seind. 

*) Hier möge ein interessanter von Lipowsky (Geschichte des baierischen 
Kriminalrechts. München 1803. S. 79) mitgeteilter Auszug aus dem Münchner 
Stadtrats-Protokoll vom 3. August 1554 zum Abdruck gelangen, dessen origineller 
Wortlaut folgender ist: „Veit Aheimer Metzger. Ist anheut In ainem vollen Rhat 
8 tag auff den thurm und hinab geschafft und gelegt, und darzue umb zehen tausend 
Stain zur gemeinen Stat-Cammer mit sambt der Für gstrafft worden der Ursach halber, 
dass er seiner Dim ain khindt gemacht, und ain Ehlichsweib hab, so schöner ist 
als die Dirn." Die Schönheit der eignen Ehefrau scheint hier ebenso als Straf- 
schärfungsgrund betrachtet worden zu sein, wie anderseits auch die Schönheit des 
Weibes, mit welcher Ehebruch verübt wurde, für den Ehebrecher als Strafmilderungs- 
grund in Betracht kam. (Damhouder Prax,, rer. crim. c. 9, c. 12 ; Jarcke, a. a. O. S. 58.) 
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ihrem Vermögensstande mit 150, 100. oder 50 ffi bestraft und 
zwar war der Ertrag der Geldbusse zum Besten der Armen, 
Kirchen oder gottseliger milder Werke zu verwenden. Ehe- 
brecher aus dem Stande der Ritterschaft und des Adels sollten 
wegen des i. Ehebruchs mit 4 Pferden 5 Monate wider den Erb- 
feind, den Türken, oder im Kriegsfall gegen die Feinde Bayerns 
auf eigene Kosten zu Felde ziehen; wegen des 2. Ehebruchs 
traf die Angehörigen der mittleren Stände ewige Landesver- 
weisung, die der höchsten Stände Entsetzimg von Aemtem und 
Würden; wegen des 3. Ehebruchs sollten sie „für das strenge 
Malefitz Recht" gestellt werden. 

„Und dieweil der Weiber Eebruch hierunder nicht weniger, 
ja auch vil höher zu bedencken", wurden die Frauen aus der 
niedrigsten Volksklasse wie die Männer, die der mittleren mit 
14 Tagen Gefängnis beim i. Ehebruch bestraft; beim 3. Ehe- 
bruch werden sie wie die Männer vor das Malefitzrecht gestellt. 
Die Bestrafung der Ehebrecherinnen aus der Ritterschaft und 
dem Adel wird aber ihren Ehemännern überlassen, indem diesen 
gestattet wird, die Schuldige auf ihren Schlössern zeitlebens in 
ein Gefängnis einmauern zu lassen. Diese Bestimmung über- 
trägt also wieder (^em Ehemanne das Recht eine gesetzliche 
Strafe an seiner Ehefirau zu vollziehen, es wird wie in der ersten 
Periode die Strafgewalt des Ehemannes über die eigene Gattin 
anerkannt. 

Diese Berücksichtigung des Standes ^) bei der Strafabmessung 
findet sich überhaupt erst gegen Ende der Periode, nirgends aber 
in so eingehender Weise geregelt wie in der bayrischen Lands- 
ordnung, welche deshalb hier im Auszug mitgeteilt wurde. 

Ein Fortschreiten der Gesetzgebung von der Milde zur Strenge 
lässt sich also ebensowenig wie das Gegenteil aus den hier an- 
geführten Rechtsquellen konstatieren. Die Todesstrafe wird von 
den Rechtsbüchern des 13. Jahrhunderts ebenso wie von den 
Partikularrechten des 16. Jahrhunderts für den Ehebruch ange- 



*) Die Mecklenburgische Polizeiordnung von I572(jarcke, a. a. O. S. 44) ver- 
bietet die Berücksichtigung des Standesunterschiedes und droht ausdrücklich jedem 
Ehemanne oder ledigen Gesellen, der sey Edel oder Unedel, bey eines andern Ehe- 
Mannes Hauss-Frau schläift — ohne Barmherzigkeit oder Ansehen der Person — 
die Schwertstrafe an. 
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droht. Daneben finden sich Ehren-, Geld- und Gefängnisstrafen 
in buntem Durcheinander, so dass eine einheitliche principielle 
Entwicklimg nach keiner Richtung nachweisbar ist. 



3. Der privilegierte- Ehebruch. 

Höchst sonderbare moralische Anschauungen treten in einigen 
mittelalterlichen Weistümem zu Tage, welche weit entfernt den 
Ehebruch als ein verabscheuungswürdiges Verbrechen mit harter 
Strafe zu bedrohen denselben als eine erlaubte ^) Handlung be- 
trachten und zu dessen Begehung geradezu auffordern. 

Westfälische Weistümer, wie das Benker Heidenrecht*) 
sprechen nämlich aus, dass — so ein guit man seiner firau ihr 
fraulick recht nicht doen könne, dat sey dar over klagde — , 
dieser sie zu seinem Nachbaren bringen und denselben bitten 
solle seiner Frau zu helfen. 

Andere wie die Landfeste von Hattnegge^ (n. 77), das 
Bochumsche Landrecht ^) und der sieben freien Hagen Recht ^) 
fügen noch hinzu, dass wenn der Nachbar dieser Bitte nicht ent- 
sprechen wolle oder könne, der Mann seine Frau geschmückt 
und mit einem Beutel voll Geld beladen auf den Jahrmarkt 
bringen soll — „und kann man ihr alsdann noch nicht genug 
helfifen, so helfifen ihr thausend düffel". 

Es ist unbegreiflich, wie unter der grossen Anzahl von Par- 
tikularrechten, welche den Ehebruch mit mehr oder minder scharfer 
Strafe belegen und deren Lücken ergänzt werden durch die parallel 
laufende Kompetenz der geistlichen Gerichte, welche den Ehe- 
bruch nach den Vorschriften des kanonischen Rechts zu ahnden 
hatten, ein derartiges abnormes Herkommen sich noch bis ins 
späte Mittelalter erhalten konnte. Entstammen diese Weistümer 
auch erst dem 15. Jahrhundert, so unterliegt es doch keinem 



1) Schröder, Weisthümer von J. Grimm, 7. Theil (Register). Göttingen 1878. 
S. 233 fasst Fälle dieser Art unter der Bezeichnung „erlaubter Ehebruch" zusammen. 

') J. Grimm, Weisthümer. III, 42, 27 (die Benker Heide liegt auf der Strasse 
von Lünnem nach Hamm). 

^) Ebendaselbst III, 48, 77 (jetzt Hattingen in der Ruhrgegend). 

♦) Ebendaselbst HI, 70, 52. 

») Ebendaselbst III, 311, 32 (7 Dörfer in der Grafschaft Schaumburg). 
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Zweifel, dass in denselben altes, schon seit Jahrhunderten ge- 
übtes Recht zur Aufzeichnung gelangt ist. Dass aber der Ein- 
fluss der Kirche es nicht dahin zu bringen vermochte die Fort- 
erhaltung und Fixierung dieses mit der kirchlichen Lehre grell 
kontrastierenden Herkommens zu verhindern, muss als höchst auf- 
fallende Erscheinung betrachtet werden. 

Einige Auf klärung dürfte vielleicht der Umstand gewähren, 
dass sämmtliche angeführte Weistümer auf westfälischem Boden 
entstanden sind. Gerade dem westfälischen Bauern konnte daran . 
gelegen sein einen Erben für seinen Grundbesitz zu haben. War 
dies auf natürliche, legitime Weise nicht möglich, so verfiel 
man auf jenen seltsamen Ausweg, welcher der Eheft'au zu einem 
Sprössling verhelfen, den Hauptzweck der Ehe erfüllen und eventuell 
einen gesetzlichen Erben ins Dasein rufen sollte, lieber die Illegi- 
timität der geschlechtlichen Beiwohnung setzte sich der west- 
fälische Bauer, der eben unter allen Umständen sein Stammgut nicht 
in ganz fremde Hände gelangen lassen wollte, hinweg. Erfolgte ja 
dies Beilager nur einmal und zwar mit seiner Zustimmung, während 
er durch die Fortsetzung desselben auch sich selbst als Erzeuger 
seines Erben betrachten konnte. Ueber die wirkliche Ausübung 
dieses erlaubten Ehebruchs liegen historische Zeugnisse natürlich 
nicht vor, doch lässt die Wiederholung dieser Satzung in ver- 
schiedenen Bauemrechten das thatsächliche Vorkommen dieses 
ungeheuerlichen Missbrauchs kaum in Zweifel ziehen. 

Aus ganz anderen Gründen erscheint der Ehebruch privi- 
legiert in dem Ehehaftrecht zu Wilzhut^), welches denjenigen, 
der unentschuldigt vom Dinge ferne bleibt, mit einer Busse von 
V2 S Pfennig bedroht. Nach dem einer Abschrift hinzugefügten 
Zusatz soll für den Fall der Uneinbringlichkeit der Geldbusse 
der Ofen des Säumigen eingeschlagen werden und wenn ein 
solcher nicht vorhanden ist — so soll der pfleger jme sein haus- 
frau, wovernesjme gefielle, prautten, gefiel es aber dem pfleger 
an der gestalt nicht, so mags der pfleger dem gerichtsschreiber 
zu verrichten vergönnen, wo es demselben auch nicht gelegen 
wäre, so soll es dem ambtman, wie dhen gesetzt, zu thun ge- 
schafft und auferladen werden. 



*) J. Grimm, Weisthümer III, 680 n. (Wilzhut zwischen Salzburg und 
Braunau); vgl. Osenbrüggen , Rechtsalterthümer aus österreichischen Pantaidingen. 
Wien 1863. S. 5. 
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Die Stelle ist ein Beleg für die grosse Wichtigkeit, die man 
der Dingpflichtigkeit beilegte und wie man vor keinem Mittel 
zurückschreckte, welches deren Erfüllung erzwingen konnte. 
Man muss dieNaivität anstaunen, mit welcher die Stellvertretung 
bei Vollziehung dieser Strafe geregelt wird. 

In diese Kategorie des privilegierten Ehebruchs fallt ferner 
noch das vielfach erörterte sog. jus primae noctis^). 

Zwei schweizerische Rechtsaufzeichnungen , die Oeffnung 
von Muri 1543^) und die Oeffnung der Hausgenossen zu Hirs- 
landen und Stadelhofen 1538^), sind uns erhalten, in welchen 
dem Herrn oder dessen Beamten das Recht zuerteilt wird, in 
der Brautnacht der hörigen Braut beizuwohnen, allerdings ward 
gleichzeitig, dem hörigen Bräutigam die Befugnis zuerkannt, mit 
einer geringen Abgabe dieses Recht für sich abzulösen. 

Sicher ist auch hier der Inhalt der Weistümer nur altüber- 
liefertes Herkommen, in welchem sich die äusserste Konsequenz 
des Rechts des Herrn über den Hörigen darstellt. Ob dieses ius 
primae noctis überhaupt praktisch bethätigt wurde ist vielfach be- 
stritten. Das Richtige dürfte vielleicht in der Annahme liegen, dass 
das „Recht der ersten Nacht", welches in beiden Oeffmmgen 
vorangestellt ist, so dass die Ablösung erst an zweiter Stelle ge- 
nannt wird, nur in der ältesten Zeit, wo das Herrenrecht gegen- 
über dem Hörigen in seiner vollen Strenge und in seinen äussersten 
Konsequenzen zur Geltung gebracht wurde, praktisch geübt 
worden ist. Dann wird das Schmachvolle dieses Rechts einer 
besseren Einsicht gewichen sein in dem Sinne, dass man den 
Hörigen den Loskauf von diesem schändlichen Rechte des Herrn 
durch Erlegimg einer geringen Abgabe ermöglicht hat, so dass, 
wie Osenbrüggen*) richtig bemerkt, „das ius primae noctis des 



*) Vgl. hierüber Bluntschli, Staats- und Rechtsgeschichte der Stadt- und Land- 
schaft Zärich. II, S. 189; v. Maurer, Gesch. der Fronhöfe. Erlangen 1863. III, 
S. 169; Osenbrüggen, Das ius primae noctis in: Studien zur deutschen und schwei- 
zerischen Rechtsgeschichte. SchafFhausen 1868. S. 84; Gierke, Humor S. 27. 

») J. Grimm, Weisthümer. I, S. 43. 

^) Zeitschrift für Schweiz. Recht IV, 70 bei Osenbrüggen, Das ius primae 
noctis a. a. O. S. 84. 

♦) a. a. O. S. 97. 
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Meiers oder Vogts sich darstellt als eine Aeussening' der aus 
alter Zejt herüberragenden persönlichen Hörigkeit in ihrer ganzen 
Strenge, an deren Stelle aber in Wirklichkeit eine Abgabe ge- 
treten ist, die in ihr den Rechtstitel hat." 

Mit Genugthuung ist aber zu konstatieren, dass nur in zwei 
deutschen Rechtsquellen die Zulässigkeit dieses Missbrauchs 
grundherrlicher Gewalt anerkannt ist und somit derselbe auf 
deutschem Boden jedenfalls keine weite Verbreitung gefunden 
hat. Immerbin muss es aber auffallend erscheinen, dass zu 
wiederholten Malen, bei den verschiedenartigsten Rechtsverhalt- 
nissen, der Ehebruch durch das Recht geradezu sanktioniert wor- 
den ist. 
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